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n „Zeiten der Globalisierung, einer
von Kriegen und Krisen erschütter-
ten Welt“ sind viele Menschen auf
der Suche nach „Halt und Orientie-
rung“. Bundestagspräsident Norbert
Lammert formuliert bei seiner feier-

lichen Begrüßung des „Heiligen Vaters“ die
Bedürfnisse der Menschen – und die Erwar-
tungen an Kirche, Religion und Papst. 
„Noch nie in der Geschichte hat ein Papst
vor einem gewählten deutschen Parlament
gesprochen“, betont der Präsident des Ho-
hen Hauses die Bedeutung dieses Tages und
heißt das Oberhaupt der katholischen Kir-
che herzlich willkommen, „in Deutschland,
Ihrem Heimatland“ und „ganz besonders
hier im Deutschen Bundestag“. Und Bene-
dikt XVI. wird die Erwartungen erfüllen. Er
überrascht das Parlament und die ganze Na-
tion – mit einer Rede von universeller Be-
deutung. Es ist 15 Uhr, eineinhalb Stunden
vor Beginn, die Presse- und Besuchertribü-
nen in den oberen Rängen sind schon gut
gefüllt. „Hätten wir uns auf die gegenüber-
liegende Seite gesetzt, hätten wir einen bes-
seren Blick auf die Grünen gehabt“, nörgelt
ein Journalist. Der vorauseilende Frust er-
weist sich als unberechtigt. 
Drei üppige Blumenbouquets stehen vor
dem Rednerpult auf den Plätzen der Steno-
grafen. Weiß und gelb sind die Blüten – die
Farben des Vatikans. Um kurz vor halb fünf
kommen Abgeordnete, Ministerpräsiden-
ten und Kabinettsmitglieder. Es wird ruhi-
ger, dann leise. Die Vorsitzenden der Frak-
tionen betreten den Raum. Dann der Gong.
Alle erheben sich. Stille. Der Papst betritt
den Plenarsaal. Blitzlichtgewitter. Minuten
langer Applaus. Alle wissen: Es kann Jahr-
hunderte dauern, bis ein solches Ereignis
wiederkehrt. Wohl keiner der Anwesenden
wird derartiges ein zweites Mal erleben.
Wie auf ein Regiekommando hin fällt gol-
denes Licht durch das Hauptportal des
Reichstags; ein blauer Himmel steht über
der Reichstagskuppel von Sir Norman Fos-
ter, die Transparenz und Offenheit des deut-
schen Parlaments verkörpert.

Bedeutung des Grundgesetzes Bundes-
tagspräsident Norbert Lammert verweist auf
die Verankerung der „christlichen Glau-
benstradition“ in der deut-
schen Verfassung. „Im Be-
wusstsein unserer Verant-
wortung vor Gott und den
Menschen“, heißt es in der
Präambel des Grundgeset-
zes. Das, wie es im Geleit-
wort Lammerts geschrieben
steht, „das wichtigste Doku-
ment unseres demokrati-
schen Selbstverständnisses“
ist. Das „Recht auf Leben“ ist
gleich im zweiten Artikel
des deutschen Grundgeset-
zes verankert. Und hier setzt ein zentraler
Punkt der Rede des Papstes an: Dürfen wir
alles, was wir können? Die Frage nach dem,
was rechtens ist, ist, so Benedikt, „heute in
der Fülle unseres Wissens und unseres Kön-
nens noch sehr viel schwieriger geworden“.
Denn die Erkenntnisse der Wissenschaften
haben dazu geführt, dass der Mensch „sich
selbst manipulieren“ kann. „Er kann sozu-
sagen Menschen machen und Menschen
vom Menschsein ausschließen“. Der Papst
appelliert in diesem Kontext an das Parla-
ment: „Dem Recht zu dienen und der Herr-
schaft des Unrechts zu wehren, ist und
bleibt die grundlegende Aufgabe des Politi-
kers.“

Liebe zur Weisheit Nicht umschifft hat der
Papst die spitzen Klippen konfliktbelaste-
ter Einzelfragen, er ist über sie hinausge-
gangen, hat sich und das Welt- und Selbst-
verständnis seiner Kirche ganz grundsätz-
lich erklärt. Sein Werkzeug trug er im Kopf
mit sich: die Philosophie. „Philopsophia“,
die „Liebe zur Weisheit“, zum Wissen, zur
Wahrheit – sie ist beim Papst so unverkenn-
bar ausgeprägt wie bei wenigen. Vielerorts
in Vergessenheit geraten, an ihre Stelle sind
die Naturwissenschaften getreten. Die ei-
gentlich auf der Philosophie gründen,
nicht diese ersetzen. Denn die Philosophie
bildet das Fundament unserer modernen
Zivilisation. Ohne sie ist alles nichts. Diese
Erinnerung hat Benedikt XVI. uns mitgege-
ben.

Ursprung des Seins Vor langer Zeit, im an-
tiken Griechenland, als Naturphänomene
wie Blitz und Donner noch als Eigenschaf-
ten zorniger Götter interpretiert wurden

und die Menschen sich vor
der Natur fürchteten, nahm
das Fragen nach dem Sein
und dem Dasein des Men-
schen ihren Ursprung. Dass
es eine erste Ursache allen
Seins geben müsse, war die
Schlussfolgerung, die als
aristotelischer Gottesbeweis
in die Geschichte einging.
Es waren die geistigen Vor-
gänger Benedikts XVI., die
die Liebe zur Weisheit vor
mehr als zwei Jahrtausen-

den zu erweitern begannen. So entstanden
Grundzüge des modernen Rechts, die Ma-
thematik, die Geografie. Die Vereinzelung
der Wissenschaften ist eine moderne Ent-
wicklung; noch vor wenigen Jahrhunderten

konnte ein Mensch problemlos alle wichti-
gen Werke der Menschheit in einer Lebens-
spanne studieren. 

Glaube und Vernunft Als im Mittelalter die
Logik der griechischen Antike auf den
christlichen Glauben trifft, entsteht da-
durch für die Kirchenväter kein Wider-
spruch, sondern eine Symbiose von Glaube
und Vernunft. Ihre These ist: Ein Gott als
erste Ursache allen Daseins muss vollkom-
men sein. Und wer vollkommen ist und et-
was schafft, der kann dies nur aus Liebe tun.
So begründet die christliche Philosophie
auch das angeborene Gewissen und die Ver-
antwortung vor Gott, Recht und Gutes zu
tun. Hier setzte Benedikt XVI. in seiner Re-
de vor dem deutschen Parlament an. Er
spricht über das Recht, und zwar in aller
Deutlichkeit: „Wir haben erlebt, dass Macht
von Recht getrennt wurde“, mahnt der Papst
aus Deutschland. Macht müsse immer mit
dem Bewusstsein um Verantwortung, um

wahres Recht einhergehen, sagt er. Nur
ethisch und moralisch rechtes Handeln
könne Bestand haben. Und recht zu han-
deln, sei nur möglich im Wissen um die 
Verantwortung vor Gott und der Schöpfung. 

Wohl der Bundesrepublik Eine Konkur-
renz zwischen Demokratie und Kirche lässt
Benedikt nicht aufkommen. Offensiv be-
grüßt er das demokratische System der Bun-
desrepublik und die Institution des Deut-
schen Bundestags als „demokratisch ge-
wählte Volksvertretung“, die „zum Wohl der
Bundesrepublik“ arbeiten. Wer von seinen
Kritikern anwesend ist, kann nicht anders,
als ihm zuzustimmen. Doch Benedikt
mahnt zugleich: vor einem Missbrauch des
Prinzips der Mehrheit. Demokratische Ab-
stimmungen, sie seien nur dann ein genü-
gendes Kriterium der „rechtlich zu regeln-
den Materien“, wenn die Grundlage stim-
me, in der die „Würde des Menschen“ als
„unantastbar“ festgeschrieben ist. Benedikt

schlägt die Brücke  zwischen kirchlicher
Lehre und Demokratie.

Ökumene Auch dem Wunsch „vieler Men-
schen in Deutschland“, den Norbert Lam-
mert eingangs formuliert, das im Pontifikat
des ersten deutschen Papstes nach der Re-
formation „nicht nur ein weiteres Bekennt-
nis zur Ökumene, sondern ein unüberseh-
barer Schritt zur Überwindung der Kirchen-
spaltung“ erfolgt, kommt der Papst entge-
gen. „Die Kultur Europas ist aus der
Begegnung von Jerusalem, Athen und Rom
– aus der Begegnung zwischen dem Gottes-
glauben Israels, der philosophischen Ver-
nunft Europas und dem Rechtsdenken
Roms entstanden. Diese dreifache Begeg-
nung bildet die innere Identität Europas.“
Hier findet sich auch das Denken Benedikts
wieder, dass Ökumene und den Dialog zwi-
schen den Religionen begründet. 

Lob für Umweltschützer Und dann über-
rascht Papst Benedikt, noch einmal, seine
langjährigen Kritiker: Die Ökologiebewe-
gung der 1970er Jahre habe „frischen Wind
hereingelassen“. Aber, so bemerkt er, „Pro-
paganda für eine politische Partei“ wolle er
keine machen. Doch sei „Materie nicht nur
Material für unser Machen“, sondern „dass
die Erde selbst ihre Würde in sich trägt“. Ka-
tholische Lehrmeinung und Öko-Bewegung
– noch nie schienen sie so sehr Streiter für
dieselbe Sache zu sein. Spontaner Applaus
kommt von allen Seiten. Es ist zehn nach
fünf, der Papst schließt seine Rede mit dem
Appell, der Gerechtigkeit und dem Frieden
zu dienen. Stehende Ovationen. Bundes-
tagspräsident Norbert Lammert dankt Be-
nedikt für die Rede, die er einen „wichtigen
Beitrag zur notwendigen öffentlichen Aus-
einandersetzung zu ethischen Grundla-
gen“ und „zum notwendigen Dialog zu
Kulturen, Religionen und Weltanschauun-
gen“ nennt. Um 17.17 Uhr ist dieses denk-
würdige Kapitel abgeschlossen und im Ge-
schichtsbuch des Deutschen Bundestages
festgeschrieben.  Verena Renneberg ❚

Weisheit statt Kontroverse 
STAATSBESUCH Papst Benedikt XVI. überrascht mit universalen Gedanken und lobt das Grundgesetz

Die Reden des Papstes und des Bundestagspräsiden-
ten im Wortlaut finden Sie in der beiligenden Debat-
tendokumentation.
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„Noch nie in der Geschichte hat ein Papst vor einem gewählten deutschen Parlament gesprochen“: Bundestagspräsident Norbert Lammert (CDU) empfängt Papst Benedikt XVI.

Jean-Claude Perisset Der Botschafter des
Heiligen Stuhls in Berlin, Erzbischof Jean-Clau-
de Périsset (72), gehörte zu den ersten, die

Papst Benedikt XVI.
bei seiner Ankunft in
Tegel begrüßten.
Beim offiziellen
Deutschlandbesuch
des Kirchenober-
haupts stand auch
der Nuntius im Zen-
trum des Interesses.
Er hatte die Reise
maßgeblich mit vor-
bereitet, in der Nun-

tiatur in Neukölln übernachtete der Papst bei
seiner Berlin-Station.Périsset durchlief die klas-
sische Laufbahn eines Vatikandiplomaten. Den
Papst vertritt der sechs Sprachen fließend spre-
chende Schweizer seit 2007 in Deutschland.
Der Posten hierzulande gilt als besonders
schwierig: Der Nuntius muss den Bischöfen die
Anliegen der Kurie vermitteln und in Rom die
Befindlichkeiten des als schwierig geltenden
deutschen Katholizismus vermitteln. kru ❚

Bundestagsabgeordnete bekennen sich
zum katholischen Glauben. Davon sitzen die
meisten (55,3 Prozent) in der CDU/CSU-Frak-
tion. Bei der Fraktion der FDP sind 21,5 Pro-
zent katholisch, bei der SPD 15,1 Prozent, bei
Bündnis 90/Die Grünen 13,2 Prozent. In der
Linksfraktion ist nur eine der 76 Abgeordne-
ten katholisch. 180 der 620 Bundestagsabge-
ordneten sind evangelisch, drei muslimisch.

KOPF DER WOCHE

Schwieriges 
Amt in Berlin

ZAHL DER WOCHE

183

ZITAT DER WOCHE

»Willkommen
zu Hause,
Heiliger 
Vater.«
Bundespräsident Christian Wulff bei
der Begrüßung von Papst Benedikt XVI. am
vergangenen Donnerstag im Garten von
Schloss Bellevue.

Das Parlament 
Frankfurter Societäts-Druckerei GmbH 
60268 Frankfurt am Main
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»Es ist mir eine
Ehre und
Freude,

vor diesem
Hohen Haus 

zu sprechen.«
Papst Benedikt XVI.

Man muss kein Katholik, nicht einmal Christ sein oder überhaupt an ei-
nen Gott glauben, um vom Auftritt Benedikt XVI. im Deutschen Bundes-
tag beeindruckt zu sein. Dieser Papst hat vor dem höchsten vom Volk ge-
wählten Verfassungsorgan eine Rede gehalten, auf die vielerlei Attribute
zutreffen: philosophisch, theologisch-analytisch, für
manchen sicher auch diskussions-, vielleicht sogar kri-
tikwürdig, in jedem Fall aber intellektuell herausragend.
Abermals hat Benedikt XVI. den Einsatz der Politik für
Frieden und Gerechtigkeit in der Welt betont. Er hat die
Grundlagen des freiheitlichen Rechtsstaats referiert, auf
die Verantwortung der Demokratie für ein Leben der
Menschheit in Würde verwiesen, die Bedeutung des kul-
turellen Erbes Europas erläutert.Werte und Ansätze mit-
hin, die jenseits parteipolitischer Präferenzen einver-
nehmliche Grundlage allen Strebens auch im Deutschen
Bundestag sind.
Der souveräne Vortrag macht die von vielen als wenig souverän empfun-
dene Debatte um das Rederecht des Papstes im Parlament vergessen. Es
gehört zur Demokratie, dass der Bundestag frei entscheidet, wen er ein-

lädt. Ebenso frei bestimmt jeder Abgeordnete, ob er diesem Gast im Ple-
num zuhören möchte. Und wer es mit seiner Auffassung von Höflichkeit
vereinbaren kann, mag sein Demonstrationsrecht nutzen, um gegen die
Anwesenheit des Besuchers zu protestieren. Das entbindet aber nicht von

der Pflicht zu respektieren, dass andere den Gast schät-
zen, mindestens aber bereit sind, ihn zu tolerieren.
Der Besuch von Benedikt XVI. in Deutschland wird noch
lange nachhallen. Zustimmung wie Kritik werden man-
nigfach zu hören sein. Gewiss ist, dass Gesagtes wie
auch Ungesagtes die Diskussionen befruchten: über die
Ökumene, den Streit zwischen konservativen und re-
formorientierten Katholiken, über das Verhältnis des Va-
tikans zum Judentum oder zum Islam, die furchtbaren
Fälle von Kindesmissbrauch in der katholischen Kirche.
Insofern war gerade der Auftritt des Papstes im Bundes-

tag im wahren Sinne des Wortes ein Beitrag zum Dialog über politische
und gesellschaftliche Fragen. Gibt es einen geeigneteren Ort als den Ple-
narsaal eines Parlamentes, um für Auseinandersetzung in der Sache zu
werben? 
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Ein Beitrag zum Dialog
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Wie bewerten Sie die Ansprache von
Papst Benedikt XVI. vor dem Deutschen
Bundestag?
Es hat mich sehr gefreut, dass der Papst die
Ökologiebewegung so gelobt hat. Das
zeigt, dass die Bewahrung der Schöpfung
eine ganz große Aufgabe in Europa und 
der ganzen Welt ist. Ein wichtiges Signal
war es auch, deutlich zu machen, dass es
in der Politik nicht um Macht und Geld,
sondern zuerst um Recht und Gerechtig-
keit geht.

Viele Abgeordnete der Opposition von
SPD über Bündnis 90/Die Grünen bis hin
zur Linkspartei blieben der Papst-Rede
fern. Was sagen Sie dazu? 
Das war im Rahmen der Freiheit möglich
und darüber muss sich niemand wirklich
aufregen. Wir hatten auch schon andere
Gäste im Hohen Haus, wo es weniger Dis-
kussionen gab, aber deren Besuch mindes-
tens genau so diskussionswürdig gewesen
wäre. Ich möchte hier nur an den ,lupen-
reinen Demokraten’ Putin erinnern.

Von den ferngebliebenen Abgeordne-
ten sahen viele durch den Papst-Auftritt
im Bundestag die Trennung von Staat
und Kirche verletzt. Hatten Sie damit kei-
ne Probleme?
Wir haben den Papst 2009 zum Jubiläum
der Römischen Verträge als Staatsober-
haupt des Vatikans und nicht als Religions-
führer eingeladen. Als Kirchenoberhaupt
feierte er die Heilige Messe in Berlin 
und anderswo und traf sich mit Vertretern
verschiedener Religionen. Der Papst hatte
also sozusagen verschiedene Hüte auf die-
ser Reise auf, im Bundestag war er Staats-
chef. 

Gleichwohl redete der Papst natürlich
auch als Kirchenoberhaupt vor dem Bun-
destag. War das nicht ein Dammbruch,
müssen nicht künftig auch Führer ande-
rer Religionen vor dem Plenum reden
dürfen?
Wenn die anderen Religionsführer zu-
gleich Staatschefs wären, müssten sie auch
eingeladen werden. Eine weitere Anmer-
kung dazu: Wollte man den Papst nicht im
Parlament reden lassen, müsste man mir
auch verbieten dort zu reden, denn ich bin
auch Präses der Evangelischen Synode in
Deutschland und damit faktisch auch in
einer Doppelrolle. Ich rede aber natürlich
im Bundestag als gewählte Abgeordnete.

In Ihrer Fraktion gibt es scharfe
Papstkritiker. So warf Ihr Parteifreund
Volker Beck Benedikt ,Geschichtsverges-
senheit’ wegen der angestrebten Aussöh-
nung mit den abtrünnigen Pius-Brüdern
vor oder er sagte über den deutschen
Papst mit Blick auf seinen Umgang mit
Homosexuellen, Protestanten oder Musli-
men, er sei ,diplomatisch so geschickt’
wie George W. Bush. Was sagen Sie dazu? 
Ich bin früher in der DDR für die freie Mei-
nungsäußerung auf die Straße gegangen.
Volker Beck hat seine Meinung zum Papst
geäußert. Da mag jeder beurteilen, wie er
darüber denkt. Ich finde es richtig, 
deutlich zu machen, dass es auch Kritik an
der katholischen Kirche gibt. Auch an die-
sem Papst, auch an der Frage, wie er mit be-
stimmten Fragen, die das Leben von Men-
schen betreffen, umgeht. Schaut man sich
die einzelnen Menschen in unserer Zeit an
oder ist man Doktrinen verhaftet, die die
katholische Kirche vor Jahrhunderten aus-
gegeben hat? Das betrifft etwa die Sexual-
moral oder auch die Frage der wiederver-
heirateten Geschiedenen. Der Bundesprä-
sident hat sich zu letzterem eingelassen
und ist nicht als vehementer Papstkritiker
bekannt.

Wie ist überhaupt die Relevanz von
Christen bei den Grünen? Sind sie dort
eine Minderheit? 

Nein. In der Bundestagsfraktion Bündnis
90/Die Grünen sind Christinnen und Chris-
ten zum Beispiel keine Minderheit. Das
Wort von Menschen, die christlich engagiert
sind, spielt in der Partei eine wichtige Rol-
le. Wir haben Menschen bei den Grünen,
die in kirchlichen Funktionen sind wie ich
selbst oder Baden-Württembergs Minister-
präsident Kretschmann, der im Zentralko-
mitee der Deutschen Katholiken ist. Aber es
gibt immer eine klare Trennung.

Was bedeutete für Sie als führende
Protestantin die Visite des Papstes in
Deutschland?
Benedikt XVI. hat das Land Martin Luthers
besucht, auch Mitteldeutschland, auch das
Erfurter Augustinerkloster, wo Luther
Mönch war. Das war ein Signal, auch weil
der Papst bei der Reise-Vorbereitung gesagt
hat, er wolle sich für diese Punkte mehr
Zeit nehmen. Auch dass wir im Augustiner-
kloster einen gemeinsamen Gottesdienst

gefeiert haben, war ein bedeutendes Signal
des Papstes.

Wie haben Sie die Präsenz des Paps-
tes in Ihrer thüringischen Heimat und in
Ihrem Wahlkreis im Raum Erfurt und
Weimar wahrgenommen? Die Gegend ist
ja bestenfalls protestantisch geprägt, in
weiten Teilen ganz unkirchlich.
Wie in Berlin gehört auch die Mehrheit der
Thüringer keiner christlichen Kirche oder
anderen Religion an. Es war ein besonde-
res Zeichen, dass der Papst in diese Region
ging. Mit dem Besuch des katholisch ge-
prägten Eichsfelds hat er gewürdigt, dass
Menschen der DDR-Diktatur widerstan-
den haben. Auch das Augustinerkloster
war ein Ort der Bürgerrechtsbewegung, wo
die Kirche den Aktivisten ein Dach bot.
Das habe ich dort auch beim Treffen mit
dem Papst verdeutlicht. In meiner Begrü-
ßung habe ich darauf hingewiesen, dass
das Wort Christi, die Worte der Heiligen
Schrift, das Wort Martin Luthers, der nie-
mandem Untertan ist, uns in der DDR im
Kampf gegen die Diktatur geholfen haben.
Es hat uns Mut gemacht weiter zu wider-
stehen und zu wissen, es gibt etwas Größe-
res als den Staat, die Stasi und das ganze
ungerechte Regime.

Sehen Sie durch den Besuch des Paps-
tes an Stätten der Reformation Impulse
für die Ökumene? 
Beide Kirchen wollen gemeinsam gehen
mit Blick auf das 500-jährige Reformati-
onsjubiläum im Jahr 2017. Das Jahr 2017
ist für die Protestanten weltweit ein beson-
deres Datum. Wir hoffen, diesen Weg auch
ökumenisch gehen zu können. 

Beim Wort-Gottesdienst mit dem
Papst im Erfurter Augustinerkloster spra-
chen Sie als Laiin und als Frau die Be-
grüßungsworte. Was hat Ihnen das be-
deutet?
Wir wollten deutlich machen, dass es bei
uns ganz selbstverständlich ist, dass Laien
geistlich sprechen und auch Frauen es tun.
Dabei fiel die Wahl auf meine Person. Das
war insofern eher eine Ehre, die ich für
meine Kirche wahrgenommen habe als ge-
genüber dem Papst. Ich habe ihn im Got-
tesdienst auch nicht mit seinem offiziellen
Titel ,Seine Heiligkeit’ angesprochen. Das
habe ich draußen bei der Begegnung getan.
Im Gottesdienst aber waren wir alle eins
vor dem Herrn.

Wie sehen Sie überhaupt als protes-
tantische Christin die geistige Befindlich-
keit in Deutschland im Jahr des Papstbe-
suchs? 
Ich war in diesem Jahr auch Kirchentags-
präsidentin. Nach Dresden sind sehr viele
Menschen gekommen und haben über ih-
ren Glauben geredet und sich dazu be-
kannt. Das gab es durch den Papstbesuch
jetzt zum zweiten Mal in Deutschland. Im-
merhin haben sich so einige hunderttau-
send Menschen zum christlichen Glauben
bekannt. Wir leben in einer Zeit, in der vie-
le Menschen nach Orientierung fragen. Sie
wollen wissen, wo sie sich beheimaten
können, in welchen Themenbereichen sie
auch Zuversicht finden können. Die Kir-
chen stehen jetzt vor der Frage, ob sie eine
Tür öffnen können, durch die die Suchen-
den gehen können, oder ob sie selbst mehr
Fragen als Antworten haben. ❚

Das Interview führten 
Jörg Biallas und Hans Krump.

Katrin Göring-Eckardt (45) gehört dem
Deutschen Bundestag seit 1998 an und war

2002 bis 2005 Vorsitzende der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen. Seit Oktober 2005

ist Göring-Eckardt Vizepräsidentin des 
Bundestags und seit Mai 2009 Präses der

Synode der Evangelischen Kirche in 
Deutschland.  
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Freie Journalistin

vera.gaserow@web.de

Stephan Löwenstein
»Frankfurter Allgemeine
Zeitung«

s.loewenstein@faz.de

Dehnbares Konstrukt 

W as haben ein alter Preußenkönig
und eine junge Protestpartei mitei-
nander zu schaffen? Immerhin so
viel: Der eine dekretierte, jeder mö-

ge nach seiner Facon selig werden. Die andere zog
jetzt mit dem Slogan „Religion privatisieren!“ in
den Berliner Wahlkampf. Das klang so krude wie
manch andere Forderungen der Piraten-Partei auch.
Aber nach dem Papstbesuch ahnt man: Der Ruf
nach Privatisierung der Religion hat einen ernsten
Hintergrund. Die Papstvisite hat deutlich wie selten
gezeigt, dass die im Grundgesetz fixierte Trennung
von Staat und Kirche ein dehnbares Konstrukt ist.
Es lässt sich nach politischer und weltanschaulicher
Präferenz auslegen. Anders ist kaum zu erklären,
wie Deutschlands höchste staatliche Repräsentan-
ten jetzt einen Kirchenführer als Chef eines supra-
nationalen Glaubensstaates empfangen haben.
Religion zur Staatsangelegenheit aufzuwerten,
passt jedoch nicht zu einer aufgeklärten Republik,
die längst aus einer bunten Vielfalt aus Glaubens-
anhängern und einer wachsenden Schar Konfessi-
onsloser besteht. Die Verquickung ist nicht nur an-
tiquiert. Sie manövriert auch in konfliktreiche Dop-
pelbödigkeit: Wie ernst nimmt ein Staat seine welt-
anschauliche Neutralität, der muslimischen
Lehrerinnen das Kopftuch verbietet, aber das Kru-
zifix am Pult duldet? Der keine Staatsreligion kennt,
aber christliche Feste zu gesetzlichen Feiertagen er-
hebt und Kirchensteuern eintreibt? 
Ob und was wir glauben, geht den Staat nichts an.
Stimmt. Aber dann müssen wir Religion auch kon-
sequent zur Privatsache machen. Sie aus staatli-
chen Sphären zu verbannen, hieße keinesfalls, sie
aus dem gesellschaftlichen Leben zu vertreiben.
Dort müsste sie sich aus eigener Kraft beweisen. Es
hieße, sich ehrlich zu machen.

Verquickung gewollt

Privatsache ist Religion für mich als katho-
lischen Christen nicht. Schließlich hat
Christus seinen Jüngern aufgetragen, öf-
fentlich Zeugnis abzulegen und Gemein-

den zu bilden. Das heißt nicht, dass die Religion den
Staat bestimmen müsste: „Gebt dem Kaiser, was
des Kaisers ist.“ In einer Demokratie hat der Staat
religiös neutral zu sein: Niemand darf in Deutsch-
land wegen seiner Religion benachteiligt oder be-
vorzugt werden. Folgt daraus aber, dass Staat und
Kirche in allem getrennt sein müssen? 
Das Grundgesetz verlangt das nicht nur nicht, es
sieht sogar ausdrücklich eine Verquickung vor. Der
Religionsunterricht ist in der Regel ordentliches
Schulfach und findet im Rahmen der staatlichen
Aufsicht in Übereinstimmung mit den Grundsätzen
der Religionsgemeinschaften statt – auch das ist
ein Grundrecht. Unabänderlich sind diese Artikel in-
des nicht. Also ist es legitim zu fragen, ob es wün-
schenswert wäre, Staat und Kirche so strikt zu tren-
nen wie beispielsweise in Frankreich in der Traditi-
on der französischen Revolution.
Angesichts der öffentlichen Mission der Christen –
das sind immer noch zwei Drittel der Deutschen –
würde das schwere gesellschaftliche Konflikte mit
sich bringen. Schon deshalb wäre das nicht wün-
schenswert. Vielmehr ist es umgekehrt sinnvoll, die
wachsende Zahl der Muslime auch dadurch zu be-
rücksichtigen, dass ihnen die Religionsunterrich-
tung an den Schulen ermöglicht wird, über die na-
türlich auch der Staat die Aufsicht führt. Die Kir-
chensteuer, ein anderer Punkt der Verquickung, ist
bequem für die Kirchen, aber nicht wesentlich.
Doch von den Werken der Religionsgemeinschaften
profitiert auch die Allgemeinheit, ob das Kindergär-
ten, Schulen oder soziale Werke sind. Auch deshalb
wäre eine strikte Trennung nicht gut.

Weltoffene Katholikin: Monika Grütters

Das Internet hält viele Informationen über Monika
Grütters bereit: Bundestagsabgeordnete, stellver-
tretende Vorsitzende der Berliner CDU, Wahlkreis
Marzahn-Hellersdorf, Katholikin. Es lässt sich ihre

Meinung nachlesen, dass es für eine Stadt wie Berlin verheerend
wäre, würde die vermutete Nähe des neuen Bischofs Rainer Wo-
elki zum Opus Dei offizielle Bistumspolitik. Und dann ist da ein
Bericht über ihre Unterschrift unter eine halbseitige Anzeige in
der „Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung“, die Papst Bene-
dikt XVI. als einen der weltweit bedeutendsten Intellektuellen
unserer Zeit würdigt. Wie würde Monika Grütters also die Chris-
tin Monika Grütters beschreiben? Sie lacht. „Ich bin eine aktive
Katholikin, die durch ihre Bindung an die katholische Kirche ein
fröhlicherer und zuversichtlicherer Mensch ist“, sagt sie dann.
Tatsächlich zieht sich das Katholischsein wie ein roter Faden
durch ihr Leben: aufgewachsen im westfälischen Münster („Da
sind fast alle katholisch“), gläubiges Elternhaus, der Bruder für
die Jesuiten im Sudan tätig, Abitur an einem bischöflichen Mäd-
chengymnasium, schließlich, mit 18 Jahren, Eintritt in die CDU –
in die Partei, die das Wort „christlich“ im Namen trägt. Das C in
CDU sei Teil ihrer Entscheidungsfindung, sagt sie. Und der Grund,
warum sie Mitglied der CDU und keiner anderen Partei ist. Die
Menschenrechte, die Soziale Marktwirtschaft, das Prinzip „Der
Stärkere hilft dem Schwächeren“ – das ist für Grütters Ausdruck
eines christlichen Weltbildes. „Und all das sind Fundamente der
CDU-Programmatik“, sagt sie.

Und doch zog es die 49-Jährige nach ihrem Studium der Germa-
nistik, Kunstgeschichte und Politikwissenschaften nach Berlin –
in die „katholische Diaspora“, wie sie es nennt. Ausgerechnet in
das Bundesland, in dem der Anteil der katholischen Bevölkerung
mit derzeit etwa neun Prozent nahezu verschwindend gering ist.
Das prägt. „In Berlin habe ich Priester und Ordensleute getrof-
fen, die mir eine undogmatische, gelassene und weltoffene Hal-

tung vorgelebt haben“, sagt sie. Eine Haltung, die sie sich zu ei-
gen gemacht hat. Die katholische Kirche muss sich öffnen, fin-
det sie. Öffnen für einen toleranten Umgang mit wiederverhei-
rateten Geschiedenen, für mehr Ökumene und für das Diakonat
der Frau. „Die Weihe ist eine Gnadengabe“, sagt sie. „Und ich
glaube nicht, dass Gott diese nach Geschlecht verteilt.“ Sie hofft,
dass sich reformerische Trends in der katholischen Kirche verstär-
ken und nicht allein die traditionalistischen. Denn: Durch Zuwan-
derung und Durchmischung werde die Gesellschaft immer bun-
ter – ein nicht mehr umkehrbarer Prozess – und darauf müssten

gerade die großen Kirchen Antworten geben, findet sie. Berlin sei
ein gutes Beispiel für die Gesellschaft der Zukunft. Als Grütters
hier zum ersten Mal zur Wahl antrat, sei ihr geraten worden, ih-
ren Glauben im Kandidatenprospekt zu verschweigen – in Ber-
lin sei der eher abschreckend, hieß es. Monika Grütters hat den
Rat nicht befolgt. „Ich wäre doch dann nicht mehr authentisch“,
findet sie. Authentisch ist auch ihre Bewunderung für den Papst.
„Ich habe Unglaubliches, Erhellendes aus der Feder Benedikts
gelesen.“
Im Bundestag ist Monika Grütters Vorsitzende des Ausschusses
für Kultur und Medien, Mitglied im Bildungsausschuss und Ob-
frau im Unterausschuss „Auswärtige Kultur- und Bildungspoli-
tik“. Sie arbeitet als Honorarprofessorin an der Freien Universi-
tät in Berlin und ist Mitglied in zahlreichen Vereinen, Verbänden
und Stiftungen. Bleibt da noch Freizeit? Ja, sagt sie. Allerdings:
Die Übergänge zwischen Beruf und Privat seien fließend. Neben
Laufen und Bergwandern genieße sie in der Freizeit das, was
auch im Beruf von ihr erwartet werde: Bücher lesen, ins Theater
gehen, Ausstellungen eröffnen. „Ich habe meine Leidenschaft
zum Beruf gemacht“, sagt sie. Ein Blick in ihr Büro bestätigt das:
Auf dem Schreibtisch stapeln sich Zeitungen, in den Regalen ste-
hen Bücher, sortiert nach Kulturpolitik, Biographien, Medien. Den
weitaus größten Teil machen Kunstbücher aus. An den Wänden
hängen Bilder, Kunst, die sie sich selbst gekauft hat. „Kultur“,
sagt Grütters, „ist Ausdruck von Humanität und diese wiederum
ist verwurzelt im christlichen Weltbild.“ Tatjana Heid ❚

»Ich habe Unglaubliches,
Erhellendes aus der Feder

Benedikts gelesen.«

»Alle eins
vor dem
Herrn«

KATRIN GÖRING-ECKARDT Die
Bundestags-Vizepräsidentin und füh-
rende Protestantin würdigt den
Besuch von Papst Benedikt XVI. an
Stätten der Reformation
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E
in Tag, eine Stadt, ein Mann.
Selten hat ein Staatsbesuch die
Hauptstadt so polarisiert wie
der von Papst Benedikt XVI. –
religiöser Führer der katholi-
schen Kirche und Staatsober-

haupt des Vatikan. Die einen jubelten, die
anderen protestierten. Berlin: eine Stadt im
Widerstreit der Gefühle.

Pariser Platz, 7.30 Uhr
Gegenüber dem S-Bahn-Ausgang Branden-
burger Tor flattert die Vatikanflagge, erste
Fernsehsender haben ihren Posten bezo-
gen. Noch ist der Durchgang zur Straße des
17. Juni nicht gesperrt, die Gitter stapeln
sich rund um das Brandenburger Tor. Es
sieht aus, als hätte jemand mit dem Aufbau
begonnen und sei unerwartet unterbrochen
worden. Zwei Frauen trinken Kaffee aus
Pappbechern. „Meinst du, wir kommen
heute Abend ohne Probleme nach Hause?“,
fragt die eine. „Bis wir fertig sind, ist hier eh
nichts mehr los“, lautet die Antwort. Neben
den beiden sammelt ein Mann Müll ein, es
riecht nach Pferdeäpfeln. Doch dort, wo
sonst Kutschen auf Touristen warten, spa-
zieren um die Uhrzeit nur ein paar Tauben.

Befehlsstelle Bundestagspolizei, 10 Uhr
Im Erdgeschoss des Südostturms vom
Reichstagsgebäude herrscht hektischer Be-
trieb. Beamte kommen rein, Funkgeräte
werden abgeholt, getestet, getauscht und
mitgenommen. Die Fenster sind verdun-
kelt, an der Wand flimmert eine Projektion
von der abgesperrten Zone rund um den
Bundestag. Eine letzte Einsatzbesprechung
steht an. Insgesamt sind an diesem Don-
nerstag vier von fünf Dienstgruppen der
Bundestagspolizei im Einsatz. 

Osteingang des Reichstagsgebäudes,
10.30 Uhr
Zwei Männer im Frack hissen die Vatikan-
flagge zwischen Europa- und Deutschland-
fahne. Mannschaftswagen der Berliner Poli-
zei rollen an ihnen vorbei, ein Sprengstoff-
spürhund schnüffelt an den Kanaldeckeln.
Beamte markieren die untersuchten Deckel
mit giftgrüner Farbe. Unverdächtig. Auch
drei Fahrräder, die noch zwischen den rot-
weißen Absperrbändern stehen, untersucht
der Hund sorgfältig. Eine Frau kommt her-
beigeeilt, bringt ihres weg. Die anderen bei-
den werden kurz darauf abgeholt und in
den Polizeiabschnitt 34, Nähe Kanzleramt,
gebracht. Fahrräder sind hier heute verbo-
ten.

Brandenburger Tor, 12 Uhr
Die Gegend um den Bundestag ist gesperrt,
vor dem Brandenburger Tor dagegen tum-
melt sich ein gemischtes Publikum: Polizis-
ten, Mitarbeiter der Berliner Verkehrsbetrie-
be, Passanten laufen durcheinander, dazwi-
schen die üblichen Touristenattraktionen.
Pferdekutschen bieten ihre Dienste an, ein
als DDR-Grenzbeamter verkleideter Mann
lässt sich mit Touristen fotografieren. Mitt-
lerweile auch eingetroffen: die ersten Papst-
protestler. Ehemalige Heimkinder stehen
dort, ein als Papst verkleideter Mann, Men-
schen, die auf Missbrauch in katholischen
Einrichtungen aufmerksam machen wol-
len. Sie geben Interviews, verteilen Hand-

zettel. Der Durchgang zur Straße des 17. Ju-
ni ist jetzt gesperrt. Eine 80-jährige Berline-
rin steht dort, seit einer halben Stunde war-
tet sie. Darauf, dass der Papst vorbeifährt
und sie ihn vielleicht zu Gesicht bekommt.
„Der Papst ist das Oberhaupt meiner Kir-
che“, sagt sie. „Ich musste kommen.“ Und
wenn sie ihn doch nicht sieht? Dann wäre
das auch nicht so schlimm. Denn
so nah wie an diesem Tag komme
sie ihm nie wieder, sagt sie.

Reichstagsgebäude, 13.30 Uhr
Amigo und Amiga, zwei belgische
Schäferhunde, suchen die Meldeti-
sche vor dem Plenarsaal nach
Sprengstoff ab. Acht Hunde der
Bundespolizei sind für Benedikt
XVI. im Einsatz. Für sie ist es ein
Spiel, sie hüpfen, springen, schnup-
pern. Auch der Andachtsraum, der
Plenarsaal und die Besuchertribü-
nen werden auf Sprengstoff abge-
sucht. Nach etwa zwanzig Minuten
brauchen die Hunde eine Pause,
dann übernehmen andere. Schicht-
dienst für Tiere. Sind die Hunde weg,
darf keiner mehr die Räume unbe-
aufsichtigt betreten, sonst wäre die
Arbeit umsonst gewesen. 

Dorotheenstraße, 14.30 Uhr
Die Ampeln schalten unbeirrt von Grün auf
Rot und wieder zurück, doch die Straße ist
leer. Abgesperrt. Wo sich sonst die Autos
stauen, fahren nur noch Polizeiwagen ent-
lang. An der Ecke Schiffbauerdamm/Luisen-
straße werden regelmäßig Fußgänger und
Radfahrer angehalten. Drei Touristen we-

deln mit einem Stadtplan, fragen die Poli-
zistin, die ihnen den Weg abschneidet, nach
einer anderen Route zum Brandenburger
Tor. Derweil möchte ein Pfarrer zusammen
mit acht Kindern und einer Gemeindemit-
arbeiterin näher an das Reichstagsgebäude
herankommen. Sie sind für den Papstbe-
such aus Regensburg angereist. Während die

Erwachsenen mit der Polizei
sprechen, laufen zwei Mädchen mit ihren
Fotoapparaten auf die abgesperrte Brücke.
Polizisten fangen sie wieder ein. Traurig,
dass es hier nicht weitergeht, sind die Kin-
der aber nicht. „Wir sind ja nachher im
Olympiastadion“, sagt eine. „Aber wo wir
schon mal hier sind, möchten wir sagen:
Wir finden es ganz schön peinlich, dass

manche Abgeordnete wegbleiben wollen“,
fügt eine andere hinzu.

S-Bahn nach Blankenfelde, 15.40 Uhr
Eine Gruppe Linke-Abgeordnete trifft sich
eher zufällig in der S-Bahn vom Branden-
burger Tor zum Potsdamer Platz. Sie wollen
dort zur Protestkundgebung gehen, unter

ihnen Barbara Höll. Die Abgeord-
nete aus Leipzig hat zuvor in ihrem
Büro minutenlang überlegt, welche
Schuhe sie anziehen soll – die De-
mo wird sich schließlich einige
Stunden hinziehen. Am Kragen trägt
sie die rote Aids-Schleife – für sie
sinnbildlich für den Gebrauch von
Kondomen und einen toleranten
Umgang mit Homosexuellen. Die
Teilnahme an der Demonstration
war für Höll alternativlos: „Die Rede
des Papstes ist ein politisches Ereig-
nis und als Politikerin möchte ich ei-
ne klare Haltung beziehen“, sagt sie. 

Osteingang des Reichstagsgebäu-
des, 16.20 Uhr
Das Reichstagsgebäude gleicht einer
Festung, die Straßen sind abgeriegelt.
Auf dem Dach stehen Präzisions-
schützen, Polizeiboote überwachen
die Spree. Manfred Alscher arbeitet

seit elf Jahren für den Deutschen Bundes-
tag, an diesem Donnerstag hat er Dienst an
der Pforte. Durch die große, gläserne Ein-
gangstür kann er sehen, wie Bundestagsprä-
sident Norbert Lammert (CDU) den Papst
begrüßt. Dann betreten beide das Gebäude,
der Papst in Begleitung von Kardinälen. Al-
scher steht neben seinen Kollegen und Vor-
gesetzten, Benedikt XVI. geht in zwei Me-
tern Entfernung an ihnen vorbei. Sein Blick
trifft jeden einzelnen der versammelten Per-
sonen – auch Manfred Alscher, der von der
Ausstrahlung des Mannes beeindruckt ist.
„Es war interessant zu sehen, mit welcher
Freude er sein Amt erfüllt“, sagt Alscher.
Den Gottesdienst im Olympiastadion will
er sich später im Fernsehen anschauen.

Plenum, 16.48 Uhr
„Es ist mir Ehre und Freude, vor diesem Ho-
hen Haus zu sprechen – vor dem Parlament
meines deutschen Vaterlandes, das als de-
mokratisch gewählte Volksvertretung hier
zusammenkommt, um zum Wohl der Bun-
desrepublik Deutschland zu arbeiten.“ Der
Papst beginnt seine Rede. Ebenfalls im Ple-
num: Renate Schmidt, SPD-Abgeordnete,
ehemalige Bundestagsvizepräsidentin und
Familienministerin unter Kanzler Gerhard
Schröder. Der Bundestag hat sie eingeladen,
im schwarzen Hosenanzug sitzt sie auf ei-
nem der frei gebliebenen Plätze und lauscht
den Worten Benedikts XVI. Es erinnert sie
an Reden anderer Staatsbesucher, die sie im
Bundestag miterlebt hat – wie etwa den Auf-
tritt von Ronald Reagan im Juni 1982, über
den sie jedoch deutlich weniger begeistert
gewesen war als über Rede des Papstes, wie
sie später sagt. Sie hätte sich allerdings ge-
wünscht, dass er „stärker päpstlich und we-
niger professoral“ gesprochen hätte.

Potsdamer Platz, 16.50 Uhr
Die Protestkundgebung beginnt. Etwa 20
Linke-Abgeordnete, mindestens drei Abge-

ordnete von den Grünen und einige sehr
wenige von der SPD-Fraktion sind dabei.
Sie schwenken Parteifahnen, die Linksfrak-
tion hat sich hinter einem Banner mit der
Aufschrift „Für die Trennung von Staat und
Religion“ versammelt. Rund 10.000 Men-
schen beteiligen sich an dem Protest, zu
dem der Lesben- und Schwulenverband un-
ter dem Motto „Keine Macht den Dogmen“
aufgerufen hat: Ein Kleinkind spielt mit ei-
ner Aids-Schleife, ein 76-jähriger Berliner
läuft durch die Massen und fotografiert, ein
Transvestit schminkt sein Gesicht kalkweiß,
der Freund hält den Spiegel. Am Rand der
Menge tanzen zwei Frauen zu Trommelmu-
sik, auf den Plakaten stehen Dinge wie „Lie-
be heißt Respekt“ und „Habemus mamam“.
Insgesamt sind rund 6.500 Beamte der Ber-
liner Polizei im Einsatz, durch Demonstra-
tionen und Straßensperrungen nimmt der
Verkehr teils chaotische Züge an. 

Bus zum Olympiastadion, 17.30 Uhr
Unter anhaltendem Applaus verlässt der
Papst nach seiner Rede vor dem Bundestag

den Plenarsaal Richtung Olympiastadion.
Auch die Abgeordneten machen sich auf
den Weg, um seiner Messe beizuwohnen.
Für sie stehen Busse bereit, die von der Po-
lizei eskortiert werden. Vorbei an Straßen-
sperren und Menschenmassen, die den Weg
säumen in der Hoffnung, einen Blick auf
den Papst oder einen Politiker zu erha-
schen. In einem der Busse sitzt Bundesum-
weltminister Norbert Röttgen (CDU), der
die Rede Benedikts als „intellektuell, religi-
ös und politisch sehr eindrucksvoll“ lobt. 

Olympiastadion, 18 Uhr
Abendrot über und Flutlicht im Stadion. Be-
nedetto-Rufe und Weihrauch füllen die Luft
als der Papst im Papamobil eine Ehrenrun-
de auf der Tartanbahn dreht. Rund zwanzig
Minuten später eröffnet er die Messe: „Las-
set uns beten.“ Um kurz nach acht schließt
der Papst die Messe mit einem Segen für die
über 60.000 Gläubigen. In einem gewalti-
gen Chor stimmen sie „Großer Gott, wir lo-
ben Dich“ an, während der Papst das Stadi-
on verlässt. Tatjana Heid ❚

Protestveranstaltung in Berlin gegen den Papstbesuch mit dem Motto „Keine Macht
den Dogmen“ 

Die Limousine des Papstes vor dem Osteingang des Reichstagsgebäudes
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An einem Donnerstag in Berlin
STAATSGAST Der Besuch Benedikt XVI. hat in der Hauptstadt für Wirbel, Begeisterung und gesperrte Straßen gesorgt

Luther, was sonst. „Das versteht sich doch
für einen liberalen, badischen Protestan-
ten“, sagt Patrick Meinhardt vergnügt. Es ist
neun Uhr am Morgen des Papstbesuchs im
Bundestag. Gerade hat der FDP-Abgeordne-
te – nicht das erste Mal – die Andacht ge-
halten, die donnerstags und freitags den
Auftakt der meist langen Sitzungstage im
Parlament bildet. Ein Christenmensch lebe
„nicht in sich selbst, sondern in Christus
und seinem Nächsten“, zitierte Meinhardt,
der evangelische Theologie studiert hat, den
Reformator Martin Luther.
Die „liebe Bundestagsgemeinde“, die der
44-Jährige um Punkt 8.40 Uhr im 
Saal 1 S 019 im Reichstagsgebäude begrüßt
hat, besteht an diesem Tag aus 18 Personen:
Mitarbeiter der Fraktionen und der Bundes-
tagsverwaltung gehören dazu. Außerdem
sind vier Abgeordnete in den Andachtsraum
wenige Schritte vom Plenarsaal entfernt ge-
kommen. Die CDU-Abgeordnete und Ka-
tholikin Maria Flachsbarth hat in der drit-
ten Reihe Platz genommen. In das Ein-
gangslied „Nun singe Lob, Du Christenheit“
stimmt sie mit geübter Stimme ein. „Der
uns als seine Kirche liebt, ihr Einigkeit ver-
leiht“, heißt es in der zweiten Strophe. Es sei
„schon etwas Besonderes“, sagt Flachsbarth,
dass am Tag des Papstbesuches „ein evange-
lischer Christ diese Feier geleitet und mit ei-
nem Luther-Zitat diesen Tag begonnen hat“.
Sie finde das „passend, da der Besuch des
Papstes im Zeichen der Ökumene steht“. 

Gott im Mittelpunkt Die Unterschiede
beider christlichen Konfessionen bleiben
gleichwohl sichtbar. „Es ist schön, dass der
Papst heute im Bundestag zu uns allen
spricht. Das sage ich auch als Protestant“,
betont Meinhardt in seiner kurzen Predigt.
Er ahne aber, „dass ich nicht mit allem ein-
verstanden sein werde“, was Benedikt XVI.

sagen wird. Und doch sei „die zentrale Bot-
schaft: Gott steht im Mittelpunkt“.
Pfarrer Pascal Kober, Obmann der FDP-
Fraktion im Arbeits- und Sozialausschuss,
ergänzt, er schätze besonders, dass das ge-
meinsame Glaubenserlebnis von evangeli-
schen und katholischen Christen in den
Parlamentsandachten so selbstverständlich
sei. „Hier sind alle Schwestern und Brüder“,
sagt Kober. Fraktionsgrenzen und inhaltli-
che Differenzen träten für eine Viertelstun-
de – so lange dauert die Andacht – in den
Hintergrund. Die Wirkung hält manchmal
länger an. Ein SPD-Kollege, erzählt Kober,
mit dem er im Ausschuss stets streite, habe
nach einer von ihm geleiteten Andacht zu
ihm gesagt: „Du bist ja doch kein schlech-
ter Mensch.“ Der Reutlinger lacht.
Die Andachten in Sitzungswochen haben
Tradition im Bundestag. Sie sind „Ruhepo-
le im hektischen Parlamentsalltag“ (Flachs-
barth) und „führen uns vor Augen, dass
nicht alles aus eigener Kraft geschieht, son-
dern wir auf die Gnade Gottes angewiesen
sind“ (Kober). Schon zu Bonner Zeiten tra-
fen sich Abgeordnete zu Gebet und Gesang.
Auch das vom Band abgespielte Glockenge-
läut des Kölner Domes zur Begrüßung gab
es damals schon. Erst aus der vergangenen
Wahlperiode stammt dagegen der Brauch,
dass Abgeordnete die Andacht halten. An-
gesprochen werden sie jeweils von der evan-
gelischen oder katholischen Kirche, die sich
die Gestaltung der Morgenfeiern teilen. 
Den Andachtsraum hat der Künstler Gün-
ther Uecker im Jahr 1999 gestaltet. Ihn sol-
len Angehörige aller Konfessionen zum Ge-
bet und zur Meditation nutzen können. Die
SPD-Abgeordnete Kerstin Griese, die es an
diesem Morgen nicht zu Andacht geschafft
hat, findet das gut; spiegele es doch die „Of-
fenheit unserer Gesellschaft, für die auch
unser Parlament steht“. Monika Pilath ❚

»Schon etwas Besonderes«
MORGENANDACHT Ein Ruhepol für Christen im Bundestag
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Papst heißt soviel wie Papa. Deshalb wird er auch „Hei-
liger Vater“ genannt. Denn für die Katholiken ist er der
Stellvertreter Gottes auf der Erde. Mehr als eine Milli-
arde Menschen sind Mitglieder der katholischen Reli-
gionsgemeinschaft. Der Papst darf sich einen Künst-
lernamen geben. Der jetzige Papst nennt sich Bene-
dikt, weil viele seiner Vorbilder so heißen. Und weil
er schon der 16. Papst mit diesem Namen ist, heißt
er Benedikt der 16. Sein richtiger Name ist Joseph
Ratzinger. Er ist 84 Jahre alt und stammt aus Bay-
ern. Aber als Papst lebt er im Vatikan. Das ist das
kleinste Land der Welt, so groß wie ein Stadtteil, und
liegt in Italiens Hauptstadt Rom.

Papst
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„Er weiß, dass viele ihn mit einer sehr posi-
tiven Haltung erwarten, und dass es andere
gibt, die ihm sehr kritisch zuhören werden.“
Vatikan-Sprecher Federico Lombardi

„Der Papst wechselt
in dieser Reise stän-
dig seine Rolle. Vor
dem Bundestag
spricht er als Staats-
oberhaupt, im Olym-
piastadion tritt er als
Bischof und Priester
auf und feiert einen
G o t t e s d i e n s t .
Gleichzeitig trifft er

auf seiner Tour privat oder als deutscher
Staatsbürger Leute, die er schätzt. Das zeigt,
dass die Einladung im Parlament auf unsi-
cherem Grund stand. Wir sollten ehrlich
sein: Wir haben ihn eingeladen als Ober-
haupt der katholischen Christen. Seine
Funktion als Staatsoberhaupt war eher ein
vorgeschobener Vorwand.“
Volker Beck, Parlamentarischer Ge-
schäftsführer der Grünen-Bundes-
tagsfraktion 

„Kirche ist keine Parallelgesellschaft.“
Christian Wulff, Bundespräsident

„Europa interessiert den Papst sehr.“
Angela Merkel (CDU), Bundeskanzle-
rin

„Die Teilnahme ist
für jeden Abgeord-
neten eine höchst-
persönliche Ent-
scheidung. Ich wün-
sche mir Respekt in
Glaubensfragen und
Gelassenheit im Um-
gang mit denjenigen
Abgeordneten, die
heute nicht dabei

sein wollen. Die Zeit der Glaubenskriege ist
vorbei.“
Thomas Oppermann, Parlamentari-
scher SPD-Fraktionsgeschäftsführer 

„Er war menschlich, er war verbindlich.“
Christine Lieberknecht (CDU), Minis-
terpräsidentin von Thüringen

„Wenn er von Kirche und von ,wir’ gespro-
chen hat, war er immer sehr deutlich, es
geht um die katholische Kirche.“
Markus Dröge, Bischof der Evangeli-
schen Kirche Berlin-Brandenburg-
schlesische Oberlausitz

„Ich glaube, diejenigen, die da waren, ha-
ben die Papstrede mit Respekt und Anstand
aufgenommen.“
Jürgen Herrmann, CDU-Bundestags-
abgeordneter

„Der Respekt sowohl vor einem Staatsober-
haupt als auch vor dem Oberhaupt der Ka-
tholiken hätte aus meiner Sicht ihre Anwe-
senheit geboten." 
Joachim Mertes (SPD), Landtagsprä-
sident von Rheinland-Pfalz

„Die Teilnahme an
der Protestdemons-
tration ist meine po-
litische Antwort auf
die Rede des Paps-
tes. Hätte es die
Möglichkeit gege-
ben, ihm kritische
Fragen zu stellen,
wäre ich im Bundes-
tag.“

Nicole Gohlke, Bundestagsabgeord-
nete der Linksfraktion

„Am meisten beeindruckt hat mich wirklich
der Satz des hörenden Herzens von Salo-
mon.“
Andrea Nahles, SPD-Generalsekretä-
rin 

„Einer der größten
Momente der deut-
schen Parlamentsge-
schichte. Er hat uns
zu Herzen geredet.“
Gerda Hassel-
feldt, CSU-Lan-
desgruppenche-
fin 

„Obgleich uns manches trennt, das Wich-
tigste verbindet uns: die Sehnsucht nach
Gott.“
Katrin Göring-Eckardt (Grüne), Bun-
destagsvizepräsidentin und EKD-Sy-
nodenpräses 

Stimmen 
zum Papst-Besuch

„Der Papst hat zum
Dialog eingeladen
über die Frage des
Verhältnisses des
Menschen zur Natur
und zu dem auch in
der Natur sichtbar
werdenden Schöp-
fer, dem Recht und
der Gerechtigkeit.
Ich finde, das ist ein
sehr einladender Gedanke und ich bin dank-
bar dafür, dass wir, die Politik, die Gesell-
schaft in Deutschland, die Einladung zu die-
ser Diskussion und diesem Nachdenken an-
nehmen.“
Norbert Röttgen (CDU), Bundesum-
weltminister

„Die Messe im Olympiastadion finde ich
gut. Dass der Papst im Bundestag spricht,
dagegen nicht.Wenn er dort reden darf, soll-
ten das auch andere Religionsführer dür-
fen.“
Lisa Paus, Grünen-Bundestagsabge-
ordnete

„Unsere Stadt ist also keine gottlose Stadt.“
Rainer Maria Woelki, Erzbischof von
Berlin

„Ein großartigeres
Zeichen als ein Tref-
fen mit den Brüdern
und Schwestern der
Protestanten an die-
sem geschichts-
trächtigen Ort kann
ich mir nicht vorstel-
len.“ 
Johannes Sing-
hammer, stellver-
tretender Vorsitzender der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion

„Unser Herz brennt nach mehr. Und das war
heute zu spüren.“
Nikolaus Schneider, Ratsvorsitzende
der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land

„Jede Kirche muss auch neue Wege gehen.“
Hans-Peter Friedrich (CSU), Bundesin-
nenminister 

„Die Mahnung des Papstes, die Wahrung
der Gerechtigkeit in allem politischen Bemü-
hen nicht aus den Augen zu verlieren, tut
uns allen gut.“
Hermann Gröhe, CDU-Generalsekre-
tär

„Für uns Politikma-
chende geht es um
Gerechtigkeit und
um sonst nichts. Das
hat der Papst klar ge-
macht.“
Renate Schmidt
(SPD), ehemalige
Familienministe-
rin und frühere
Bundestagsvize-
präsidentin

„Der Bischof von Rom, Papst Benedikt,
kommt an die Wiege der Reformation.“
Propst Hans Mikosch, Regionalbi-
schof zu Gera und Weimar 

„Ich bin rausgegangen, weil ich den anhal-
tenden Applaus zu Beginn zu heftig fand.“
Hans-Christian Ströbele, Grünen-Ab-
geordneter, der den Bundestag zu
Beginn der Papstrede verlassen hat

„Man konnte auch
nicht erwarten, dass
der Papst ein Rezept-
buch für unser aktu-
elles Handeln vor-
legt.“
Rainer Brüderle,
Vorsitzender der
FDP-Bundestags-
fraktion

„Manche, die im Vorfeld zu wissen glaub-
ten, dass es für den Auftritt eines deutschen
Papstes in einem deutschen Parlament kei-
ne hinreichende Rechtfertigung gäbe, wer-
den nach dieser Rede eher beschämt sein.“
Bundestagspräsident Norbert Lam-
mert (CDU)

„Er hätte als Oberhaupt der katholischen
Kirche etwas zu Krieg und Frieden sowie zur
Zunahme von Armut und Reichtum auf der
Welt sagen müssen. Es ist Aufgabe der ka-
tholischen Kirche, so etwas zu kritisieren."
Gregor Gysi, Vorsitzender der Bun-
destagsfraktion Die Linke

Stimmen 
zum Papst-BesuchEin Hauptstadtbesuch  

der besonderen Art 
BENEDIKT XVI. IN BERLIN Impressionen einer Staatsvisite 

Der erste Staatsbesuch des deutschen Papstes in
der Bundesrepublik war nicht nur für den Pon-
tifex eine Premiere, sondern auch für den Bun-
destag: Erstmals sprach mit Benedikt XVI. das
Oberhaupt der katholischen Kirche und des Va-
tikanstaates vor den Abgeordneten des obers-
ten deutschen Parlaments (Foto Mitte), auf des-
sen Tribüne sich auch kirchliche Würdenträger

wie die Kardinäle Reinhard Marx  und Karl Leh-
mann eingefunden hatten (oben 2. Foto v. l.).
Bei seiner Ankunft am Flughafen Tegel von
Bundespräsident Christian Wulff und seiner
Frau Bettina sowie Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU) begrüßt  (oben 1. und 3. Foto v.
l.), wurde Benedikt XVI. anschließend vom
deutschen Staatsoberhaupt vor dem Schloss

Bellevue mit militärischen Ehren empfangen
(unten 4. Foto v. l. und oben 5. Foto v. r.). Im
Olympiastadion, in dem der Papst am Abend
einen Gottesdienst zelebrierte, trotzten dann
nicht nur Merkel und Nordrhein-Westfalens
Ministerpräsidentin Hannelore Kraft (SPD)
(unten 1. Foto v. r.) sowie  Berlins Regierungs-
chef Klaus Wowereit (SPD) (unten 2. Foto v. l.)

einem kurzen Schauer, sondern mehr als
60.000 Gläubige und begeisterte Anhänger des
Heiligen Vaters, der mit dem Papamobil (oben
1. Foto v. r. und kl. Foto darunter) in das weite
Rund der Arena gefahren war. Selbstverständ-
lich mit dabei war auch der neue Oberhirte der
Berliner Katholiken, Erzbischof Rainer Maria
Woelki (oben 2. Foto v. r.). sto ❚ 

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a

©
 A

ng
el

ik
a 

Ko
hl

m
ei

er

©
 n

or
be

rt-
ro

et
tg

en
.d

e 
©

 p
ict

ur
e-

al
lia

nc
e/

dp
a 

©
 re

na
te

sc
hm

id
t.d

e
©

 p
ict

ur
e-

al
lia

nc
e/

ZB

©
 th

om
as

op
pe

rm
an

n.
de

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
SZ

 P
ho

to
 

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
Sv

en
 S

im
on

 



F
olgt man Dieter Wiefelspütz,
haben die nach den Anschlägen
vom 11. September 2001 erlas-
senen und nun erneut zur Ver-
längerung anstehenden Anti-
Terror-Gesetze allmählich

ziemlich viele Urheber. Die schwarz-gelbe
Bundesregierung, in Fragen der Inneren Si-
cherheit „völlig zerstritten“ und „konzepti-
onslos“, lege dazu „einen in Kern und Sub-
stanz rot-grünen Gesetzentwurf vor“ mit
„eher marginalen“ Veränderungen, sagte der
SPD-Innenexperte am vergangenen Don-
nerstag in der ersten Lesung der Regierungs-
vorlage (17/6925) im Bundestag. Habe das
Gesetz 2001 die Zustimmung von SPD, Grü-
nen und Union gefunden und bei der ers-
ten Verlängerung 2006 nur noch die von
SPD und CDU/CSU, wolle jetzt auch die
FDP zustimmen, während sich die Grünen
„offenbar erneut vom Acker machen“. Dabei
sei das Gesetz Ende 2001 notwendig gewe-
sen wie auch die Verlängerung fünf Jahre da-
nach, und heute halte er es ebenfalls für „im
Kern verlängerungswürdig und notwendig“. 

Lob für Sicherheitsbehörden Mit dem
schwarz-gelben Gesetzentwurf  sollen die
Ergebnisse der im Terrorismusbekämp-
fungsergänzungsgesetz vorgesehenen Eva-
luierung der nach „9/11“ erweiterten Befug-
nisse der Sicherheitsbehörden umgesetzt
werden. Sie sind bislang bis zum 10. Januar
kommenden Jahres befristet und sollen nun
mit Ausnahme bestimmter Regelungen um
weitere vier Jahre verlängert werden. Dabei
habe man „die Gesetze optimiert“, betonte
Bundesinnenminister Hans-Peter Friedrich
(CSU) in der Debatte. So hätten die Behör-
den bisher jede einzelne Fluggesellschaft
abfragen müssen, wenn sie Auskunft über
Flugdaten von Passagieren haben wollten.
Jetzt sei dagegen die Möglichkeit vorgese-
hen, „konzentriert auf die zentralen Bu-
chungssysteme zuzugreifen“. Auch bei den
Kreditinstituten müsse nicht mehr „flächen-
deckend angefragt werden, sondern man
kann jetzt auf die Stammdaten in den zen-
tralen Buchungsstellen zugreifen“. 

Für den Ressortchef haben sich die Anti-Ter-
ror-Gesetze in den vergangenen zehn Jahren
nicht nur bewährt, weil sie „dazu beigetra-
gen (haben), dass einige terroristische An-
schläge im Vorfeld aufgeklärt und verhin-
dert werden konnten“, sondern auch, weil
die Behörden mit ihren Befugnissen „sehr
restriktiv“ umgegangen seien. So habe es
2009 im Bereich der Flugdaten „gerade vier
Anfragen gegeben“. Bei Unternehmen der
Finanzbranche habe der Bundesverfas-
sungsschutz „14 Mal in einem ganzen Jahr
angefragt, bei den Telekommunikations-
dienstleistern 62 Mal“.  
Nachdrücklich warb der Minister für die
Verlängerung der Befugnisse. Die Bedro-
hungslage habe sich „seit 2001 verändert,
und zwar dahin gehend, dass wir nicht
mehr nur Rückzugsraum für Terroristen
sind, wie es damals der Fall war, sondern in-
zwischen in Europa auch Ziel terroristischer
Anschläge“, betonte er. Deswegen sei es
„mehr als notwendig, die Geltungsdauer
dieser Gesetze zu verlängern“. 

Umstrittene Neuerung Ganz anders sah
das für die Linksfraktion ihr Abgeordneter
Jan Korte. Gesetze, die in einer „Notsituati-
on“ erlassen worden seien, sollten „nun,
zehn Jahre später, fortbestehen“, sagte er
und kritisierte, dass der Ausnahmefall zum
Regelfall werde: „Es ist nicht akzeptabel,
dass der Eingriff in Grund- und Freiheits-
rechte hier zum Normalfall wird.“ Dass Ge-
heimdienste „weiter Auskünfte bei Banken,
Fluggesellschaften und Telekommunikati-
onsanbietern einholen können“, seien
„schwerwiegendste Eingriffe in die Persön-
lichkeitsrechte, in den Datenschutz und da-
mit im Kern in den demokratischen Rechts-
staat“, argumentierte Korte. Wenn die
Dienste nun auch zentral Flugdaten bei Bu-
chungssystemen abfragen könnten, sei dies
keine Verbesserung, sondern „bürgerrecht-
lich der totale Horror“. 
Die FDP-Innenexpertin Gisela Piltz konnte
dagegen in der Änderung der Praxis bei Aus-
künften zu Fluggast- und Bankkontodaten
„keine Verschärfung“ sehen. Die Koalition

habe mit dem Gesetzentwurf einen „hervor-
ragenden Kompromiss“ erzielt, bei dem die
rechtsstaatlichen Hürden für Maßnahmen
der Nachrichtendienste angehoben würden.
Damit reiche nicht mehr ein vager Verdacht,
um in Grundrechte einzugreifen. Vielmehr
müsse dafür „schon etwas Substanziiertes
vorliegen“. Ferner würden Sicherheitsüber-
prüfungen künftig transparenter ausgestal-
tet, die Höchstspeicherdauer von personen-
bezogenen Daten „wieder von 15 auf zehn
Jahre zurückgesetzt“ und die parlamentari-
schen Kontrollmöglichkeiten verbessert.
Auch sollten einige der bisherigen Regelun-
gen künftig wegfallen. Dazu gehörten „der
sogenannte kleine Lauschangriff zur Eigen-
sicherung, der nie angewandt wurde, eben-
so wie die Bestandsdatenabfrage bei Postfä-
chern und die Einholung von Auskünften
zu Umständen des Postverkehrs“. 
Der Grünen-Abgeordnete Wolfgang Wie-
land räumte ein, dass es mit dem Regie-
rungsentwurf auch Verbesserungen wie die
stärkere Kontrolle der G 10-Kommission des
Bundestages gebe. Zugleich betonte er, dass
seine Fraktion „Ja zu einer Verlängerung der
Geltungsdauer dieser Gesetze“ sage. Sie leh-
ne aber „die Verschärfungen, die hier einge-
führt werden sollen, ab“. Man müsse, mahn-
te der Grünen-Parlamentarier, sowohl an
„die Sicherheit der Bürger durch den Staat“
als auch an „die Sicherheit der Bürger vor
dem Staat“ denken. 

»Nicht überwunden« Unions-Fraktionsvi-
ze Günter Krings  (CDU) betonte, der Ter-
rorismus sei keineswegs überwunden, son-
dern „bedroht uns real auch hier in
Deutschland“. Dennoch habe man hierzu-
lande in den vergangenen zehn Jahren in ei-
ner „relativ guten Sicherheitslage gelebt“.
Dies verdanke man der Arbeit der Sicher-
heitsbehörden. Dabei seien Nachrichten-
dienste immer wichtiger. Deswegen komme
ihnen „eine so zentrale Bedeutung im
Kampf gegen den Terror“ zu. Um ihre Auf-
gabe zu erfüllen, bräuchten sie neben Per-
sonal und Geldmitteln auch „angemessene
Befugnisse“.  Helmut Stoltenberg ❚

ANTI-TERROR-GESETZE Zehn Jahre nach »9/11« sollen die 
zusätzlichen Befugnisse der Geheimdienste weiter gelten

Umstrittene
Verlängerung   

Klaus Wowereit wollte Optionen. Jetzt hat
er sie – und nutzt sie auch. Der Regierende
Bürgermeister von Berlin, dessen SPD trotz
Stimmverlusten bei der Berlin-Wahl am 
18. September stärkste Partei wurde, hat be-
reits mit zwei möglichen Koalitionspart-
nern sondiert: Die SPD wird mit den Grü-
nen oder mit der CDU in den nächsten fünf
Jahren regieren. Rot-Grün, präferiert von
beiden potenziellen Partnern, wäre eine
knappe Angelegenheit mit nur einer Stim-
me über der absoluten Mehrheit. Rot-
Schwarz dagegen hätte es bequemer: Denn
mit der CDU – mit 23,4 Prozent (plus 2,1
Prozent) zweitstärkste Kraft hinter der SPD
mit 28,3 Prozent (minus 2,5 Prozent) und
vor den Grünen mit 17,6 Prozent (plus 4,5
Prozent) – brächten es die Regierungsfrak-
tionen auf zehn Stimmen über dem Soll. 
Die Piraten, die auf Anhieb 8,9 Prozent hol-
ten, spielen bei der Regierungsbildung so
wenig eine Rolle wie Die Linke. Sie muss
mit 11,7 Prozent (minus 1,7 Prozent) nach

fast einem Jahrzehnt Regierungsbeteiligung
auf  die Oppositionsbank, während die FDP
mit 1,8 Prozent (minus 5,8 Prozent) nun
ein außerparlamentarisches Dasein fristet. 

Streitpunkt A 100 „Ich habe den Eindruck,
Optionen zu haben“, sagte Wowereit nach
der Sondierungsrunde mit den Christdemo-
kraten am Donnerstag. Tags zuvor waren
die Gespräche mit den Grünen begonnen,
aber nicht abgeschlossen worden. Sie wur-
den am Freitag fortgesetzt. Mit der CDU war
Wowereit offenbar rasch überein gekom-
men, keine gravierenden Meinungsunter-
schiede zu sehen, auch wenn beide Seiten
unterschiedliche Akzente etwa bei Integrati-
on und Bildung setzen. Mit den Grünen ver-
ständigte er sich am Freitag auf einen Kom-
promiss bei der umstrittenen Verlängerung
der Autobahn 100 im Südosten der Haupt-
stadt, ohne dass bis Redaktionsschluss De-
tails bekannt wurden. Den Vorschlag wol-
len beide Seiten am Montag ihren Landes-

vorständen vorlegen. Bis-
lang hatten die Grünen das
Projekt strikt abgelehnt. 
Das Abgeordnetenhaus
kommt am 27. Oktober zur
konstituierenden Sitzung
zusammen. Welche Koaliti-
on Berlin regiert, hat auf
das aktuelle Kräfteverhält-
nis im Bundesrat wenig
Einfluss. Mit Rot-Grün blie-
be das Mitte-Links-Lager
mit 30 von insgesamt 69
Stimmen auf dem bisheri-
gen Niveau. Rot-Schwarz
würde das neutrale Lager
stärken, doch die schwarz-
gelben Länder lägen mit 25
zu 26 Stimmen weiter hin-
ter der politischen Konkur-
renz. Jan Thomsen/mit dpa ❚

Optionen muss man haben

Die Nachrichtendienste sollen auch künftig Auskünfte über Fluggast- und Bankkontodaten einholen können.
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Mehr als zweieinhalb Monate nach der vom
Bundesverfassungsgericht gesetzten Frist
zur Novellierung des Wahlrechts hat der In-
nenausschuss grünes Licht für den Reform-
vorschlag der schwarz-gelben Koalition ge-
geben. Gegen die Stimmen der Opposition
verabschiedete der Ausschuss am Mittwoch
vergangener Woche den entsprechenden
Gesetzentwurf der CDU/CSU- und der FDP-
Fraktion (17/6290) in modifizierter Fas-
sung. Gesetzentwürfe der SPD- (17/5895)
sowie der  Links- (17/5896) und der Grü-
nen-Fraktion  (17/4694) fanden keine
Mehrheit. Die Vorlagen sollen am kom-
menden Donnerstag  abschließend im Ple-
num behandelt werden. 
Mit den Gesetzentwürfen reagierten die Ab-
geordneten auf ein Urteil des Verfassungs-
gerichts vom 3. Juli 2008, in dem der Ge-
setzgeber verpflichtet wurde, das Wahlrecht
„spätestens bis zum 30. Juni 2011“ zu refor-
mieren. Wie die Karlsruher Richter in ihrer
Entscheidung (Az: 2 BvC 1/07, 2 BvC 7/07)
urteilten, verstößt das Bundeswahlgesetz
punktuell gegen die Verfassung, weil „ein
Zuwachs an Zweitstimmen zu einem Verlust
an Sitzen der Landeslisten oder ein Verlust
an Zweitstimmen zu einem Zuwachs an Sit-
zen der Landeslisten führen kann“. Dieser
paradoxe Effekt des sogenannten negativen
Stimmgewichts tritt im Zusammenhang mit
Überhangmandaten auf, die Parteien erhal-
ten, wenn sie in einem Land mehr Direkt-
mandate erringen, als ihnen laut Zweit-
stimmenergebnis zusteht.

Keine Listenverbindungen Nach dem Ko-
alitionsentwurf soll die bisher mögliche
Verbindung von Landeslisten einer Partei
abgeschafft werden. Damit könnten die in
einem Bundesland errungenen Zweitstim-
men einer Partei nicht mehr mit den in ei-
nem anderen Land erzielten Zweitstimmen
verrechnet werden. Durch den Verzicht auf
Listenverbindungen werde die Häufigkeit
des Auftretens des negativen Stimmge-
wichts „erheblich reduziert“. Ergänzt wer-
den soll die Neuregelung „um eine Sitzver-

teilung auf der Grundlage von Sitzkontin-
genten der Länder, die sich nach der Anzahl
der Wähler in den Ländern bestimmen“. 
Ist die Zahl der Zweitstimmen einer Partei,
die in den 16 Ländern nicht zu einem Sitz
geführt haben, größer als die im Bundes-
durchschnitt für ein Mandat erforderliche
Stimmenzahl, sollen zum Ausgleich weite-
re Mandate vergeben werden. Nach einem
mit den Stimmen von Union und FDP im
Ausschuss angenommenen Änderungsan-
trag der Koalition sollen dabei diese weite-
ren Sitze zunächst den Landeslisten einer
Partei zugeteilt werden, auf die Überhang-
mandate entfallen sind.

Fristverletzung bedauert Die CDU/CSU-
Fraktion betonte im Ausschuss, durch die
Änderung werde eine tendenzielle Reduzie-
rung der Überhangmandate erreicht. Zwar
sei die Überschreitung der vom Bundesver-
fassungsgericht gesetzten Frist ärgerlich,
doch habe man einen guten Entwurf vorge-
legt. Auch die FDP-Fraktion bedauerte, dass
das Gesetzgebungsverfahren so spät been-
det werde. Wie die Union wies sie die Op-
positionsvorschläge für die Reform zurück.
Mit dem Koalitionsentwurf werde dagegen
das Problem ohne gravierende Wahlrechts-
änderungen gelöst. Er sei ein verfassungs-
rechtlich sehr guter Vorschlag.

Klage angekündigt Die SPD-Fraktion kri-
tisierte, der Koalitionsvorschlag werde den
Karlsruher Vorgaben nicht gerecht. Zudem
mache der schwarz-gelbe Gesetzentwurf das
Wahlrecht komplizierter und beseitige das
negative Stimmgewicht nicht. Sie hielt zu-
gleich der CDU/CSU vor, diese habe die
Überhangmandate erhalten wollen. Auch
Die Linke lehnte den Koalitionsvorschlag
ab. Sie warb zugleich für eine umfassende-
re Reform des Wahlrechts. Die Grünen-
Fraktion wandte sich gleichfalls gegen die
Koalitionpläne und betonte mit Blick auf
angedrohte Klagen vor dem Bundesverfas-
sungsgericht, entschieden werde der Streit-
fall „in Karlsruhe“. Helmut Stoltenberg ❚

Schwarz-gelber Alleingang
INNERES Koalition setzt ihren Vorschlag zum Wahlrecht durch 

Gleichgeschlechtlichen Paaren soll nach
dem Willen der Grünen-Fraktion das Recht
auf Eheschließung zugestanden werden.
Zahlreiche Länder hätten schon die Ehe für
solche Paare geöffnet, sagte der Grünen-Ab-
geordnete Volker Beck am vergangenen
Mittwoch im Bundestag bei der ersten Le-
sung eines entsprechenden Gesetzentwur-
fes seiner Fraktion (17/6343). In Deutsch-
land seien die Menschen inzwischen über-
wiegend für einen solchen Schritt. 
Während SPD-, FDP- und Linksfraktion in
der Debatte das Anliegen unterstützten,  be-
tonte die CDU-Parlamentarierin Ute Gra-
nold, es werde „dabei bleiben, dass die Ehe,
also die Verbindung von Mann und Frau,
für die Union privilegiert ist und bleibt“. Ihr

CSU-Kollege Norbert Geis ergänzte, die Ehe
könne mit einer gleichgeschlechtlichen Le-
bensgemeinschaft „nie gleichgesetzt“ wer-
den. Man habe seit mehr als 2.000 Jahren
„in unserer Kultur die Vorstellung, dass ei-
ne Ehe aus Mann und Frau besteht“.   
Dagegen beklagte die SPD-Abgeordnete
Sonja Steffen, die gegenwärtige Praxis dis-
kriminiere Homosexuelle und sei nicht
mehr zeitgemäß. Für die Linksfraktion
mahnte ihre Parlamentarierin Barbara Höll,
alle Menschen müssten „gleiche Rechte ha-
ben, so auch das Recht auf Eheschließung“.
Der FDP-Abgeordnete Stephan Thomae ver-
sicherte: „Wir arbeiten weiter an der völli-
gen Gleichstellung von gleichgeschlechtli-
chen Paaren.“ sto ❚

Neuer Anlauf für Homo-Ehe 
RECHT Unionsfraktion lehnt Gleichstellung klar ab

WAHL Berlins SPD kann sich den Koalitionspartner aussuchen

Neues Kräfteverhältnis im Berliner Landesparlament 
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Bundestag lehnt Antrag zu
MAD-Auflösung ab
Die Grünen-Fraktion ist im Bundestag mit ei-
nem Vorstoß gescheitert, den Militärischen
Abschirmdienst (MAD) aufzulösen und sei-
ne Aufgaben im Inland an das Bundesamt
für Verfassungsschutz (BfV) und im Ausland
an den Bundesnachrichtendienst (BND) zu
übertragen. Ein entsprechender Antrag der
Fraktion (17/6501) fand am vergangenen
Mittwoch keine Mehrheit im Plenum des
Parlaments. Die Grünen hatten ihre Forde-
rung mit Parallelstrukturen und Mehrfach-
zuständigkeiten zwischen den drei deut-
schen Geheimdiensten begründet. sto ❚

SPD gegen Residenzpflicht
für Asylbewerber 
Die SPD-Fraktion will die sogenannte Resi-
denzpflicht für Asylbewerber abschaffen. In
einem  Antrag (17/5912), der am vergange-
nen Mittwoch erstmals auf der Tagesord-
nung des Bundestages stand, fordert sie die
Bundesregierung auf, einen entsprechenden
Gesetzentwurf vorzulegen. Danach soll der
räumliche Aufenthalt von Asylbewerbern
und Geduldeten „nicht länger beschränkt
werden“. Um einen gerechten Ausgleich
zwischen den Bundesländern sowie inner-
halb der Länder zwischen Landkreisen oder
Kommunen zu gewährleisten, sollen Asylbe-
werber allerdings weiterhin verpflichtet
werden können, ihren Wohnsitz in einer be-
stimmten Gemeinde oder einem bestimm-
ten Landkreis beziehungsweise Bundesland
zu nehmen. Gleiches soll für Geduldete gel-
ten, „allerdings längstens befristet bis zur
Aufnahme einer Beschäftigung“. sto ❚

Kinderpornografische 
Daten löschen
Das Gesetz zur Erschwerung des Zugangs zu
kinderpornografischen Inhalten in Internet
soll aufgehoben werden. Die Bundesregie-
rung legte dazu einen Gesetzentwurf
(17/6644) vor. Sie begründet ihren Vorstoß
damit, dass die Sperren für Internetseiten
umgangen werden können. Im Interesse der
Opfer müsse es das Ziel sein, strafbare In-
halte durch „konsequentes Löschen“ aus
dem Netz zu verbannen. Die Vorlage wurde
an den Rechtsausschuss zur federführenden
Beratung überwiesen. bob ❚

Zwei Richter reichen 
oftmals aus
Die Möglichkeit der Straf- und Jugendkam-
mern, in geeigneten Fällen mit zwei statt
drei Berufsrichtern zu verhandeln, soll end-
gültig beibehalten werden. Das geht aus ei-
nem Gesetzentwurf der Bundesregierung
(17/6905) hervor. Eine Vielzahl von Verfah-
ren könne in der Zweierbesetzung „ohne
durchgreifende Bedenken“ bearbeitet wer-
den, heißt es in dem Entwurf weiter. jcp ❚

KURZ NOTIERT

Kritik an 
Visa-Warndatei    
INNERES Die Pläne der Bundesregierung
zur Errichtung einer „Visa-Warndatei“ sto-
ßen bei den drei Oppositionsfraktionen im
Bundestag auf deutliche Kritik. Vertreter der
schwarz-gelben Koalition werben dagegen
für den entsprechenden Gesetzentwurf der
Regierung (17/6643), der am vergangenen
Mittwoch vom Bundestag in erster Lesung
beraten wurde. Durch die Datei werde der
Visa-Missbrauch eingedämmt und die
Rechtssicherheit für die Anwender erhöht,
gab der FDP-Parlamentarier Hartfrid Wolff
zu Protokoll. Mit dem Gesetzentwurf er-
leichtere man den für Deutschland unver-
zichtbaren internationalen Reiseverkehr
und stärke zugleich die Sicherheit des Lan-
des. Für den CSU-Abgeordneten Stephan
Mayer stellt der Gesetzentwurf „im Ergebnis
einen weiteren wichtigen Baustein“ der Ko-
alition im Kampf gegen den Terrorismus
und die organisierte Kriminalität dar.  
Aus Sicht des SPD-Abgeordneten Rüdiger
Veit gilt dagegen für die Vorlage, „dass der
zu erwartende Nutzen und der zu befürch-
tende Schaden – ganz zu schweigen von
dem unnötigen Aufwand – in keinem ver-
nünftigen Verhältnis zueinander stehen“.
Was „im Wesentlichen durch eine eigene
deutsche Visa-Warndatei erreicht würde,
wäre ganz überwiegend eine (...) unzulässi-
ge Doppelspeicherung von Daten mit gro-
ßem Aufwand und ohne nennenswerten zu-
sätzlichen Nutzen“, argumentiert er. Für die
Linksfraktion hält ihre Abgeordnete Ulla
Jelpke der Bundesregierung vor, die „daten-
technische Durchleuchtung“ von Auslän-
dern „weiter ausbauen“ zu wollen, aber den
Beweis schuldig geblieben zu sein, „dass die
Einrichtung einer solchen Visa-Warndatei
wirklich notwendig ist“. Der Grünen-Parla-
mentarier Memet Kilic sieht die Regierung
auf einem „falschen und voreiligen Weg“.
Sie versuche aus vermeintlichen Sicherheits-
gründen, „die Rechte der am Visumverfah-
ren Beteiligten zu unterlaufen“.  sto ❚

6 INNENPOLITIK Das Parlament – Nr. 39 – 26. September 2011



7INNENPOLITIKDas Parlament – Nr. 39 – 26. September 2011

H
änderingend suchen
schon heute niedergelas-
sene Ärzte in ländlichen
Regionen nach geeigne-
ten Nachfolgern. Laut
Kassenärztlicher Bundes-

vereinigung (KBV) mussten beispielsweise
im vergangenen Jahr 420 Haus- und 32 Kin-
derarztpraxen schließen, weil kein Medizi-
ner nachrücken wollte. In den kommenden
Jahren dürfte sich das Problem verschärfen,
denn nach Schätzungen der KBV gehen bis
2020 fast 67.000 Niedergelassene in den
Ruhestand. Dass Handlungsbedarf besteht,
darin sind sich Koalitions- und Oppositi-
onsfraktionen einig. Wie gegengesteuert
werden soll, ist dagegen höchst umstritten.
Im Bundestag stand am vergangenen Freitag
der Gesetzentwurf der Bundesregierung zur
Verbesserung der Versorgungsstrukturen in
der gesetzlichen Krankenversicherung
(17/6906) im Fokus.

Praxen übernehmen „Wir wollen, dass der
Landarzt für die Menschen nicht nur in ei-
ner idyllischen Vorabendserie kommt“, um-
riss Bundesgesundheitsminister Daniel
Bahr (FDP) sein Ziel. Kernpunkt des Ent-
wurfs sind Anreize für Mediziner, sich in un-
terversorgten Regionen neu niederzulassen
oder Praxen zu übernehmen. Ärzte, die aufs
Land ziehen, sollen mehr verdienen als ih-
re Kollegen in Städten. Um eine wohnort-
nahe, flächendeckende medizinische Ver-
sorgung sicherzustellen, sollen Landärzte
von Maßnahmen der Budgetbegrenzung

ausgenommen werden. Die Kassenärztli-
chen Vereinigungen (KVen) sollen ferner die
Möglichkeit erhalten, einen Strukturfonds
einzurichten, aus dem sie „gezielte Maß-
nahmen für die Niederlassung ergreifen
und finanzielle Anreize setzen", heißt es in
dem Entwurf weiter.
Geld sei aber nur das eine, bemerkte Uni-
ons-Fraktionsvize Johannes Singhammer
(CSU) in der Debatte. Um Mediziner aufs
Land zu locken, müsse mehr geschehen. Zur
besseren Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf ist im Regierungsentwurf etwa vorgese-
hen, dass sich Vertragsärztinnen nach einer
Geburt nicht mehr nur sechs, sondern zwölf
Monate lang vertreten lassen können. Au-
ßerdem soll die Residenzpflicht entfallen.
Ärzte können dann in der Stadt wohnen
und auf dem Land praktizieren, wie die
FDP-Abgeordnete Christine Aschenberg-
Dugnus erläuterte.
Die Regierung rechnet mit jährlichen Mehr-
kosten in Höhe von 200 Millionen Euro für
die gesetzliche Krankenversicherung (GKV).
Vom Jahr 2013 an kommen dem Entwurf
zufolge jährlich 120 Millionen Euro auf-
grund der ebenfalls vorgesehenen Reform
der vertragszahnärztlichen Vergütung hin-
zu. Das Gesetz soll zum 1. Januar 2012 in
Kraft treten.
Hier setzte die Opposition mit ihrer Kritik
an. SPD-Gesundheitsexperte Karl Lauter-
bach bemängelte, das Gesetz stelle „ein Ge-
schenk für ein paar Ärzte“ dar, ohne dass
sich die Versorgung für die Patienten verbes-
sere. Die gesundheitspolitische Sprecherin

der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, Bir-
gitt Bender, warf der Regierung vor, sich in
dem Gesetzentwurf ausschließlich auf die
Berufsgruppe der Ärztinnen und Ärzte zu
konzentrieren. Für diese werde „der Geld-
hahn“ aufgedreht. Der Bundesgesundheits-
minister schaue nur nach einer vermeintli-
chen FDP-Klientel. Das sei eine „politische
Bankrotterklärung“. Die Gesundheitsexper-
tin der Linksfraktion, Martina Bunge, sagte,
„vollmundigen Ankündigungen“ der Regie-
rung folgten „keine oder falsche oder halb-
herzige Taten“. 

Fehlender Mut Aus Sicht der Opposition
packt die Regierung die Überversorgung mit
Ärzten vor allem in Großstädten nicht kon-
sequent an. Der Regierung fehle „der Mut“,
Ärzten in Ballungsräumen Honorarkürzun-
gen zuzumuten, sagte die Vorsitzende des
Gesundheitsausschusses, Carola Reimann
(SPD). Bunge hob hervor, die Regierung ha-
be „bis heute nicht verstanden“, dass der
Ärztemangel auf dem Land in erster Linie
auf „ein Verteilungsproblem“ zurückgehe.
Es sei „ein Unding“, dass das meiste Geld
dahin fließe, wo die meisten Ärzte niederge-
lassen seien, und nicht dahin, wo Ärzte
dringend gebraucht würden. Sie empfahl
der Koalition, den von ihrer Fraktion vorge-
legten Antrag (17/3215) „zur Sicherung ei-
ner wohnortnahen und bedarfsgerechten
gesundheitlichen Versorgung“ zu berück-
sichtigen. 
Bestätigt sehen sich die Oppositionsfraktio-
nen durch Daten des GKV-Spitzenverban-

des. Danach ist die Zahl der niedergelasse-
nen Ärzte in den vergangenen 20 Jahren von
rund 92.000 auf knapp 140.000 gestiegen. 
Bahr konterte, er halte nichts davon, Ärzte
in städtischen Gebieten mit Honorarkür-
zungen „zu demotivieren“. Nach dem Ent-
wurf sollen die KVen ein Vorkaufsrecht er-

halten, wenn in überversorgten Gebieten
die Nachbesetzung einer Praxis ansteht. Der
CDU-Gesundheitsexperte Jens Spahn findet
es richtig, auf Freiwilligkeit zu setzen. „Über
ein Staatsdekret geht das nicht“, sagte er. Im
Ausschuss wird die Debatte darüber schon
in dieser Woche fortgesetzt. Monika Pilath ❚

GESUNDHEIT Die Bundesregierung setzt auf finanzielle Anreize. Die Opposition kritisiert Klientelpolitik

Landarzt, bitte kommen

Mutter-Kind-Kur
im Fokus
GESUNDHEIT Die Fraktion Die Linke will
die Bewilligungspraxis gesetzlicher Kran-
kenkassen zu Mutter-/Vater-Kind-Kuren
transparenter machen. Ziel sei es, die Ent-
scheidungskriterien zu vereinheitlichen
und zu präzisieren, heißt es in einem Antrag
(17/6493), den der Bundestag am vergan-
genen Mittwoch behandelte und an den Ge-
sundheitsausschuss überwies. 
Die Fraktion reagiert mit ihrem Antrag da-
rauf, dass die Zahl der Bewilligungen von
Mutter-/Vater-Kind-Maßnahmen rückläufig
ist. Die Linsparlamentarier fordern, eine re-
gelmäßige Prüfung der gesetzlichen Kran-
kenkassen hinsichtlich der tatsächlichen
Bewilligung dieser Pflichtleistung zu si-
chern und die Einhaltung der rechtlichen
Vorschriften bei der Entscheidung über An-
träge zu gewährleisten. Die Linksfraktion
verweist auf einen Prüfbericht des Bundes-
rechnungshofes, in dem gravierende Män-
gel bei der Bewilligungspraxis wie etwa die
Ungleichbehandlung von Versicherten be-
nannt worden seien. mpi ❚

Geplante Reform
verzögert sich

Herr Ackermann, wo ge-
hen Sie zum Arzt – in Berlin
oder in Ihrem Wahlkreis in
Sachsen-Anhalt? 
Mein Hausarzt ist in meinem
Heimatort Bottmersdorf im
Bördekreis. Wie viele andere
Ärzte kommt auch er allmäh-
lich ins Rentenalter und ihn
beschäftigt die Suche nach ei-
nem Nachfolger. Gerade im
Osten Deutschlands haben
immer mehr Landärzte da-
mit ein Problem. Mit dem
Versorgungsstrukturgesetz
will die Bundesregierung nun
Anreize für Mediziner schaf-
fen, sich in ländlichen Regio-
nen neu niederzulassen oder
Praxen zu übernehmen. Es
geht darum, den guten medi-
zinischen Standard, den wir
in Deutschland überall ha-
ben, zu halten.

Auf dem Land werden
vor allem Haus-, aber auch
Kinderärzte und Gynäkolo-
gen knapp. Was will die Re-
gierung dagegen tun?
Geplant sind finanzielle An-
reize gerade für junge Medi-
ziner. Das ist aber nur ein
Teil. Wir wollen darüber hi-
naus erreichen, dass sich Ärz-
te in erster Linie um ihre Pa-

tienten kümmern können.
Deshalb entlasten wir sie von
übermäßiger Bürokratie. Die
Vereinbarkeit von Familie
und Beruf soll unter anderem
dadurch verbessert werden,
dass sich Kassenärztinnen
nach einer Geburt zwölf statt
sechs Monate vertreten las-
sen können.

Die gesetzlichen Kran-
kenkassen sagen, es gebe
keinen Ärztemangel, son-
dern ein Verteilungspro-
blem, nämlich zu viele Ärz-
te in den Städten, zu weni-
ge auf dem Land. Wie wol-
len Sie die Überversorgung
in den Ballungszentren ab-
bauen?
Wir wollen nicht zu viel regu-
lieren. Den Sicherstellungs-
auftrag, also die flächende-
ckende medizinische Versor-
gung, haben die Kassenärztli-
chen Vereinigungen. Darin
wollen wir sie stärken. Künf-
tig verantworten wieder sie
die Honorarverteilung, die
nach haus- und fachärztli-
chen Versorgungsbereichen
getrennt wird. 

Ihr Gesetzentwurf sieht
weder Honorarkürzungen

für niedergelassene Ärzte in
überversorgten Gebieten,
noch die Pflicht für Kassen-
ärztliche Vereinigungen vor,
frei werdende Arztsitze auf-
zukaufen. Warum nicht?
Die Freiheit ist ein hohes
Gut. Liberale Politik ist das
Gegenteil von Zwang und
Verpflichtung. Wir wollen
mit einem Vorkaufsrecht die
Möglichkeiten der Kassen-
ärztlichen Vereinigungen ver-
bessern, Praxen in überver-
sorgten Gebieten zu schlie-
ßen. Kürzungen der Honora-
re wären ein völlig falscher
Weg. Einnahmeeinbußen lo-
cken Ärzte nicht aufs Land,
sondern treiben sie aus dem
Beruf oder ins Ausland.  

Gesetzlich Versicherte
warten länger auf einen
Arzttermin als privat Versi-
cherte. Wie will die Koaliti-
on Abhilfe schaffen?
Gesundheitsminister Bahr
hat einen Vorschlag vorge-
legt. Die Selbstverwaltung
wird daraufhin eine gute Re-
gelung im Interesse der Pa-
tienten finden.

Die Fragen stellte 
Monika Pilath.

FÜNF FRAGEN ZUR: ÄRZTLICHEN VERSORGUNG

JENS ACKERMANN 
ist Obmann der 
FDP-Fraktion im
Gesundheitsausschuss
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»Kürzungen 
der Honorare
wären ein 
völlig falscher
Weg.«
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Dass der Arzt auch auf dem Land zum Hausbesuch kommt, soll Normalität in Deutschland bleiben. Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf vorgelegt, der mehr Mediziner in unterversorgte Regionen locken soll.
PFLEGE Die Einführung eines neuen Pflege-
bedürftigkeitsbegriffs lässt weiter auf sich
warten. Die SPD-Fraktion scheiterte am ver-
gangenen Mittwoch im Gesundheitsaus-
schuss mit einem entsprechenden Antrag
(17/2480) an den Stimmen der Koalition.
Nach Auffassung der SPD müssen Personen
mit Demenz besser bei den Pflegeleistun-
gen berücksichtigt werden. An Stelle der bis-
her drei sollten zudem fünf Pflegestufen rü-
cken, heißt es in dem Antrag.
In der Diskussion im Ausschuss warf die
Opposition der Koalition Tatenlosigkeit in
Sachen Pflegereform vor. Die Koalition
konterte, Gründlichkeit gehe vor Schnellig-
keit. Hintergrund ist, dass Bundesgesund-
heitsminister Daniel Bahr (FDP) die ge-
plante Vorstellung seiner Eckpunkte für ei-
ne Pflegereform verschoben hat. mpi ❚



E
s war eine Debatte voller Licht
und Schatten: Die Regierungs-
koalition sonnte sich im Lich-
te der derzeit guten Lage auf
dem Arbeitsmarkt. Nur noch
2,8 Millionen Arbeitslose habe

das Land derzeit und dieser Situation müs-
se sich die Gesetzeslage anpassen, hieß es
von dort. SPD, Grüne und Linke dagegen
betonten die „Schattenseiten“ des Arbeits-
marktes, die auch die geplante Instrumen-
tenreform für Arbeitslose nicht beseitige.
Kein Wunder, dass der Arbeitsmarktexperte
der Union, Karl Schiewerling, auf den Op-
positionsbänken nur Miesmacher sah: „Die
Arbeitslosen brauchen keine Schwarzmaler,
die ihnen ständig sagen, sie haben keine
Chancen. Sie haben Chancen und wir eröff-
nen sie ihnen.“
Den aktuellsten Schritt dorthin unternahm
der Bundestag am vergangenen Freitag, als
er nach heftiger Debatte das Gesetz zur Ver-
besserung der Eingliederungschancen am
Arbeitsmarkt (17/6277) mit den Stimmen
der Koalitionsfraktionen verabschiedete.
Mit dem Gesetz will die Bundesregierung
nicht nur die Integration in Erwerbsarbeit
beschleunigen, sondern auch den Bereich
der öffentlich geförderten Beschäftigung
neu ordnen. Dezentrale Entscheidungs-
kompetenzen der Arbeitsvermittler werden
gestärkt, uneffektive Fördermaßnahmen ab-
geschafft und andere so verändert, dass eine
schnellere und flexiblere Vermittlung von
Arbeitslosen  möglich wird. So werden zum
Beispiel die vielfältigen Formen der Einglie-
derungszuschüsse zu zwei Varianten zusam-
mengelegt. Mit dem Eingliederungszu-
schuss wird die Einstellung von Menschen
mit mehreren „Vermittlungshemmnissen“
gefördert, indem der Arbeitgeber einen An-
teil des Arbeitslohns als zusätzlichen Zu-
schuss erhält. 

Neue Rezepte Bundesarbeitsministerin
Ursula von der Leyen (CDU) betonte, man
müsse die derzeit gute Lage am Arbeits-
markt ausnutzen. „Wir müssen umstellen
von den Szenarien der Massenarbeitslosig-

keit hin zur gezielten und passgenauen
Qualifizierung“, sagte von der Leyen. Es ge-
he nicht mehr darum, dass alle Instrumen-
te für alle passen müssen. Sie bezog sich da-
bei unter anderem auf den öffentlich geför-
derten Beschäftigungssektor. „Wir müssen
weg von der Dauerförderung künstlicher Be-
schäftigung.“ Zu oft seien die Falschen dort
gelandet und hätten deshalb auch Chancen
verpasst, so die Ministerin.
In der öffentlich geförderten Beschäftigung
soll es künftig nur noch zwei Instrumente
geben: Arbeitsgelegenheiten mit Mehrauf-
wandsentschädigung (Ein-Euro-Jobs) und
Arbeitsverhältnisse durch Zuschüsse zum
Arbeitsentgelt. Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen (ABM) werden eingestellt.
Ein-Euro-Jobs gehören neben Trainings-
maßnahmen zur Eignungsfeststellung zu
den häufigsten Maßnahmen, die Arbeitslo-
se in Anspruch nehmen. Nach wie vor sol-
len Ein-Euro-Jobs gefördert werden, die zu-
sätzlich sind und im öffentlichen Interesse
liegen. Neu ist, dass sie auch wettbewerbs-
neutral sein müssen. Und neu ist auch, dass
die Förderdauer dieser Jobs auf maximal
zwei Jahre innerhalb von fünf Jahren be-
schränkt wird. Das gilt auch für die bezu-
schussten Arbeitsverhältnisse. Hierbei er-
halten Arbeitgeber für die Beschäftigung
von ihnen zugewiesenen Arbeitslosen einen
Zuschuss zum Arbeitsentgelt. Über die Hö-
he der Förderung entscheidet die Bundes-
agentur für Arbeit (BA). 

Sparen bei der Bundesagentur Tatsäch-
lich muss die BA im nächsten Jahr 2,5 Mil-
liarden Euro einsparen und jeweils drei Mil-
liarden Euro ab 2013. Die Begrenzung der
Haushaltsmittel erfordere „innovative An-
sätze“ , heißt es deshalb im Gesetz. Für Die
Linke ist dies aber nichts anderes als „ein gi-
gantischer Kahlschlag auf dem Rücken der
Arbeitslosen“, so deren Arbeitsmarktexper-
tin Sabine Zimmermann. „Der öffentlich
geförderte Beschäftigungssektor muss sinn-
voll ausgebaut werden. Und das sind nicht
Ein-Euro-Jobs, sondern ist Arbeit, von der
man leben kann“, sagte sie. 

Zufrieden mit dem Ergebnis zeigte sich da-
gegen Johannes Vogel von der FDP. Es sei
richtig, dass Instrumente wegfallen, die
nicht erfolgreich waren, wie zum Beispiel
die ABM. „Der öffentlich geförderte Be-
schäftigungssektor könne nicht das Instru-
ment der ersten Wahl sein, sondern müsse
wirklich für jene da sein, die es wirklich nö-
tig haben“, so Vogel weiter. 

Gründungszuschuss Auch Arbeitslose, die
sich selbständig machen wollen, werden
dies künftig unter neuen Vorzeichen tun.
Zum einen ist ihnen der Gründungszu-
schuss nicht mehr garantiert, weil er von ei-
ner Pflicht- in eine Ermessensleistung um-
gewandelt wird. Zum anderen reduziert sich
die Förderdauer von neun auf sechs Mona-
te. Allerdings kann der Zuschuss weitere
neun Monate gezahlt werden, dann aller-
dings nur noch in Höhe von 300 Euro, wäh-
rend im ersten Halbjahr noch die Summe
des Arbeitslosengeldes dazukommt, das der
Betreffende zuletzt bezogen hat.
Hubertus Heil (SPD) lobte den Gründungs-
zuschuss als erfolgreiches Instrument der
Arbeitsmarktpolitik und warf der Regierung
vor: „Sie trocknen dieses Instrument in we-
sentlichen Teilen aus.“ Mit dem Gesetz ver-
folge die Regierung nicht in erster Linie ei-
ne Instrumentenreform, sondern eine Kür-
zungspolitik. Diese werde, so Heil weiter, in
einen tief gespaltenen Arbeitsmarkt mün-
den, auf dem es weiter einen „verfestigten
Sockel“ von Langzeitarbeitslosen gebe.
Auch Brigitte Pothmer, die Arbeitsmarktex-
pertin der Grünen, kritisierte den Umbau
beim Gründungszuschuss. „Allein im
nächsten Jahr streichen Sie dort fünf Milli-
arden Euro. Das sind 83 Prozent“, rief sie
empört in Richtung Regierungsbank. Sie
warf der Ministerin vor, die „Schattenseiten“
des Arbeitsmarktes, nämlich die schwer Ver-
mittelbaren, Älteren und Alleinerziehenden
zu vernachlässigen. Claudia Heine ❚

ARBEITSMARKT Arbeitslose werden künftig »passgenauer«
gefördert, sagt die Regierung. Die Opposition bezweifelt das

Weniger soll
mehr sein 

KINDERKOMMISSION Mit dem Thema „Tod
– Tabu für Kinder“ hat sich die Kinderkommis-
sion des Bundestages vergangenen Mittwoch
in einem öffentlichen Expertengespräch be-
schäftigt. Im Zentrum stand dabei die Frage, ob
Kinder anders trauern als Erwachsene.
„Ich stehe dahinter, dass Kinder zur Beerdigung
mitgehen“, bekräftigte Jürgen Kurth vom Do-
mino-Zentrum für trauernde Kinder. Einem Kind
die Teilnahme zu verweigern, sei nach seiner Er-
fahrung viel schlimmer als der vermeintliche
Schutz, der bezweckt werden soll.
Miriam Haagen, Fachärztin für Kinder- und Ju-
gendmedizin und Psychotherapie, pflichtete
dem bei: „Für Kinder gibt es kein Tabu.“ Kinder
erwarteten Antworten auf ihre Fragen. Viel pro-
blematischer schätzt sie hingegen das Verhal-
ten des erweiterten Umfeldes ein. So berichte-
ten viele, dass sich in solchen schweren Zeiten
der Freundeskreis oft zurückziehe.
Beate Alefeld-Gerges vom Zentrum für trauern-
de Kinder sagte, in diesen Fällen würde Unter-

stützung gebraucht, Trauer durch neue 
Rituale auszudrücken, weil die althergebrach-
ten Rituale heute nicht mehr funktionieren.
Miriam Haagen warnte davor, gegenüber Klein-
kindern metaphorisch vom Tod zu sprechen.
„Kinder denken sehr konkretistisch“, sagte sie.
Wird vom „einschlafen“ oder von „gegangen“
gesprochen, könnte es sein, dass sie nicht mehr
wagen einzuschlafen oder hingehen wollen, wo
die Mutter oder der Vater angeblich sind. Das
lindere traumatische Erfahrungen nicht.
In der Anhörung der Experten stellte sich he-
raus, dass eine flächendeckende deutschland-
weite Versorgung durch Anlaufstellen für die
Nachsorge nicht gewährleistet ist. Viele Netz-
werke, Selbsthilfegruppen und Ärzte würden
zwar Angebote machen, doch seien diese nicht
koordiniert. Auch spiele Trauerbewältigung kei-
ne besondere Rolle in der pädagogischen Aus-
bildung, sagte Jürgen Kurth.Viele Lehrer hätten
deshalb Schwierigkeiten mit der Bearbeitung
des Themas. eis ❚

»Für Kinder gibt es kein Tabu«

GLEICHBERECHTIGUNG Der 22. September
soll nach dem Willen des Bundestages zum
Weltmädchentag der Vereinten Nationen er-
klärt werden. In einem überfraktionellen Antrag
von CDU/CSU, SPD, FDP und Bündnis 90/Die
Grünen (17/7021), den das Parlament am ver-
gangenen Donnerstag ohne Gegenstimme ver-
abschiedete, wird die Bundesregierung aufge-
fordert, sich bei der UN dafür einzusetzen. Der
Weltmädchentag soll weltweit auf die Rechte
von Mädchen aufmerksam machen.
Die Parlamentarier begründen ihren Antrag mit
der weltweiten Diskriminierung und Ausbeu-
tung von Mädchen: „Ungeachtet der Tatsache,
dass die Weltgemeinschaft in Konventionen
und Abkommen universell Menschenrechte ver-
ankert hat, die gleichermaßen für Männer und
Frauen gelten“, seien Mädchen in vielen Län-

dern Benachteiligungen, Ausbeutung, Gewalt
und Ausgrenzung ausgesetzt. Dies sei vielfach
eingebettet in kulturelle Denkmuster, Traditio-
nen und religiöse Einstellungen. Weder am In-
ternationalen Frauentag noch am Weltkinder-
tag werde bislang auf die spezifische Situation
von Mädchen aufmerksam gemacht.
Die Fraktion Die Linke enthielt sich in der Ab-
stimmung über den Antrag der Stimme. Aller-
dings nicht, weil sie ihn inhaltlich nicht unter-
stütze, sondern weil die Unionsfraktion sich
weiterhin weigere, mit der Linksfraktion Anträ-
ge oder andere parlamentarische Initiativen zu
formulieren, stellte Heike Hänsel (Linke) klar. Sie
kritisierte jedoch zugleich, die Forderung nach
einem Weltmädchentag bleibe reine Symbolpo-
litik, wenn sie nicht durch konkrete politische
Initiativen begleitet werde. aw ❚

Weltmädchentag gefordert

BETREUUNG Die Bundesregierung soll zusam-
men mit den Bundesländern die Qualität der
frühkindlichen Bildung verbessern und ein ent-
sprechendes Programm auflegen. Dies fordert
ein gemeinsamer Antrag der CDU/CSU- und der
FDP-Fraktion (17/3663), den der Bundestag am
vergangenen Mittwoch mit den Stimmen der
Koalition gegen das Votum der Oppositions-
fraktionen verabschiedete. Im Rahmen des
Qualitätsprogramms soll die Regierung einen
Strategiekreis einberufen, dem neben den Län-
dern und Kommunen auch die Kirchen, die Liga
der Freien Wohlfahrtsverbände und andere freie
Bildungsanbieter angehören.
Abgelehnt hingegen wurden mehrheitlich die
Anträge zur frühkindlichen Bildung der SPD-
Fraktion (17/1973) und der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen (17/1778). Der Bundes-
tag beriet zudem über die Unterrichtungen der

Regierung über Ausbau der Betreuungsangebo-
te für unter dreijährige Kinder in den Jahren
2008 und 2009 (16/12268, 17/2621).
In der Debatte stießen erneut die unterschied-
lichen Konzepte der Koalition und der Opposi-
tion aufeinander. Während SPD, Grüne und Die
Linke auf einen konsequenten Ausbau der Be-
treuungseinrichtungen beharren, setzen Union
und FDP verstärkt auf die Erziehung und Bil-
dung in den Elternhäusern, die durch den Staat
unterstützt werden soll. Die familiäre Betreu-
ung sei „der institutionellen mindestens gleich-
wertig“, argumentierte die CSU-Abgeordnete
Dorothee Bär. Sie fügte hinzu: „Ich glaube so-
gar, sie ist ihr überlegen.“ Dem hielt die SPD-
Parlamentarierin Caren Marks entgegen, dass
die für das Jahr 2013 angestrebte 35-Prozent-
Quote bei Krippenplätzen für die unter Dreijäh-
rigen nicht ausreichen werde. aw ❚

Bessere Bildung der Kleinsten

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Höchst unterschiedlich haben Experten am
vergangenen Montag  in einer Anhörung
des Familienausschusses den Gesetzentwurf
der Bundesregierung zur geplanten Einfüh-
rung einer Familienpflegezeit (17/6000)
beurteilt. Der Entwurf sieht vor, dass Berufs-
tätige ihre wöchentliche Arbeitszeit zwei
Jahre lang auf einen Umfang von 15 Stun-
den reduzieren können, um Angehörige zu
pflegen. Arbeitgeber, die ihren Beschäftig-
ten das Gehalt um die Hälfte der Differenz
zwischen dem bisherigen Gehalt und dem
sich durch die Arbeitszeitreduzierung erge-
benden geringeren Gehalt aufstocken, sol-
len dies durch ein zinsloses Bundesdarle-
hen finanzieren können. 
Der Beschäftigte muss nach Beendigung der
Familienpflegezeit dann allerdings so lange
Vollzeit zum geringeren Gehalt arbeiten, bis
dieses Darlehen durch den Arbeitgeber ab-
bezahlt ist. Das mögliche Ausfallrisiko für
den Arbeitgeber – etwa durch einen Todes-
fall des Arbeitnehmers – muss durch eine

spezielle Versicherung des Beschäftigten ab-
gedeckt werden.
Übereinstimmend attestierten alle Sachver-
ständigen, dass im Bereich der Familien-
pflege Handlungsbedarf besteht. Strittig
hingegen war die Frage, ob für die Familien-
pflegezeit ein Rechtsanspruch formuliert
werden soll. Während die Gewerkschafts-
vertreterinnen Hannelore Buls (Verdi) und
Anja Weusthoff (DGB) dies vehement ein-
forderten, lehnten für die Arbeitgeberseite
Birgit Schweer vom Zentralverband des
Deutschen Handwerks (ZDH) und Corne-
lia Upmeier vom Deutschen Industrie und
Handelskammertag (DIHK) einen Rechts-
anspruch ab. Gegen den Rechtsanspruch ar-
gumentierte auch Martin Albrecht vom For-
schungs- und Beratungsinstitut IGES. 
Margot Jäger vom Deutschen Caritasver-
band, Johanna Possinger vom Deutschen
Verein für öffentliche und private Fürsorge
und Bert Rürup, Hochschulprofessor für Fi-
nanz- und Wirtschaftspolitik an der Univer-

sität Darmstadt, sprachen
sich hingegen für den
Rechtsanspruch aus. 
Rürups Kollege Eberhard
Wille von der Universität
Mannheim versuchte mit
einem Kompromissvor-
schlag zu vermitteln. Der
Rechtsanspruch solle zu-
nächst nicht verankert, das
Gesetz aber zu einem spä-
teren Zeitpunkt evaluiert
werden. Sollte sich dann
zeigen, dass die Familien-
pflegezeit in der Praxis am
Widerstand der Arbeitge-
ber scheitert, dann könne
der Rechtsanspruch auch
noch nachträglich in das
Gesetz aufgenommen wer-
den. aw ❚

Ein Recht auf Pflege

Mehr zum Thema Arbeitsmarkt unter:
www.iab.de/de/publikationen.aspx

Arbeitsvermittler sollen künftig flexibler und eigenständiger über Fördermaßnahmen für Arbeitslose entscheiden können.
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FAMILIE Experten debattieren Gesetzentwurf der Regierung

Die Zahl der Pflegebedürftigen in Deutschland steigt.
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SPD will Kinderrechte im
Grundgesetz festschreiben
Die SPD-Fraktion will die Rechte von Kin-
dern im Grundgesetz verankern. Sie fordert
einen Gesetzentwurf, mit dem der Kinder-
rechtskonvention der Uno und der Grund-
rechtecharta der Europäischen Union im
Grundgesetz Rechnung getragen wird. In ih-
rem Antrag (17/6920) verlangt sie außer-
dem, die Gesetzgebung daraufhin zu über-
prüfen, inwieweit sie mit der Kinderrechts-
konvention der Uno in Einklang steht. Die
Fraktion spricht sich zudem für die Veranke-
rung von Ombudsstellen in der Kinder- und
Jugendhilfe aus, um die Rechte von Kindern
zu stärken. aw ❚

Sozialgesetzbücher 
unter der Lupe
Die Bundesregierung hat ein umfangreiches
Maßnahmenpaket zur Änderung zahlreicher
sozialgesetzlicher Regelungen vorgelegt.
Der Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Än-
derung des Vierten Sozialgesetzbuches und
anderer Gesetze (17/6764) wurde vergan-
gene Woche in Erster Lesung vom Bundes-
tag beraten. Zu dem Paket gehört unter an-
derem der Verzicht auf das Versenden einer
Rentenanpassungsmitteilung, wenn sich bei
der jährlichen Rentenanpassung der aktuel-
le Rentenwert nicht erhöht hat. Außerdem
sollen die Voraussetzungen für eine erwei-
terte Datenübermittlung zwischen den Mel-
debehörden und der gesetzlichen Renten-
versicherung geschaffen werden. che ❚

Linke gegen Deckelung 
von Reha-Leistungen
Die Linke fordert, die Deckelung der Reha-
Leistungen in der Gesetzlichen Rentenversi-
cherung aufzuheben. In einem Antrag
(17/6914) verlangt sie von der Bundesregie-
rung, einen entsprechenden Gesetzentwurf
vorzulegen. Die Abgeordneten begründen
ihren Vorstoß damit, dass eine steigende
Zahl älterer Beschäftigter sowie von Be-
schäftigten mit Behinderungen den Bedarf
an Reha-Leistungen deutlich erhöhe. Die
Rentenversicherungen dürften aber nur ei-
nen festgelegten Betrag für diese Leistun-
gen ausgeben, was dazu führe, dass der fi-
nanzielle Rahmen dem Bedarf in der Bevöl-
kerung nicht mehr entspreche. che ❚

Produktsicherheit orientiert
sich an EU-Vorgaben
Mit den Stimmen von CDU/CSU, FDP und
Bündnis 90/Die Grünen hat der Bundestag
das Gesetz über die Neuordnung des Gerä-
te- und Produktsicherheitsrechts (17/6276,
17/6852) angenommen. Das Gesetz setzt
die am 1. Januar 2010 in Kraft getretene EU-
Verordnung zur Akkreditierung und Markt-
überwachung (EG-Nr. 765/2008) in deut-
sches Recht um. che ❚

KURZ NOTIERT

Lehrer sind
Ländersache   
FACHKRÄFTEMANGEL In Kindertagesein-
richtungen und Schulen droht ein Fachkräf-
temangel: Darin sind sich die Fraktionen
des Bundestags einig, nicht aber darin, wer
das Problem richten soll.
Seit der Föderalismusreform im Jahr 2006
gibt es ein Kooperationsverbot zwischen
Bund und Ländern im Bildungsbereich. Das
weiß auch Die Linke, legte aber dennoch ei-
nen Antrag für ein entsprechendes Fachkräf-
teprogramm (17/2019) vor. In der Debatte
am vergangenen Mittwoch unterstrich Rose-
marie Hein (Die Linke): Der Bund sei bei
der Ausbildung des pädagogischen Perso-
nals zwar „nicht zuständig, aber verantwort-
lich“. Mit der Einführung eines Rechtsan-
spruchs auf Kindertagesbetreuung ab dem
ersten Lebensjahr ab 2013 habe er die Auf-
gabe übernommen, 750.000 Betreuungs-
plätze zu schaffen, dabei aber „übersehen“,
dass dafür auch Personal benötigt werde –
nun müsse ein entsprechendes Bund-Län-
der-Programm her. Geht nicht, sagen die
übrigen Fraktionen und lehnten den Antrag
mit den Stimmen der Koalition bei Enthal-
tung von SPD und Grünen ab. Selbst wenn
das Kooperationsverbot falle, so die SPD-
Abgeordnete Marianne Schieder, bleibe die
Lehrerausbildung  Ländersache. Für die
Grünen stellte deren  stellvertretende Frak-
tionsvorsitzende Ekin Deligöz fest, die Lin-
ke habe mit ihrem Befund zwar „schlicht
und einfach recht“, verzettele sich aber in
„Klein-Klein-Programmen“ und solle sich
der Grünen-Forderung nach rechtsverbind-
lichen Qualitätskriterien anschließen. 
Die Koalition sieht allein die Länder in der
Pflicht: Sie müssten „nachlegen“, so die
FDP-Abgeordnete Sylvia Canel und endlich
erkennen, dass Bundesmittel „keine Kom-
pensationsmittel“ seien, sondern die Ausga-
ben der Länder sinnvoll ergänzen sollten.
Für die CDU betonte Marcus Weinberg, der
Bund könne nicht den „Verantwortungsbe-
reich der Länder übernehmen“. suk ❚
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S
iegfried Kauder ist eine Stunde
gefahren, um sich unter Gottes-
anbeterinnen und Hubkräne zu
mischen. Er sitzt an einem ho-
hen Glastisch, schwarzer Anzug,
schwarzes Hemd, trinkt Kaffee

und wartet. In der Halle 2 der Messe Frei-
burg, wo nicht nur Großinsekten und Kräne
zu sehen sind, sondern auch Glasküchen,
Sportwäsche, Grabgestecke und Bambus-
Parkettböden. Und ein Stand des Bundesta-
ges.
Hier, auf der Verbraucher-
messe „Baden-Messe“ in
Freiburg, hat der Petiti-
onsausschuss Mitte Sep-
tember zur Bürgersprech-
stunde geladen – auf
rund vier Messen ist er
insgesamt im Jahr vertre-
ten. In Freiburg für den
Ausschuss unterwegs:
Siegfried Kauder (CDU) und Klaus Hage-
mann (SPD). Beide kamen aus ihren Wahl-
kreisen, Kauder aus Villingen-Schwennin-
gen, Hagemann aus Worms.

Anliegen persönlich vorbringen Die nach-
gebaute Reichstagskuppel des Standes ist
schon am Eingang der Messe-Halle sichtbar:
„Deutscher Bundestag“ steht in blau darauf,
seitlich angebracht sind Informationstafeln:
Plenum, Ältestenrat, Gesetzgebung, Petiti-
onsausschuss. Auf den Tischen liegt Infor-
mationsmaterial, außerdem vorgedruckte
Petitionsformulare. 
Es ist Samstagmorgen. Siegfried Kauder
beugt sich über einem Stapel Blätter, Unter-
lagen zu einer eingereichten Petition zum
GKV-Modernisierungsgesetz, also zu den
Änderungen bei der gesetzlichen Kranken-

versicherung. Kein leichter Stoff, auch nicht
für einen studierten Juristen wie Kauder.
Noch ist es leer auf der Messe, die Insekten
bekommen derweil ihr Futter. Vitaminbrei,
dunkelrot und gelb. Ein Anbieter von Bal-
lonfahrten versucht, den in einem Ballon-
korb angebrachten Fernseher zu starten, ei-
ne junge Frau wirbt bereits lautstark für fal-
tenbekämpfendes Make-up.
Als die Petentin – Angelika Thalhofer –
kommt, ist Kauder vorbereitet. Thalhofer ist

Rentner in ,
sie trägt ei-
nen pinkfar-
benen Blazer
und pinken
Lippenstift.
Für ihren
Termin bei
dem Abge-
ordneten ist
sie vier Stun-

den mit dem Zug von Augsburg angereist.
Aber: „Ich wäre auch in jedes andere euro-
päische Land gefahren“, sagt sie. So wichtig
sei es ihr, ihr Anliegen persönlich vorzutra-
gen. Sie spricht leise, ab und zu nickt sie zur
Bekräftigung mit dem Kopf. Das 2004 in
Kraft getretene Gesetz werde ihr insgesamt
eine Rentenminderung von rund 10.000
Euro bescheren, wenn sie 80 Jahre alt wird.
Siegfried Kauder hört zu, macht Notizen.
Abschließend fragt er, ob Thalhofer eventu-
ell auch nach Berlin kommen würde, um
dem Ausschuss ihr Anliegen vorzutragen.
Natürlich würde sie, versichert sie. 
Im Jahr 2010 sind insgesamt 16.849 Petitio-
nen beim Ausschuss eingegangen (siehe
„Der Bürger bestimmt die Tagesordnung“).
Dabei nimmt der Stellenwert von online ein-
gereichten Petitionen zu. Monatlich gehen

zwischen 30 und 80 Eingaben online, wer-
den kommentiert und unterzeichnet.
50.000 Unterschriften braucht eine Petition,
um von dem Bundestagsausschuss in einer
öffentlichen Sitzung behandelt zu werden. 
Von einer öffentlichen Sitzung ist Marco Mä-
der noch weit entfernt. Der 14-Jährige wohnt
in Buchenbach bei Freiburg, rund 30 Kilo-
meter entfernt von dem französischen
Atomkraftwerk Fessenheim. Die deutsche
Regierung soll sich auf diplomatischem We-
ge dafür einsetzen, das AKW zu schließen,
schreibt er auf das Petitionsformular. Neben-
an ertönt ein quietschendes Geräusch: Am
Dachreinigungs-Stand wird die Diamant-
Sichtschleifscheibe vorgeführt. Unbeein-
druckt schreibt Marco weiter, den Mund
konzentriert zusammengekniffen: „Meine
Petition soll von Sikfrid Kauder bearbeitet
werden.“ Kauder schmunzelt. Das politische
Interesse des Jungen beeindruckt ihn; die
Verstümmlung seines Vornamens nimmt er
hin.

Streitpunkt Fessenheim Auch Klaus Hage-
mann wird am Sonntag mit dem Thema Fes-
senheim konfrontiert. Eine Gruppe Men-
schen aus Neuenburg – nur einen Katzen-
sprung vom AKW entfernt – fordert ebenfalls
Maßnahmen zur Abschaltung der Reakto-
ren. Hagemann, im blauen Jackett mit ka-
riertem Hemd, diskutiert lange mit den Be-
troffenen, anschließend reicht die Gruppe
eine Petition ein. Die Eingabe sei berechtigt,
wird Hagemann später sagen. „Wir müssen
auf die Menschen zugehen, ins Gespräch
kommen.“
Und so sind die gesetzliche Krankenversi-
cherung und Fessenheim nicht die einzigen
Themen, mit denen sich die Abgeordneten
an diesem Wochenende befassen: Es geht

auch um das Freiwillige Soziale Jahr, das
Kleingedruckte in Bankverträgen, die Hoch-
schulzulassung und das politische System an
sich. Was ist die Exekutive? Und wann trat
der Bundestag zum ersten Mal zusammen?
Die Abgeordneten geben Antwort.

Am Sonntagabend geht es für Hagemann per
Flugzeug nach Berlin. Kauder fährt noch ein-
mal in den Wahlkreis, am Montag wird er
um vier Uhr aufstehen und nach Berlin kom-
men. Auf dem Programm: Plenarwoche und
Papstbesuch. Tatjana Heid ❚

PETITIONSAUSSCHUSS Die Abgeordneten Kauder und Hagemann treffen auf der Messe Freiburg Petenten

Wenn Politik persönlich wird

Sorge um 
die Veteranen
VERTEIDIGUNG Der Wehrbeauftragte Hell-
mut Königshaus hat den Bundestag und die
Regierung aufgefordert, sich verstärkt um
die Belange ehemaliger Bundeswehrsolda-
ten zu kümmern. Die Fürsorgepflicht des
Staates für seine Soldaten dürfe sich nicht
auf deren Dienstzeit beschränken, mahnte
der Wehrbeauftragte am vergangenen Don-
nerstag während der abschließenden Le-
sung seines Jahresberichts 2010 (17/4400).
Er verwies auf das Beispiel der USA: Dort
existiere ein eigenes Ministerium für Vetera-
nen. Königshaus lobte zwar, dass die Regie-
rung das Einsatzversorgungsgesetz rückwir-
kend verbessern will. Er kritisierte jedoch,
dass die Entschädigungsleistungen für in
Auslandseinsätzen verwundete Soldaten
weiterhin erst ab einer dauerhaften Er-
werbsminderung von 50 Prozent gezahlt
werden sollen. Dies stehe im Widerspruch
zu dem überfraktionell verabschiedeten An-
trag des Bundestages. Königshaus apellierte
an die Parlamentarier, den Gesetzentwurf
der Regierung nachzubessern. 
Verteidigungsminister Thomas de Maizière
(CDU) griff die Mahnung direkt auf. Die
Bundeswehr sei eine Armee im Einsatz.
„Wie andere Nationen auch sollten wir des-
halb von unseren Veteranen sprechen“, be-
tonte der Minister. Bislang war dieser Begriff
in der Bundeswehr vermieden worden. De
Maizière erklärte, dass er die Absicherung
von Veteranen zu einem Schwerpunkt sei-
ner Politik machen werde. Paul Schäfer (Die
Linke) und Omid Nouripour (Bündnis
90/Die Grünen) kritisierten, dass gewisse
Mängel Jahr für Jahr vom Wehrbeauftragten
angemahnt, aber von der Regierung nicht
abgestellt würden. Dies wies die Unionsab-
geordneten Anita Schäfer (CDU) zurück. So
sei beispielsweise die Ausrüstung der Trup-
pe in Afghanistan mit geschützten Fahrzeu-
gen inzwischen „zufriedenstellend“.  
Kritisch äußerte sich die SPD-Abgeordnete
Karin Evers-Meyer über die Informationspo-
litik Königshaus´ gegenüber dem Bundestag.
Zu oft erfahre das Parlament zuerst aus den
Medien über Missstände in der Armee. Chris-
toph Schnurr (FDP) hielt Evers-Meyer entge-
gen, mit einer solchen Anschuldigung bege-
be sie sich auf „dünnes Eis“. aw ❚

»Wir müssen auf
die Menschen zuge-
hen, ins Gespräch
kommen.«
Klaus Hagemann
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Bundestagsstand auf der Baden-Messe 2011: Der CDU-Abgeordnete Siegfried Kauder (Mitte) im Gespräch mit einem Ehepaar aus Freiburg
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Anzeige

Du hast es in der Hand. 
Tetra Pak-Getränkekartons gehören zu den umwelt-
verträglichsten Getränkeverpackungen. Denn sie sind
nach Gebrauch vielseitig verwertbar: als Rohstoff
und als Energieträger in einer Vielzahl von Industrien.
Das spart Ressourcen – und jährlich zehntausende
Tonnen CO²-Emissionen. Das sind nur einige von vielen
Gründen, weshalb Tetra Pak-Getränkekartons schon  
heute zukunftsweisend sind.

tetrapak.de

Ob bei Problemen durch fehlenden Lärm-
schutz an ICE-Strecken oder vermeintlich
falsche Rentenberechnungen. Ob aus Sorge
vor gesellschaftlichen Fehlentwicklungen
oder auch der schlichten Angst um die eige-
ne Existenz: Viele verzweifelte Bürger sehen
im Petitionsausschuss des Bundestages ihre
letzte Hoffnung. 
Im Jahr 2010 gingen 16.849 Eingaben bei
dem Ausschuss ein, dessen Einsetzung das
Grundgesetz in Artikel 45 fordert. Das geht
aus dem Petitionsbericht 2010 (17/6250)
hervor, über den der Bundestag am vergan-
genen Mittwoch debattiert hat. Dabei ver-
wies die Ausschussvorsitzende Kersten
Steinke (Die Linke) auf die hohe Zahl der
Petitionen, die zeige, „dass die Menschen in
Deutschland nicht politikverdrossen sind“.
Im Schnitt seien 66 Petitionen täglich ein-
gegangen – 150.000 Mal sei die Homepage
des Petitionsausschusses pro Tag angeklickt
worden. Steinke zeigte sich zufrieden und
will dennoch mehr: Eine Stunde pro Sit-
zungswoche sollten im Plenum des Deut-
schen Bundestages eingegangene Petitionen
inhaltlich beraten werden, lautet ihre For-
derung. Dadurch, so Steinke weiter, könne
„manch folgende Debatte anders und nach-
denklicher verlaufen“.
Das Positive sehen, aber auch Kritik üben –
diesem Motto folgten auch die Redner der

anderen Fraktionen. Der Unionsabgeord-
nete Günther Baumann etwa urteilte, dass
Petitionsarbeit erfolgreich sein könne,
„wenn man hartnäckig bleibt“. Dies zeigten
die vielen positiven Beispiele, da immerhin
43 Prozent aller Eingaben 2010 „positiv be-
arbeitet wurden“. Kritik übte er jedoch an
der Opposition, die das Petitionsrecht zu-
nehmend als eine politische Plattform nut-
zen würde. „Das Petitionsrecht ist nicht für
Populismus oder politische Profilierung
da“, sagte der CDU-Politiker.

Lebensschicksale Dem hielt Sonja Steffen
(SPD) entgegen, dass es die Koalitionsfrak-
tionen seien, die sich gegen die Mitberatung
von Gesetzentwürfen entschieden hätten.
Dabei könne der Ausschuss gerade durch
die Einsicht in konkrete Einzelfälle in be-
stimmten Bereichen „einen wichtigen und
kompetenten Beitrag leisten“. Ihr mache die
Arbeit im Ausschuss viel Freude, eben weil
sie „konkrete Lebensschicksale betrifft“,
sagte Steffen. Durch Petitionen würden die
Abgeordneten auf Probleme und Missstän-
de aufmerksam gemacht. Diese Rückkopp-
lung sei für das Parlament als Kontrollin-
stanz gegenüber der Bundesregierung und
als Gesetzgeber von großer Bedeutung.
Der Grünen-Abgeordnete Hermann Ott
richtete seine Kritik konkret an die Unions-

fraktion. Diese würde immer wieder darauf
hinweisen, dass das Petitionsrecht kein In-
strument zur direkten Demokratie sei.
Wenn die Menschen aber durch Online-Pe-
titionen Anstöße zu Gesetzesinitiativen ge-
ben könnten, sei das sehr wohl ein Instru-
ment der direkten Demokratie, befand Ott,
der dem Ausschuss „fehlenden Glanz“ attes-
tierte. „Der Petitionsausschuss gilt nicht als
cool“, sagte der Parlamentarier mit Blick auf
das eher mäßig besetzte Plenum. Mehr
Glanz und Bedeutung könne durch Verbes-
serungen bei den öffentlichen Petitionen er-
reicht werden, schlug Ott vor. So müsse
nach Ansicht seiner Fraktion die Zeich-
nungsfrist für die benötigten 50.000 Unter-
schriften von derzeit drei auf acht Wochen
erhöht werden. 
Der FDP-Abgeordnete Peter Röhlinger
nannte die Arbeit des Ausschusses „wichtig
und verantwortungsvoll“. Viele Anliegen
würde der Ausschuss einstimmig unterstüt-
zen: „Wir helfen über Parteigrenzen hin-
weg.“ Es gebe jedoch auch Fälle, in denen
der Ausschuss nicht helfen könne, räumte
Röhlinger ein. Gerade in solchen Fällen sei
es wichtig, dass die Begründung „verständ-
lich formuliert wird“. Als ausgesprochen po-
sitiv bewertete er, dass durch die Online-Pe-
titionen gerade die junge Generation er-
reicht werde. Götz Hausding ❚

Der Bürger bestimmt die Tagesordnung
PETITIONEN Knapp 17.000 Eingaben erreichten den Ausschuss im Jahr 2010
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FLUGZEUGE Die Kabinenluft wird in den Triebwerken 
angesaugt. Ob Gesundheitsgefahren drohen, ist umstritten

Öl aus der Düse

Piloten, Passagiere und Flugbegleiter atmen in fast allen Verkehrsflugzeugen Zapfluft aus den Triebwerken ein.

K
opfschmerzen, Atemnot, so-
gar Lähmungserscheinun-
gen: Was das Vorstandsmit-
glied der Pilotenvereinigung
Cockpit, Jörg Handwerg, als
Folge von Schadstoffbelas-

tungen in der Kabinenluft von Flugzeugen
beschreibt, klingt beunruhigend. Bei einem
Expertengespräch des Tourismusausschus-
ses am vergangenen Mittwoch auf Initiative
der Fraktionen der SPD und Bündnis
90/Die Grünen versuchten die Abgeordne-
ten die neuesten Erkenntnisse über solche
Gesundheitsgefahren auf Flügen in Erfah-
rung zu bringen. 
Der Journalist Tim van Beveren, der sich
nach eigenen Angaben seit Jahren mit dem
Thema befasst, erläuterte, dass bei fast allen
Verkehrsflugzeugen die Frischluft für das In-
nere der Maschinen als so genannte Zapfluft
über die Triebwerke angesaugt werde. Lecke
Öl ins Triebwerk, würden Schwaden des ver-
brannten Schmierstoffes mit in die Kabinen
befördert. Unter anderem befinde sich im
Triebwerksöl für Flugzeuge auch die als Ner-
vengift bekannte Chemikalie Trikresylpho-
spat (TCP). Lediglich eine Dichtung trenne
mit Öl geschmierte Teile des Triebwerkes
von der Kabinenluft, fügte Handwerg hin-
zu. Es bestehe eine hohe Wahrscheinlich-
keit, dass auch der Mix der verschiedenen
Stoffe im Öldampf gesundheitsschädlich
sein könne. 

Einbau von Filtern Handwerg forderte ei-
ne umfassende Untersuchung möglicher
Schadstoffbelastungen in der Kabinenluft
von Flugzeugen und verlangte Konsequen-
zen für den Gesundheitsschutz von Passa-
gieren, Piloten und Flugbegleitern. Zudem
müssten die Fluggesellschaften zum Einbau
von Sensoren zur Messung von Giftstoffen
in der Kabinenluft sowie zur Installation
entsprechender Filter verpflichtet werden. 

Doch ob überhaupt und wenn ja, welche
Gefahren für die Gesundheit durch die Luft-
zufuhr ausgehen, ist umstritten. Die Ant-
worten der Experten auf die Fragen der Ab-
geordneten vermittelten Widersprüchliches:
Während etwa die Forscherin Susan Michae-
lis einen Zusammenhang von Kabinenluft
und gesundheitlichen Beeinträchtigungen
sowie der Flugsicherheit bejahte, betonte
der Airbus-Experte Andreas Bezold unter
Verweis auf „zahlreiche Messungen seit den
90er-Jahren“, dass die „Luft an Bord von
Verkehrsflugzeugen“ von „einwandfreier
Qualität“ sei.

Öldampf-Vorfälle Der Hauptgeschäftsfüh-
rer des Bundesverbandes der Deutschen
Luftverkehrswirtschaft, Thomas von Ran-
dow, sagte, es gebe eine Pflicht für Luftfahrt-
unternehmen, klar definierte Störungen
und Ereignisse im Flugbetrieb an das Luft-
fahrt-Bundesamt zu melden. Dazu zählten
auch so genannte Öldampf-Vorfälle. Er be-
tonte, die Europäische Agentur für Flugsi-
cherheit (EASA) habe im Mai 2011 zum The-
ma Kabinenluft festgehalten, dass es bezo-
gen auf die Sicherheit keinen Vorfall gebe,
„der eine sofortige oder generelle Vorschrif-
tenänderung rechtfertige“. 
Susan Michaelis erwiderte, das wahre Aus-
maß der Ereignisse mit kontaminierter Ka-
binenluft könne solange „nicht geklärt wer-
den, wie es keine Warnanlagen an Bord gibt
und sich die Luftfahrtindustrie auf ein nicht
funktionierendes Meldesystem verlässt, um
das wahre Ausmaß des Problems nicht ein-
gestehen zu müssen“. Gerade erst hätten
Forscher erstmals das Nervengift TCP im
Blut von Flugpassagieren nachgewiesen.
Mehrere Abgeordnete stellten in dem Exper-
tengespräch die Überlegung an, die Luft für
die Flugzeugkabinen künftig nicht mehr in
den Triebwerken abzuzapfen. Schließlich
werde auch beim Auto die Luft für die Kli-

maanlage nicht neben dem Auspuff ange-
saugt. Tim van Beveren wies darauf hin, dass
dies beim neuen Dreamliner Boeing 787 be-
reits umgesetzt werde. Die Frischluft für das
Flugzeuginnere werde bei diesem Typ an der
Außenhaut angesaugt. 
Der tourismuspolitische Sprecher der SPD-
Fraktion, Hans-Joachim Hacker, betonte,
aus dem Expertengespräch ergäben „sich
zwingende Konsequenzen“. Es bestehe ein
„offensichtliches Missverhältnis zwischen
den Beeinträchtigungen durch kontami-
nierte Kabinenluft und den tatsächlichen
Meldungen an die zuständigen Bundesbe-
hörden“. Die Bundesregierung müsse „end-
lich handeln“, sagte Hacker.
Auch der Grünen-Tourismusexperte Markus
Tressel hält den bisherigen Umgang nach
Ereignissen mit kontaminierter Kabinenluft
für „schlicht ungenügend“. Bereits im Sep-
tember 2010 habe seine Fraktion die großen
deutschen Airlines angeschrieben, um mit
ihnen in einen Dialog zu treten. Einzig
Germanwings habe daraufhin geantwortet,
schreibt Tressel zur Expertenanhörung im
Ausschuss. 

In der Pflicht Die tourismuspolitische
Sprecherin der Unions-Fraktion, Marlene
Mortler (CSU), warnte vor „Panikmache“.
Gleichwohl müsse die Sicherheit des Luft-
verkehrs und der Ausschluss gesundheitli-
cher Gefährdungen gewährleistet werden.
„Die Flugzeughersteller und Fluggesell-
schaften sind dabei gefordert, ihrer Verant-
wortung gegenüber Passagieren und Crew
gerecht zu werden und bei der Suche nach
möglichen Ursachen aktiv mitzuhelfen“,
unterstreicht Mortler. Die Union nehme die
Vorwürfe einzelner Personen sehr ernst. Es
müsse sichergestellt sein, dass es für die Be-
satzung und die Passagiere keine gesund-
heitlichen Gefährdungen durch Schadstoffe
in der Kabinenluft gibt.   Monika Pilath ❚

Der Umweltausschuss hat vergangenen
Montag in einer öffentlichen Anhörung den
Entwurf der Bundesregierung eines „Geset-
zes zur Neuordnung des Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallrechts“ (17/6052) disku-
tiert. Elf Sachverständige waren geladen, die
ihre Positionen zur Neuordnung ausführ-
ten sowie Vor- und Nachteile darlegten.
Die Regierung will das Abfallrecht novellie-
ren und an die Abfallrahmenrichtlinie der
EU anpassen. Ihr Ziel ist eine „ökologisch
und ökonomisch effizientere sowie ver-
braucherfreundlichere Ausrichtung der Ab-
fallwirtschaft“. Ab 2015 sollen Bioabfälle so-
wie Papier-, Metall-, Kunststoff- und Glas-
abfälle flächendeckend getrennt gesammelt
werden. Darüber hinaus wird die Rechts-
grundlage für die Einführung einer „Wert-
stofftonne“ geschaffen.
Zwar herrschte sowohl unter den Experten,
als auch unter den Ausschussmitgliedern
breiter Konsens, die Müllverwertung zu op-
timieren. Doch gab es in einigen Punkten
zur Umsetzung unterschiedliche Auffassun-
gen, wie beispielsweise zur Durchführung
der Wertstoffsammlung und Entsorgung.
Einige Experten sprachen sich für die Auf-
tragsvergabe an private Unternehmen aus. 

Ellen Naumann (Verdi) hingegen äußerte,
dass ihre Gewerkschaft das neue Gesetz be-
grüße, aber nur, „wenn öffentlich-rechtliche
Arbeitsplätze geschaffen werden“. Unter-
stützung erhielt sie von Ralf Bleicher vom
Deutschen Landkreistag.
Für einen „fairen Wettbewerb“ sprach sich
Andreas Zuber vom Verband kommunaler
Unternehmen aus. Er betonte, dass die
Kommunen weiterhin zuständig bleiben
würden, auch wenn ihre Anteile immer klei-
ner werden würden. Allerdings solle die Ver-
teilung von Aufträgen rücksichtsvoll vollzo-
gen werden, andernfalls „picken sich die
Unternehmen die Rosinen heraus“. 
Peter Kurth (Bundesverband der Deutschen
Entsorgungs-, Wasser- und Rohstoffwirt-
schaft e.V.) forderte, dass dem Recycling
„künftig eine größere Priorität eingeräumt
werden“ soll, und zwar „ökologisch und
ökonomisch“.
Desweiteren waren die erweiterte Herstel-
ler- und Produktverantwortung sowie ver-
schiedene Aspekte der kommunalen Da-
seinsvorsorge Themen der Expertenrunde.
Der Bundesrat hatte in seiner Stellungnah-
me zum Gesetzentwurf bereits zahlreiche
Änderungen vorgeschlagen. ver ❚

Noch mehr Mülltrennung
UMWELT Experten werben für optimierte Abfallwirtschaft
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PKV – Die gesunde Versicherung.

Wenn wir die Last der steigenden Pflegekosten nicht unbegrenzt unse-
ren Kindern und Enkeln aufbürden wollen, müssen wir jetzt handeln.
Noch ist es früh genug, mit kapitalgedeckten Rückstellungen für die
ganze Gesellschaft vorzusorgen. Die Private Krankenversicherung weiß,
wie es geht. www.gesunde-versicherung.de

Mami, warum hast 
Du nicht vorgesorgt?

Anzeige

Alle energieverbrauchsrelevanten und nicht
mehr nur energiebetriebene Produkte wer-
den in Zukunft von der EU-Ökodesignricht-
linie erfasst. Nach Inkrafttreten der ersten
Ökodesign-Anforderungen für Haushalts-
beleuchtungen, die zum Verbot von Glüh-
lampen führte, plane die EU-Kommission
Ökodesign-Anforderungen für 23 weitere
Produktgruppen, heißt es in dem vom Bun-
destag am Donnerstag verabschiedeten Ge-
setz zur Änderung des Energiebetriebene-

Produkte-Gesetzes (17/6278, 17/7061).
Danit wird die Erweiterung der Ökode-
signrichtlinie in deutsches Recht umgesetzt.
Die Ausweitung des Anwendungsbereichs
auf alle energieverbrauchsrelevanten Pro-
dukte bedeutet nach Angaben der Regie-
rung, dass neben Geräten, die mit Energie
betrieben werden, zukünftig auch Produkte
erfasst werden, die selbst keine Energie ver-
brauchen, aber den Verbrauch von Energie
beeinflussen.
Mit dem Gesetz wird außerdem das Ziel ver-
folgt, die Überprüfung von Produkten –
ähnlich wie beim Produktsicherheitsgesetz
– auf ihre Übereinstimmung mit Ökode-
sign-Anforderungen entlang der gesamten
Vermarktungskette bis hin zum Handel zu
ermöglichen. Es sei im Interesse fairer Wett-
bewerbsbedingungen geboten, die rechtli-
chen Voraussetzungen für eine effektive
Kontrolle von Importprodukten, die zum
Teil direkt in den Handel gelangen und in
kurzer Frist verkauft würden, entlang der
Vermarktungskette zur Verfügung zu stellen. 
Weiter heißt es: „Der Handel hat innerhalb
seines Verantwortungsbereichs dazu beizu-
tragen, dass energieverbrauchsrelevante
Produkte nur dann auf den Markt gelangen,
wenn sie den jeweils geltenden Ökodesign-
Anforderungen entsprechen.“  hle ❚

Ökodesign als Maßstab 
WIRTSCHAFT Glühlampen-Verbot war erst der Anfang

Nach der Glühlampe nimmt die EU andere
Energieverbraucher ins Visier.
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Das Steuerrecht 
wird vereinfacht
Der Bundestag und der Bundesrat haben am
Freitag der Beschlussempfehlung des Ver-
mittlungsausschusses zugestimmt und da-
mit den Weg für das Steuervereinfachungs-
gesetz (17/5125, 17/7025) frei gemacht.
Damit entfällt eine Vielzahl von überflüssi-
gen oder bürokratischen Vorschriften des
Steuerrechts. Außerdem wird der Arbeitneh-
merpauschbetrag von 920 auf 1.000 Euro
jährlich erhöht. Zurückgezogen hatte die
Bundesregierung zuvor ihren Plan, Arbeit-
nehmern die Möglichkeit einer zweijährigen
Steuererklärung zu geben. hle ❚

Umsatzsteuergrenze 
soll niedrig bleiben
Die für die Berechnung der Umsatzsteuer
maßgebliche Umsatzsteuergrenze soll dau-
erhaft bei 500.000 Euro bleiben, um Klein-
unternehmen keine Liquidität zu entziehen.
Dies sieht ein von den Fraktionen der
CDU/CSU und FDP gemeinsam eingebrach-
ter Gesetzentwurf zur Änderung des Um-
satzsteuergesetzes (17/7020) vor, der vom
Bundestag am Mittwoch an die zuständigen
Ausschüsse überwiesen wurde. Die Anhe-
bung der Umsatzsteuergrenze von 250.000
auf 500.000 Euro war 2009 zur Abmilderung
der Folgen der Wirtschafts- und Finanzkrise
beschlossen worden und sollte zum 31. De-
zember 2011 auslaufen. hle ❚

Appell zur energetischen
Gebäudesanierung
Der Bundestag hat am Donnerstag einen
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(17/6946) zurückgewiesen, wegen der vom
Bundesrat abgelehnten steuerlichen Förde-
rung von energetischen Sanierungsmaß-
nahmen an Wohngebäuden den Vermitt-
lungsausschuss anzurufen. Die Fraktion hat-
te sich für das Inkrafttreten des Gesetzes
ausgesprochen, weil nur so die Energieein-
sparziele der Bundesregierung erreicht wer-
den könnten. Verabschiedet wurde dage-
gen ein Antrag (17/7022) von CDU/CSU und
FDP, in dem die Bundesregierung aufgefor-
dert wird, sich bei bei den Ländern für eine
Zustimmung des Bundesrates zu dem Ge-
setz einsetzen. Um die Klimaschutzziele zu
erreichen, sei es jedoch notwendig, das Po-
tenzial zur Energie- und Kohlendioxid-Ein-
sparung durch Gebäudesanierung zu nut-
zen, schreiben die Koalitionsfraktionen in ih-
rem Antrag. hle ❚

Beilagenhinweis

Unserer Ausgabe liegt eine Beilage der Fir-
ma RSD-Reisedienst bei. ❚

KURZ NOTIERT
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Der Euro und notleidende Euro-Länder sollen zukünftig nicht mehr im Regen stehen.
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Die Erweiterung des Euro-Rettungsschirms
(EFSF) hat eine entscheidende Hürde ge-
nommen. Am vergangenen Mittwoch
stimmte der Haushaltsausschuss einem ent-
sprechenden Gesetzentwurf der Koalitions-
fraktionen CDU/CSU und FDP (17/6916)
mit großer Mehrheit zu. Dagegen votierte
die Linksfraktion. Festgezurrt wurden auch
die Beteiligungsrechte des Bundestages: Oh-
ne vorherige Zustimmung des Parlaments
darf die Regierung keine Zusagen machen. 
Bei der Vergrößerung des Rettungsschirms
geht es um unvorstellbare Summen. So soll
das Ausleihvolumen des EFSF von bisher
240 Milliarden Euro auf rund 440 Milliar-
den Euro angehoben werden. Dadurch wür-
de der deutsche Anteil an Kreditbürgschaf-
ten für überschuldete Euro-Länder von 123
Milliarden Euro auf 211 Milliarden Euro
steigen. Außerdem sollen die Instrumente
des EFSF erweitert werden. Dazu gehören
vorsorgliche Kreditlinien, Darlehen an Re-
gierungen zur Rekapitalisierung von Fi-
nanzinstituten sowie Interventionen am Se-
kundärmarkt für Anleihen.
Die Sprecher der Koalition sowie der Frak-
tionen von SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen hielten die Ertüchtigung des Rettungs-
schirms für notwendig. Die SPD betonte
aber, dass genau überprüft werden müsse,
ob damit auch die Ziele erreicht werden

könnten. Die Linksfraktion kritisierte, dass
mit dem EFSF Staaten einem Spardiktat un-
terworfen würden. 
Grundlage für die Beteiligungsrechte war
ein Koalitionsantrag (17/6945). Danach
darf der Vertreter der Bundesregierung im
EFSF einem Beschlussvorschlag, der die
haushaltspolitische Gesamtverantwortung
des Bundestages berührt, nur dann zustim-
men, wenn das Parlament zuvor einen zu-

stimmenden Beschluss gefasst hat. Bei be-
sonderer Eilbedürftigkeit oder Vertraulich-
keit sollen die Beteiligungsrechte des Bun-
destages von einem Unterausschuss des
Haushaltsausschusses wahrgenommen
werden, dem neun Mitglieder aus allen
Fraktionen angehören sollen. Dem wider-
sprach die SPD-Fraktion. Sie setzte sich er-
folglos dafür ein, dass diese Fälle im gesam-
ten Ausschuss entschieden werden sollten.
Alle Fraktionen wiesen darauf hin, dass die
Beteiligungsrechte des Bundestages wesent-
lich gestärkt würden; es werde über das Ur-
teil des Bundesverfassungsgerichts dazu we-
sentlich hinausgegangen. Die Union sprach
von einer „Sternstunde des Parlaments“. 
Bundestagspräsident Norbert Lammert
(CDU) setzte sich zu Beginn der Haushalts-
ausschusssitzung erfolgreich für einen mög-
lichst großen Konsens in der Frage der par-
lamentarischen Beteiligung ein. Er hielt es
für „dringend geboten“, dass über die Vor-
gaben des Bundesverfassungsgerichts hi-
naus gegangen werde. Für besonders wich-
tig hielt er es, dass die Mitglieder des Son-
dergremiums durch den Deutschen Bundes-
tag gewählt und nicht vom Haushalts-
ausschuss benannt werden sollen. 
Der Bundestag berät abschließend am 
29. September über die Erweiterung des
Euro-Rettungsschirms.          Michael Klein ❚

Hilfen festgezurrt
EURO-RETTUNGSSCHIRM Haushaltsausschuss stimmt für Ausweitung des Kreditvolumens 

Hilfen für Athen: Blick auf die Akropolis

D
ie Überschrift der Debatte
ließ vieles offen: Geht es um
eine geordnete Insolvenz
überschuldeter Staaten?
Oder  eher um einen unge-
ordneten Rückzug der Koali-

tion, wie es die Opposition unterstellt? Auf
Verlangen der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen lieferten sich die Abgeordneten am
vergangenen Mittwoch in einer Aktuellen
Stunde einen heftigen Schlagabtausch zum
Thema „Geordnete Insolvenz: Die Haltung
der Bundesregierung“. Anlass waren öffent-
liche Äußerungen von Vizekanzler und
FDP-Chef Philipp Rösler, eine Insolvenz
überschuldeter Euro-Staaten in Betracht zu
ziehen. Röslers Vorschlag hatte für Turbu-
lenzen an den Märkten gesorgt und war von
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) öf-
fentlich zurückgewiesen worden.

Wacklige Mehrheit Der Fraktionsvorsit-
zende von Bündnis 90/Die Grünen, Jürgen
Trittin, machte deutlich, dass die Abstim-
mung zum erweiterten Rettungsfonds EFSF
am 29. September 2011 nichts anderes als
eine Entscheidung über die Zukunft der Ko-
alition sei. Es sei fraglich, ob Schwarz-Gelb
eine eigene Mehrheit finde, insbesondere
bei der FDP seien die Vorbehalte groß. Da-
bei schaffe erst der erweiterte EFSF die Vo-
raussetzungen für eine geordnete Insolvenz
von Staaten und damit eben auch für Rös-
lers Vorschlag. „Das ist doch organisierte
Schizophrenie“, sagte Trittin.
Der CDU-Abgeordnete Norbert Barthle be-
scheinigte den Grünen, diese hätten sich
bisher konstruktiv verhalten. Den „Kla-
mauk“, den Trittin nun aufführe, verstehe er
nicht. Es gehe darum, die überschuldeten

Ländern auf einen haushaltspolitischen
Konsolidierungskurs zu verpflichten, ihre
Wettbewerbsfähigkeit zu erhöhen. „Daran
arbeiten wir, insbesondere mit dem jetzt
neu aufzustellenden Rettungsschirm“, sagte
Barthle. 
Der FDP-Abgeordnete Christian Lindner,
Generalsekretär seiner Partei, attackierte
SPD und Grüne: „Sie haben seinerzeit die
Maastricht-Kriterien gebrochen.“ Die rot-
grüne Regierung habe den Stabilitätspakt
aufgeweicht. „Nachdem Sie uns einen
Scherbenhaufen hinterlassen haben, stören
Sie jetzt auch noch die Aufräumarbeiten“,
sagte er und ergänzte: „Es geht auch um ge-
ordnete staatliche Insolvenzverfahren,
wenn sie im Extremfall erforderlich sind.“ 

„Chaos und Auflösung“ Von einem „erns-
ten Vorgang“ sprach der SPD-Finanzexperte
Joachim Poß. Der Vizekanzler habe sich
wiederholt und offen „in einer zentralen
Frage der deutschen Politik“ gegen die Bun-
deskanzlerin gestellt. „Wir sehen eine Bun-
desregierung und eine Koalition in Chaos
und Auflösung“, sagte Poß. Gerade jetzt
aber sei eine handlungsfähige Regierung ge-
fragt, die die Kraft habe, die Bevölkerung
von der Euro-Rettung zu überzeugen. Rösler
sei es von Anfang an nicht um die Stabili-
sierung des Euro gegangen, sondern um die
Rettung seiner Partei. Wer einer griechischen
Insolvenz das Wort rede, stehe auch in der
Pflicht zu sagen, welche Konsequenzen dies
für andere Euro-Mitgliedsländer hätte, sagte
Poß und legte dem „überforderten“ Vize-
kanzler nahe, zurückzutreten.
In einem Punkt wollte Sahra Wagenknecht
von der Fraktion Die Linke dem viel Ge-
scholtenen Recht geben: „Griechenland ist

pleite.“ Je später aber ein Schuldenschnitt
komme, desto teurer werde dies für den
Steuerzahler und umso billiger für die Ban-
ken, so Wagenknecht. Die Rettungspro-
gramme seien nicht für den Euro gedacht,

sondern für die Finanzindustrie. „Die Schul-
den der Staaten sind die Vermögen der rei-
chen Leute“, deshalb fordere die Linke eine
europaweite Vermögensabgabe für die
Schuldenreduzierung, sagte Wagenknecht. 

Wenige Stunden nach der heftigen Debatte
im Parlament billigte dann dessen Haus-
haltsausschuss mit großer Mehrheit den 
erweiterten EFSF (siehe „Hilfen festge-
zurrt“).                 Alexander Heinrich ❚ 

EURO Opposition sieht in der Abstimmung zum Rettungsfonds EFSF die Nagelprobe für Schwarz-Gelb

Koalition ringt um Kredit
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Du hast es in der Hand. 
Tetra Pak-Getränkekartons gehören zu den umweltverträglichsten 
Getränkeverpackungen. Denn sie bestehen überwiegend aus dem
nachwachsenden Rohstoff Holz, der bei verantwortungsbewusster
Waldwirtschaft nahezu unbegrenzt zur Verfügung steht. Das ist
nur einer von vielen Gründen, weshalb Tetra Pak-Getränkekartons 
schon heute zukunftsweisend sind.

tetrapak.de

Anzeige

Prekäre Lage
in Westsahara
MENSCHENRECHTE Die Lage der Men-
schenrechte in Westsahara muss verbessert
werden – darin waren sich am Mittwoch im
Plenum die Fraktionen einig. Ein Antrag der
Grünen-Fraktion (17/4440), in dem die Ab-
geordneten die Bundesregierung unter an-
derem aufforderten, sich innerhalb der EU
für eine einheitliche Position zu Marokko
und Westsahara einzusetzen, wurde jedoch
mit den Koalitionsstimmen abgelehnt. Hin-
tergrund des Antrags ist die völkerrechtlich
ungeklärte Situation der Westsahara, wo
laut Vorlage seit über 30 Jahren Tausende
Flüchtlinge in Flüchtlingslagern auf algeri-
schem Boden leben. Die saharauische Be-
völkerung in Westsahara werde von Marok-
ko nicht nach menschenrechtskonformen
und rechtsstaatlichen Grundsätzen behan-
delt. Das Referendum um eine Unabhängig-
keit Westsaharas, das die UN 1991 gefordert
hat, sei noch nicht umgesetzt worden. 
Der Antrag sei an einigen Stellen bereits er-
füllt, an anderen gehe er nicht weit genug,
meinte Frank Heinrich (CDU). So müssten
Gespräche mit Spanien zur postkolonialen
Verantwortung und mit Frankreich zum
Umgang mit Marokko geführt werden. Ser-
kan Tören sagte für die FDP-Fraktion, der
Schlüssel zur Lösung des Konflikts liege „in
einer erfolgreichen politischen Vermitt-
lung“ durch die UN. Die Situation in der
Westsahara spitze sich zu, warnte Angelika
Graf (SPD). Die Menschen müssten endlich
die Wahl bekommen, ob sie Teil von Ma-
rokko sein wollen. Die Aufmerksamkeit der
Bundesregierung gelte nicht dem men-
schenrechtlichen Fortschritt, sondern den
agrar- und energiepolitischen Interessen,
klagte Sevim Dagdelen (Die Linke). Volker
Beck forderte die Regierung für die Antrag-
steller auf, „endlich etwas Handfestes zur
Verbesserung der Menschenrechtslage“ in
dem Gebiet zu unternehmen. tyh ❚

Abdullah Gül 
im Bundestag
STAATSBESUCH Auch im Reichstagsgebäu-
de machte er Station: Abdullah Gül, türki-
scher Präsident und in der vergangenen Wo-
che auf Staatsbesuch in der Bundesrepublik,
traf am vergangenen Montag mit Bundes-
tagspräsident Norbert Lammert (CDU) zu-
sammen. Lammert wies in seinem Gespräch
mit Gül auf die guten deutsch-türkischen
Beziehungen hin. Dies gelte nicht nur auf
Regierungs-, sondern auch auf der parla-
mentarischen Ebene. Man sei sich einig, die
Kontakte beider Parlamente zu vertiefen,
sagte  Lammert. Er machte darauf aufmerk-
sam, dass trotz der guten bilateralen Bezie-
hungen „die Möglichkeiten noch nicht aus-
geschöpft“ seien. Der Bundestagspräsident
sprach auch die Situation von religiösen
Minderheiten in der Türkei an. Es sei ein
Zeichen der guten Beziehungen zwischen
den beiden Ländern, dass man sich offen
über solche Dinge austauschen könne, so
Lammert. 
Gül hatte zum Auftakt seines Staatsbesu-
ches den Wunsch seines Landes nach einer
Vollmitgliedschaft der Türkei in der Euro-
päischen Union bekräftigt. Bundeskanzle-
rin Angela Merkel (CDU) hatte dem Land
hingegen nur eine „strategische Partner-
schaft“ angeboten, was die Türkei aber ab-
lehnt. 
Einig waren sich Merkel und Gül dagegen
darin, dass das möglichst frühe Erlernen der
deutschen Sprache ein Schlüssel für die bes-
sere Integration der türkischstämmigen
Bürger in Deutschland sei. che ❚
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Der palästinensische Präsident Mahmud Abbas und US-Präsident Barack Obama (Mitte), US-Außenministerin Hillary Clinton (rechts) und der palästinänsische Chefunterhändler Saeb Erekat (links) im Vordergrund
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Die Linke: Hilfen für Opfer
von Menschenhandel 
Opfern von Menschenhandel – unabhängig
von ihrer Aussagebereitschaft in Strafpro-
zessen – ist nach Auffassung der Fraktion
Die Linke ein verlängerbarer Aufenthalt von
mindestens sechs Monaten zu geben. Das
fordern die Abgeordneten in einem Antrag
(17/3747). Darüber hinaus möchte die Frak-
tion einen befristeten Aufenthalt der Betrof-
fenen in einen unbefristeten umwandeln,
sofern diese dauerhaft in Deutschland blei-
ben möchten. Den Betroffenen sei während
ihres Aufenthalts in der Bundesrepublik ei-
ne Arbeitserlaubnis zu erteilen. Die Finanzie-
rung von Sprachkursen und Aus- und Wei-
terbildung solle gesichert werden. Ferner
müsse im Umgang mit von Menschenhan-
del betroffenen Kindern und Jugendlichen
„deren besondere Verwundbarkeit“ berück-
sichtigt werden. Der Antrag wurde am ver-
gangenen Mittwoch zur federführenden Be-
ratung an den Menschenrechtsausschuss
überwiesen. tyh ❚

SPD-Fraktion für bessere
Bildungschancen weltweit
Die SPD-Fraktion setzt sich in einem Antrag
(17/6484) dafür ein, Bildung und Ausbildung
als Schwerpunkt der deutschen Entwick-
lungszusammenarbeit auszubauen. Die Ab-
geordneten verweisen darauf, dass laut ak-
tuellem Weltbildungsbericht der Unesco
derzeit rund 67 Millionen Kinder weltweit
keine Schule besuchen. Vor allem Mädchen,
Kinder mit Behinderungen und Kinder eth-
nischer Minderheiten seien benachteiligt,
schreibt die Fraktion. Deshalb müssten sich
nationale Bildungsstrategien und die inter-
nationale Zusammenarbeit auf diese Grup-
pen konzentrieren, um chancengleichen Zu-
gang zu Bildungssystemen zu etablieren.
Der SPD-Antrag wurde am vergangenen
Mittwoch in erster Lesung beraten und in
die Ausschüsse überwiesen. che ❚

Grüne fordern restriktive
Rüstungsexport-Politik 
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert
die Bundesregierung auf, eine restriktive
Genehmigungspraxis für Rüstungsexporte
zu gewährleisten. In diesem Zusammen-
hang seien die Kriterien der Rüstungsex-
port-Richtlinien und des Gemeinsamen
Standpunktes des Rats der Europäischen
Union strikt anzuwenden. In einem entspre-
chenden Antrag (17/6931) schreiben die Ab-
geordneten, der Anspruch, eine Gewaltprä-
vention und Menschenrechte berücksichti-
gende Rüstungsexport-Politik zu verfolgen,
werde in der Praxis nicht eingehalten. Die
Rüstungsexport-Richtlinien würden „allzu
oft industriepolitisch und exportfördernd in-
terpretiert“. Die Fraktion spricht sich außer-
dem dafür aus, geplante Kriegswaffenex-
porte an Drittstaaten rechtzeitig gegenüber
dem Bundestag zu begründen. tyh ❚

Keine neuen EU-Regelungen
bei Seenotrettung 
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ist mit
ihrer Forderung nach europaweiten Schrit-
ten zur Verbesserung der Seenotrettung im
Mittelmeer im Ausschuss für Menschenrech-
te und humanitäre Hilfe gescheitert. Ein ent-
sprechender Antrag (17/6467) wurde mit
den Stimmen der Koalitionsfraktionen abge-
lehnt. In dem Antrag hatten sich die Grünen
unter anderem dafür ausgesprochen, die Ko-
ordination der EU-Staaten bei der Seenot-
rettung zu verbessern und eine gemeinsame
europäische Asylpolitik einzusetzen. tyh ❚

KURZ NOTIERT

Der palästinensische Wunsch nach staatli-
cher Anerkennung ist eine schwierige He-
rausforderung für den Sicherheitsrat der
Vereinten Nationen – und damit auch für
Deutschland. Die Bundesregierung sitzt seit
Januar für zwei Jahre in der 15-köpfigen
Weltregierung. Als nicht-ständiges Mitglied
hat sie Stimmrecht und Gestaltungsmacht,
aber kein Vetorecht wie die fünf permanen-
ten Mitglieder, die Siegermächte des Zwei-
ten Weltkrieges USA, Großbritannien,
Frankreich, Russland und China.
Die zwei Jahre sind eine Bewährungsprobe
für die Bundesregierung, die sich im Vierer-
bund mit Brasilien, Indien und Japan um
einen ständigen Sitz im Sicherheitsrat be-
wirbt. Deutschland führt sein wirtschaftli-
ches Gewicht ins Feld – und seine Eignung
als Brückenbauer. Die Mittelmacht ist im
transatlantischen Bündnis verankert, pflegt
aber auch enge Kontakte zu Russland. Au-
ßenminister Guido Westerwelle (FDP) ver-
sprach außerdem, sich besonders für die In-
teressen kleiner Staaten und schwacher
Gruppen einzusetzen. 
Doch dann setzte sich der selbst ernannte
Brückenbauer zwischen alle Stühle. Mit ih-
rer Enthaltung bei der Autorisierung des Mi-
litäreinsatzes in Libyen, um die Zivilbevöl-
kerung vor dem Diktator Muammar Gadda-
fi zu schützen, scherte die Bundesregierung

im März aus dem Konsens im westlichen
Bündnis aus – und manövrierte sich in ei-
ner wichtigen internationalen Frage ins Ab-
seits. Statt  Einfluss zu erweitern, hat Berlin
seinem Image als verlässlicher Partner in
Washington, Paris und London geschadet. 
Der Juli bot die Chance, die Bilanz durch so-
lide Arbeit aufzubessern. Vertreten von ih-
rem Uno-Botschafter Peter Wittig führte die
Bundesrepublik einen Monat lang den Vor-

sitz im Sicherheitsrat. Die Aufnahme des
Süd-Sudan als 193. Uno-Staat gelang in ei-
nem zügigen Verfahren. Zugleich setzten
die Deutschen mit zwei erfolgreichen Reso-
lutionen zum Schutz von Kindern in Kon-
fliktgebieten und zu den politischen Sicher-
heitsrisiken des Klimawandels eigene Ak-
zente. Unerledigt blieb der Fall Syrien. Eine
Resolution, die die Regierung von Baschar
al-Assad zum Gewaltverzicht gegen ihre Be-
völkerung aufrufen soll, wird von China
und Russland blockiert.
Auch der Antrag, den Palästinenserpräsident
Mahmud Abbas am vergangenen Freitag
einreichte, wird wohl nicht so bald zur Ab-
stimmung kommen. Die USA hatten aus
Bündnistreue zu Israel ein Veto gegen ein
Ziel angekündigt, das sie eigentlich unter-
stützen: die Gründung eines palästinensi-
schen Staates. Die Bundesregierung vermied
zwar eine klare Festlegung, doch auch Kanz-
lerin Angela Merkel (CDU) hatte im April
gesagt, dass sie „einseitige Schritte“ ablehne.
Eine Verzögerung des Verfahrens soll nun
deshalb Zeit für eine neue Friedensinitiative
schaffen. Wenn die deutsche Diplomatie
sich bei der Entschärfung des Konfliktes be-
weisen will, muss sie ihren Beitrag außer-
halb des Sicherheitsrates leisten – mit den
anderen EU-Staaten im Rahmen des Nah-
ost-Quartetts. Sabine Muscat, New York ❚

Minenfeld Weltregierung
UNO Deutschland will seinen Anspruch auf einen ständigen Sitz im Sicherheitsrat untermauern

Westerwelle im UN-Sicherheitsrat

U
S-Präsident Barack Oba-
ma hat bisher nicht gehal-
ten, was er versprochen
hat – einen eigenen Staat
für die Palästinenser bis
spätetens Herbst dieses

Jahres. Der israelische Premier Benjamin
Netanjahu hat zu lange auf Zeit gespielt und
die Freunde Israels mit seinem Siedlungs-
ausbau irritiert. Und der Präsident der pa-
lästinensischen Autonomiebehörde, Mah-
mud Abbas, scheint alles auf eine Karte zu
setzen. Am vergangenen Freitag hat Abbas
einen Antrag auf Vollmitgliedschaft Palästi-
nas bei den Vereinten Nationen gestellt. Der
Friedensprozess komme nicht voran, be-
gründete er diesen Schritt vor der Vollver-
sammlung, die vergangene Woche tagte. Die
Arabische Liga unterstützt seinen Plan;
ebenso tun dies etwa 150 der 193 UN-Mit-
glieder, darunter Russland und China. Die
USA hatten allerdings ihr Veto angekündigt.
Hinter den Kulissen hatte eine hektische
Kompromisssuche begonnen.
Der FDP-Außenexperte Rainer Stinner
brachte es in der Bundestagsdebatte zu Pa-
lästina am vergangenen Mittwoch auf den
Punkt: Man diskutiere zu einem Zeitpunkt,
an dem „alles im Fluss“ sei und „jede Stun-
de eine neue Situation entsteht“.

Maxime unseres Handelns Peter Beyer
(CDU) erklärte, die „Vision“ einer Region,
in der zwei Staaten, Israel und Palästina, in-
nerhalb „sicherer und anerkannter Gren-
zen“ nebeneinander existieren, bleibe „Ma-
xime“ unseres Handelns. Das Recht der Pa-
lästinenser auf einen eigenen Staat sei inso-

fern „unbestritten“. Aber Präsident Abbas
müsse „mit mehr als einem bloßen Antrag
daherkommen“, ergänzte der CDU-Abge-
ordnete. Deutschland trage eine historische
Verantwortung für die „legitimen Sicher-
heitsinteressen“ Israels. Beyer machte
gleichzeitig darauf aufmerksam, „dass die
Regierung in Jerusalem es selbst Israels
Freunden mit ihrer Politik nicht immer
leicht macht“. Zu nennen sei der Siedlungs-
ausbau und die Politik gegenüber den Paläs-
tinensern. Sie seien Opfer der verfahrenen
Situation und litten unter den zuweilen
„überzogenen Maßnahmen“ Israels. Klar
müsse aber auch sein: Wenn die palästinen-
sische Führung den Verdacht nicht entkräf-
ten könne, dass sie den Terror unterstütze,
könne sie kein Partner in den Friedensge-
sprächen sein.

Existenzrecht Israels Das Existenzrecht
des Staates Israel und das Recht der Palästi-
nenser auf einen eigenen Staat dürften nie-
mals in Frage gestellt werden, betonte auch
der SPD-Abgeordnete Christian Lange.  Der-
zeit finde eine „Welle der Anerkennung“ ei-
nes palästinensischen Staates statt. Damit
wachse die Dringlichkeit, „Bewegung in die
Sache zu bringen“, konstatierte Lange. Ber-
lin müsse andererseits beiden Staaten klar-
machen, dass sie durch eine Zuspitzung der
Auseinandersetzung in der Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen einer Lö-
sung der „Endstatusfragen“ nicht näher-
kommen, betonte der SPD-Abgeordnete.
Die Sozialdemokraten forderten mit ihrem
Antrag (17/6298) „Den Nahost-Friedensbe-
mühmungen neuen Schwung verleihen“

die Bundesregierung auf, dass sie ihre „ne-
gative Vorfestlegung“ gegen die palästinen-
sische Bemühmungen bei den Vereinten
Nationen aufgeben und stattdessen alles of-
fenhalte, was zu einer gemeinsamen euro-
päischen Haltung führen könnte. Die Bun-
desregierung solle sich andererseits für ein
„sofortiges Ende des israelischen Siedlungs-
baus in den palästinensischen Gebieten“
einsetzen, heißt es in der Initiative weiter.
Schließlich gelte es, ein wichtiges politi-
sches Signal auszusenden, in dem sie die pa-
lästinensische Vertretung in Deutschland
aufwertet, betont die SPD-Fraktion in ihrem
Antrag.

Zwei-Staaten-Lösung Für die FDP-Frakti-
on unterstrich ihr Außenexperte Rainer Stin-
ner in der Debatte: „Wir wollen die Zwei-
Staaten-Lösung.“ Dies sei kein „Selbst-
zweck“, sondern „sie soll konkret das Leben
der Menschen verbessern“. Sie müsse aber
von beiden Seiten gewollt sein. „Deshalb
kommen wir an der Notwendigkeit von Ver-
handlungen zwischen den Palästinensern
und Israel über die bekannten Inhalte nicht
vorbei“, sagte Stinner. Bei jeder Lösung
müssten die „völlig berechtigten Sicher-
heitsinteressen Israels“ Berücksichtigung
finden. Stinner stimmte aber gleichzeitig je-
nen zu, die Kritik an der israelischen Füh-
rung übten. Man frage sich manchmal, ob
das Verhalten Israels in den letzten Mona-
ten den Sicherheitsinteressen dienlich gewe-
sen sei, sagte der FDP-Abgeordnete.   
Der Linken-Abgeordnete Wolfgang Gercke
unterstrich, seine Fraktion wolle, dass
Deutschland bei den Vereinten Nationen

dafür stimmt, dass Palästina als Vollmit-
glied aufgenommen werde. Man sei der Auf-
fassung, dass dies der deutschen Verantwor-
tung gegenüber Israel und Palästina entspre-
che.

Für ihn sei es ein „Riesenfortschritt“, dass
die „unbefriedigende Situation“ nicht mit
dem „Griff zur Waffe“, nicht mit neuer Ge-
walt, sondern mit dem Gang zu den Verein-
ten Nationen beantwortet worden sei, un-
terstrich Gercke. Die Fraktion Die Linke hat-
te zur Debatte einen Antrag (17/6150) vor-

gelegt. Darin forderten die Abgeordneten
explizit, den Staat Palästina anzuerkennen.
Nur so könnten Israelis und Palästinensern
ein Leben in Frieden, in politischer Unab-
hängigkeit, in nationaler Sicherheit und
wirtschaftlichem Wohlstand ermöglicht
werden. Die Proklamation des Staates Paläs-
tina sei deshalb auf UN-Ebene und auf der
Grundlage der Grenzen von 1967 zu unter-
stützen, fordern die Abgeordneten. Deswei-
teren solle Bundespräsident Christian Wulff
den Staat Palästina mittels einer Note aner-
kennen. Israel müsse seinen völkerrechts-
widrigen Siedlungsbau beenden und die pa-
lästinensischen Gebiete „nicht länger als
Teil der Innenpolitik“ betrachten. Von der
Hamas sei die Anerkennung des Staates Is-
rael einzufordern, heißt es im Linken-An-
trag weiter. 
Kerstin Müller von der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen sprach von Europas großer
Chance, „eine vermittelnde Rolle zwischen
den Konfliktparteien und den USA einzu-
nehmen“. Die Außenexpertin schloss nicht
aus, dies könnte am Ende zu neuen Verhan-
dungen führen. Außenminister Guido Wes-
terwelle (FDP) dürfe diese Chance und gro-
ße Verantwortung nicht erneut „leichtfertig“
verspielen, so wie er das in der Libyen-Fra-
ge getan habe, unterstrich Müller. Sowohl
der Antrag der SPD-Fraktion als auch die
Initiative der Fraktion Die Linke fanden bei
der Abstimmung am vergangenen Mittwoch
keine Mehrheit.                   Bernard Bode ❚

NAHOST Israel und Palästina bewegen sich keinen Millimeter. Palästinenser-Führer setzt alles auf eine Karte

Auge in Auge

Mehr zum Thema:
www.bundestag.de/dokumente/protokolle
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Anzeige Soldaten für
den Südsudan
AUSWÄRTIGES Bis zum 15. November
2012 sollen im Südsudan bis zu 50 Bundes-
wehrsoldaten eingesetzt werden dürfen.
Dies sieht ein Antrag der Bundesregierung
(17/6987) vor. Die Mission koste rund 
1,88 Millionen Euro. In der Begründung
heißt es, die Regierung in Juba hätte bereits
im Vorfeld der Unabhängigkeit den Wunsch
nach einer weiteren Anwesenheit der Ver-
einten Nationen geäußert, unter anderem
zur Unterstützung des Staatsaufbaus. Kern-
aufgaben der neuen Mission sei deshalb, die
neue Regierung Südsudans bei der Friedens-
konsolidierung und dadurch längerfristig
beim Staatsaufbau und bei der wirtschaftli-
chen Entwicklung zu unterstützen. Zur Ver-
hinderung von Störungen und bewaffneten
Angriffen sei den Soldaten notfalls erlaubt,
Gewalt anzuwenden. Südsudans Präsident
Salva Kiir habe mehrfach angekündigt, mit
der von ihm neu zu benennenden Regie-
rung die Korruption zu bekämpfen. 
Einen „entscheidenden Beitrag“ zur Umset-
zung des Friedensabkommens im Sudan
hat die Bundesregierung dem Einsatz von
Unmis (United Nations Mission in Sudan)-
Truppen bescheinigt. Dies geht aus dem Be-
richt der Regierung zur Teilnahme der Bun-
deswehr an der Friedensmission hervor, die
sie als Unterrichtung (17/7000) vorgelegt
hat. bob ❚
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Bis auf die FDP waren sich alle Fraktionen
weitgehend einig: Die große Anzahl der be-
fristeten Anstellungen des wissenschaftli-
chen Nachwuchses an den deutschen Hoch-
schulen führt zu prekären Lebensverhältnis-
sen und mangelhaften beruflichen Perspek-
tiven. Vor allem die Oppositionsfraktionen
bemängelten dies in der Debatte um die
„Zukunft des wissenschaftlichen Nach-
wuchses“ am vergangenen Donnerstag. Ge-
genstand der Aussprache waren je ein An-
trag der SPD-Fraktion (17/6336) und der
Fraktion Die Linke (17/6488).
„Die Leute sind hoch motiviert, aber sie lei-
den unter großer beruflicher Unsicherheit“,
kritisierte Swen Schulz (SPD). Es gebe zu
wenig Aufstiegschancen an den deutschen
Hochschulen. Weniger als zehn Prozent der
Wissenschaftler hätten überhaupt noch ei-
ne unbefristete Stelle. Viele würden auf-
grund der Perspektivlosigkeit ins Ausland
gehen. „Das ist ein Problem für die gesam-
te Gesellschaft, weil uns die Leute verloren
gehen“, mahnte der Sozialdemokrat. Die
SPD fordert in ihrem Antrag eine Personal-
offensive für die Hochschulen. Es sollen
2.500 Professorenstellen und 1.000 Junior-
professorenstellen geschaffen werden. 
Der Sprecher der Arbeitsgruppe Bildung
und Forschung der CDU/CSU-Fraktion, Al-
bert Rupprecht, teilte die Kritik in einigen

Punkten. Er wies aber auch darauf hin, dass
die Anzahl der Wissenschaftler in Deutsch-
land erheblich gestiegen sei. „Es gab noch
nie so viele Stellen für den wissenschaftli-
chen Nachwuchs an den Hochschulen wie
derzeit“, sagte Rupprecht. An diesem Zu-
wachs habe der Bund einen wesentlichen
Anteil. Dennoch müsste man die Frage stel-
len: Wieso geben die Hochschulen dem wis-
senschaftlichen Nachwuchs diese Sicher-
heit in den Arbeitsverträgen nicht weiter?
„Wir fordern Nachhaltigkeit und Verläss-
lichkeit genauso wie Orientierung an Leis-
tung und Qualität“, betonte Rupprecht.

»Akademisches Proletariat« Die Links-
fraktion wendet sich insgesamt gegen die
Befristung von Arbeitsverträgen in der Wis-
senschaft. „Wenn über akademischen Nach-
wuchs gesprochen wird, dann haben wir es
nicht mit der Vorschulgruppe des Wissen-
schaftssystem zu tun“, sagte Petra Sitte. Es
gehe in dieser Debatte um 85 Prozent der
Wissenschaftler dieses Landes. Das deut-
sche Universitätssystem weise im Kern im-
mer noch die Personalstruktur des 19. Jahr-
hunderts, der alten Ordinarienstruktur, auf.
Inzwischen sei ein akademisches Proletari-
at entstanden, befand Sitte.
Gegen den Ausbau unbefristeter Stellen
wandte sich hingegen Martin Neumann

(FDP). Das deutsche Hochschulsystem sei
international vernetzt. Da gebe es keinen
Platz für nationale Besonderheiten. Grund-
sätzlich forderte Neumann mehr „Autono-
mie für die Hochschulen“. Das würde auch
gleichzeitig die Situation der Wissenschaft-
ler verbessern.
Krista Sager (Bündnis 90/Die Grünen) kri-
tisierte ebenfalls die prekären Beschäfti-

gungsverhältnisse von Wissenschaftlern.
„Wenn Wissenschaft als Beruf im Wettbe-
werb mit privaten Arbeitgebern immer
unattraktiver wird, dann gefährdet das das
deutsche Wissenschaftssystem insgesamt.“
Die Parlamentarierin forderte, das Wissen-
schaftszeitvertragsgesetz zu überarbeiten
und die Tarifsperre im Wissenschaftszeitver-
trag aufzuheben. Annette Rollmann ❚

Z
unächst erschien das neue Ge-
setz wie ein warmer Regen:
Als die sozial-liberale Koaliti-
on unter Willy Brandt am 
1. September 1971 das BaföG
ins Leben rief, deckte der Satz

die Lebenshaltungskosten derer, die davon
profitierten, fast vollständig ab. Und es pro-
fitierten eine Menge – fast 45 Prozent der
Schüler und Studenten erhielten 1972 die
Förderung, die dafür sorgen sollte, dass ein
Studium nicht mehr nur
primär Kindern der
Oberschicht offen steht.
Nach 40 Jahren be-
kommt das Bafög zwar
viele Glückwünsche auch
aus dem Parlament – die
Kritik am Bundesausbil-
dungsförderungsgesetz,
aber ist immens. Unter
18 Prozent der deutschen
Studenten profitieren heute von der Förde-
rung, die maximal 670 Euro beträgt und zur
Hälfte zurückgezahlt werden muss. Ledig-
lich ein Viertel der BaföG-Berechtigten stellt
überhaupt einen Antrag, weil nur wenige
den Höchstsatz bekommen und sich für die
anderen der Papierkrieg für kleine Zuschüs-
se nicht zu lohnen scheint. 
Auch das Ziel, mehr Arbeiterkinder an die
Universitäten zu lotsen, konnte über das
BaföG nicht erreicht werden: Noch immer
sind in Deutschland der Bildungsstatus der
Eltern und die Studienentscheidung der
Kinder eng gekoppelt. Nur 17 Prozent der

Arbeiterkinder beginnen ein Hochschulstu-
dium, während es bei den Akademikerkin-
dern 71 Prozent sind. So ist es in der 19. So-
zialerhebung des deutschen Studenten-
werks aus dem Jahr 2009 nachzulesen.
Die Oppositionsfraktionen des Bundestags
finden das unbefriedigend. Sie haben daher
verschiedene Vorschläge zu einer Weiterent-
wicklung des BaföG vorgelegt, über die das
Parlament am vergangenen Freitag debat-
tierte. So will Die Linke (17/6372) eine Er-

höhung des
BaföG um
zehn Pro-
zent zum 
1. Oktober,
eine Umstel-
lung der För-
derung auf
einen Voll-
z u s c h u s s
und eine

Ausweitung des Berechtigtenkreises. Die
derzeitige Ausgestaltung der Förderung ge-
he an der Lebenswirklichkeit der Studenten
vorbei, unterstrich die Linken-Abgeordnete
Nicole Gohlke, entsprechend seien die Er-
gebnisse diverser OECD-Studien immer
wieder „die Quittung für ein sozial diskri-
minierendes Bildungssystem“. 
Auch Bündnis 90/Die Grünen will die Bil-
dungspotenziale von Nicht-Akademikerfa-
milien besser als bisher ausschöpfen. Um
das zu erreichen, will die Fraktion das
BaföG künftig als Zwei-Säulen-Modell ge-
stalten (17/7026). Neben einem elternun-

abhängigen Vollzuschuss, der allen Studen-
ten gewährt werden soll, wollen die Grünen
eine soziale Komponente für Studenten aus
einkommensarmen Elternhäusern schaffen.
Es sei „traurige Realität“, sagte der Sprecher
der Grünen für Bildungs- und Hochschul-
politik, Kai Gehring, dass das Einkommen
der Eltern entscheidend für den Bildungs-
weg sei. Auch die SPD macht sich für einen
Ausbau des BaföG stark. Der Abgeordnete
Swen Schulz mahnte an, es sei nötig, das
Bafög stetig auszubauen, weil es ein Men-
schenrecht auf Bildung gebe, das nicht vom
Geldbeutel abhängig sein dürfe. Der Bun-
destag überwies beide Anträge zur weiteren
Beratung in die Ausschüsse. 

Hochschulzulassung Abgelehnt wurden
zwei Anträge der SPD und der Linken zum
System der Hochschulzulassung. Ihrer An-
sicht nach halten nicht nur mangelnde fi-
nanzielle Mittel, sondern auch Probleme
bei der Studienplatzvergabe Absolventen
davon ab, ein Studium zu beginnen. Mehr
als die Hälfte aller grundständigen Studien-
gänge seien im Wintersemester 2010/2011
zulassungsbeschränkt gewesen, klagte Ni-
cole Gohlke. Nach Lesart der Linksfraktion,
die eine bundesgesetzliche Zulassung der
Hochschulzulassung fordert (17/5475), be-
schneiden diese Beschränkungen „die Frei-
heit der Berufswahl“. Das Zulassungschaos
führe dazu, dass sich viele Absolventen dop-
pelt und dreifach um Studienplätze bewer-
ben und dennoch am Ende Studienplätze
unbesetzt bleiben. 

Die Sozialdemokraten kritisierten, dass der
Start des Dialogorientierten Servicefahrens,
das für eine effizientere Vergabe von Studi-
enplätzen sorgen sollte, verschoben werden
musste. Es sei „eine Blamage“, dass gerade
jetzt, wo es durch doppelte Abiturjahrgänge
und die Aussetzung der Wehrpflicht einen
Bewerberansturm gebe, den Absolventen
noch immer ein „Bürokratiedschungel“
drohe, sagte die SPD-Bildungsexpertin Ulla
Burchardt. Ihre Fraktion fordert deshalb ei-
nen „Notfallplan“ für die Hochschulzulas-
sung zum Wintersemester 2011/2012
(17/5899).
Die Koalitionsfraktionen wehrten sich ge-
gen die Kritik der Opposition. Das Bafög sei
eine „bildungspolitische Erfolgsgeschich-
te“, betonte der bildungspolitische Sprecher
der FDP, Patrick Meinhardt. Die ambitio-
nierten Forderungen der Opposition nach
seinem Ausbau ließen außer acht, dass da-
bei auch die Bundesländer „ihre Hausaufga-
ben machen müssen“. 
Der CDU-Abgeordnete Stefan Kaufmann
warf den Oppositionsfraktionen vor, bei ih-
ren Forderungen zu vergessen, dass diese
auch finanziert werden müssten und
wünschte „viel Spaß bei der Auseinanderset-
zung mit ihren Haushältern“. Die Oppositi-
on ziehe regelmäßig die Spendierhosen an
und forderte morgens Erhöhungen, die sie
abends abends im Vermittlungsausschuss
verhindere. Die Koalition  habe das BaföG
in den vergangenen Jahren mehrfach sinn-
voll reformiert und dafür „Rekordsummen“
ausgegeben. Susanne Kailitz ❚

Physikstudenten an der Universität Leipzig.

BILDUNG Das BaföG wird 40 – doch die Bilanz fällt höchst unterschiedlich aus

Unerfüllte Wünsche 

Stasi-Gesetz vor
Verabschiedung
KULTUR Der Bundestag wird voraussicht-
lich am Freitag die achte Novelle des Stasi-
Unterlagengesetzes verabschieden und da-
mit die Arbeit der Stasi-Unterlagenbehörde
(BSTU) bis zum 31. Dezember 2019 verlän-
gern. Ebenso verlängert und ausgeweitet
werden sollen die Überprüfungsmöglich-
keiten auf eine frühere Tätigkeit für das Mi-
nisterium für Staatssicherheit der DDR. Der
Kulturausschuss gab dem Gesetzentwurf
von CDU/CSU und FDP (17/5894) am ver-
gangenen Mittwoch in einer geänderten
Fassung grünes Licht. Die SPD und Die Lin-
ke stimmten gegen den Entwurf, die Grü-
nen enthielten sich der Stimme. 
Mit Hinweis auf die Ergebnisse der öffentli-
chen Anhörung des Kulturausschusses ver-
schärften Union und Liberale  ihren Gesetz-
entwurf noch einmal. Eine Stasi-Überprü-
fung im öffentlichen Dienst soll jetzt bereits
ab der Gehaltsgruppe A9/E9 durch den
Dienstherrn veranlasst werden können.
SPD und Grüne, die eine Gesetzesnovelle
prinzipiell befürworten, sind indes gegen
eine Überprüfung ohne „tatsächliche An-
haltspunkte“. Die Linke lehnt die Novelle
insgesamt ab und fordert eine Überführung
der Stasi-Akten in das Bundesarchiv. 
Der geänderte Gesetzesentwurf sieht zudem
ein Beschäftigungsverbot für frühere Stasi-
Mitarbeiter beim BSTU vor. Die in der Be-
hörde noch tätigen Stasi-Mitarbeiter sollen
innerhalb des Bundesdienstes versetzt wer-
den.    aw ❚

Medienpreis des
Parlaments
BUNDESTAG Seit 1993 vergibt der Bundes-
tag den Medienpreis Politik. Dieser würdigt
publizistische Arbeiten – sei es in Tages-
oder Wochenzeitungen, in regionalen oder
überregionalen Medien, in Printmedien,
Online-Medien oder in Rundfunk und
Fernsehen – , die zu einem vertieften Ver-
ständnis parlamentarischer Praxis beitragen
und zur Beschäftigung mit den Fragen des
Parlamentarismus anregen. Die Auszeich-
nung ist mit 5.000 Euro dotiert und wird
vom Bundestagspräsidenten  verliehen. Die
Bewerbungsfrist für das diesjährige Verfah-
ren endet am 30. September 2011.
Der eingereichte Beitrag muss nach dem 
30. November 2010 erschienen sein. Es wer-
den sowohl Eigenbewerbungen als auch Be-
nennungen durch Dritte berücksichtigt.
Dem Bewerbungsschreiben sind zehn
Exemplare der zur Auszeichnung vorge-
schlagenen Arbeiten und Lebensläufe der
Autoren beizufügen.
Die Auswahl der Preisträger erfolgt durch ei-
ne unabhängige Fachjury aus sieben renom-
mierten Journalistinnen und Journalisten.
Bewerbungen sind an folgende Adresse zu
richten: 
Deutscher Bundestag, 
Fachbereich WD 1
Platz der Republik 1
11011 Berlin BT ❚

Einsatz für
Urheberschutz
RECHT Die Zahlung einer „angemessenen
Vergütung“ ist sowohl für die Nutzung ver-
griffener als auch verwaister Werke erforder-
lich. Darin waren sich Christian Sprang, Jus-
tiziar beim „Börsenverein der Deutschen
Buchhandels“ und Robert Staats von der
„Verwertungsgesellschaft Wort“ (VG) einig.
Durch die Einbeziehung der VG Wort  sei si-
chergestellt, dass die Belange der Urheber
und sonstige Rechteinhaber gewahrt wür-
den, gleichzeitig aber für die „privilegierten
Einrichtungen angemessene und praktika-
ble Nutzungsbedingungen“ vorgesehen
würden, betonte Staats weiter. 
Neun Sachverständige ergriffen das Wort
bei der öffentlichen Anhörung des Rechts-
ausschusses zur Digitalisierung verwaister
und vergriffener Werke am vergangenen
Montag. Der Sachverständige Sprang for-
derte, eine gesetzliche Regelung für vergrif-
fene und verwaiste Werke durch den Bun-
destag solle ausdrücklich auf Bücher be-
schränkt werden, die in Deutschland verlegt
worden und erschienen sind. Umgekehrt
solle die Bundesregierung darauf bestehen,
dass in der gesamten EU das Ursprungs-
landprinzip strikt beachtet wird. Nur hin-
sichtlich deutscher Bibliotheken und Ver-
wertungsgesellschaften hätten die hiesigen
Verlage das „volle Vertrauen“, dass Regelun-
gen für die massenhafte Digitalisierung ver-
griffener und verwaister Bücher nicht miss-
braucht würden. Doch es gab auch Gegen-
stimmen: Die Sachverständigen Rainer
Kuhlen, Informationswissenschaftler von
der Universität Konstanz, und Till Kreutzer
betonten übereinstimmend, dass sie eine
Vergütung für die Nutzung im öffentlichen
Interesse und durch entsprechende Institu-
tionen nicht für erforderlich halten. Auch
der Entwurf der EU-Kommission zu den
verwaisten Werken sehe eine solche Vergü-
tung nicht vor, wohl aber eine bei deren
kommerziellen Nutzung. bob ❚

»Bildung 
darf nicht vom
Geldbeutel 
abhängen.«
Swen Schulz (SPD)
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Hochmotivierte mit mangelhaften Perspektiven
BILDUNG Parlamentarier kritisieren befristete Arbeitsverträge für junge Wissenschaftler an Hochschulen
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Die Opposition will das BaföG für Studenten und Schüler erhöhen. Die Koalition weist dies mit Verweis auf die Haushaltslage zurück.

Frank Nordhausen,
Thomas Schmid:
Die arabische
Revolution.

Ch. Links Verlag,
Berlin 2011;
215 S., 16,90 €

Obwohl geografisch nahe, ist der Orient für
viele Europäer noch immer „das Fremde“,
von dem eine Gefahr ausgeht. Geradezu
„mythisch überhöht, werde die arabische
Welt hierzulande, schreiben die Journalisten
Frank Nordhausen und Thomas Schmid in ih-
rem Buch über „Die Arabische Revolution“.
„Dem Narrativ vom geheimnisvollen Orient
entspricht die Angst vor dem Unbekannten,
Angst vor dem, was ,dort unten’ vor sich
geht.“ Es könnte eine der positiven Folgen
des arabischen Aufstandes sein, dass diese
Ängste abnehmen. Der Ruf der arabischen
Jugendlichen nach Freiheit und Demokratie
klingt für Europäer wohlbekannt.Auf einmal
merken sie, dass ihnen ihre arabischen
Nachbarn ähnlicher sind als gedacht.
Das Buch trägt dazu bei, die arabische Welt
besser kennen zu lernen. In elf Kapiteln be-
schreibt der Sammelband kenntnisreich und
sachlich die Lage in den unterschiedlichen
arabischen Ländern. Einerseits wird deut-
lich, wie nahe sich diese sind – in Windesei-
le sprang der Aufstand von einem Staat zum
nächsten. Andererseits zeigt sich auch, dass
die Voraussetzungen in den einzelnen Län-
dern grundsätzlich anders sind.Während die
Autoren zu Recht hoffen, „dass sich in Tu-
nesien und Ägypten demokratische Verhält-
nisse stabilisieren“, findet die Rebellion im
erzkonservativen Saudi-Arabien kaum Reso-
nanzboden. Anders als beim Domino falle
deswegen auch nicht gleich ein Regime
nach dem anderen um, resümieren Nord-
hausen und Schmid.
Die Autoren ermahnen Europa, die Revolu-
tion nicht als Gefahr, sondern als Chance zu
sehen: „Gelingt es, die Weichen in Richtung
Demokratie zu stellen, kann die Mittelmeer-
region ein gemeinsamer Lebens- und Wirt-
schaftsraum werden und Frieden auch in der
bisher so krisengeschüttelten Region ein-
kehren.“ Nicht zuletzt wird es darauf an-
kommen, die wirtschaftlichen und sozialen
Probleme zu lösen. Denn auch das macht
das Buch klar: Scheitert die Revolutionen,
dann profitieren davon Populisten und Isla-
misten. Europa müsste sich auf einen neuen
Flüchtlingsstrom vorbereiten. jku ❚

KURZ REZENSIERT

Francisco Goldman:
Die Kunst des 
politischen Mordes.

Rowohlt Verlag,
Reinbek 2011;
506 S., 24,95 €

Der Schriftsteller Francisco Goldman recher-
chierte und berichtete 1998 für die Zeit-
schrift „New Yorker“ über die Ermordung
des guatemaltekischen Befreiungstheolo-
gen und Menschenrechtlers Bischof Juan
Gerardi. Der beliebte Priester war unter mys-
teriösen Umständen am 26. April 1998 in
der Garage seines Pfarrhauses umgekom-
men. Angeblich hatte ihn ein Obdachloser
getötet – ausgerechnet zwei Tage nach der
Vorstellung seines vierbändigen Schlussbe-
richts „Guatemala: Nie wieder“. Im Mittel-
punkt der Untersuchung standen die „Ver-
schwundenen“ sowie die Massaker und die
systematische Gewalt, der die Bevölkerung
seit Beginn der 1960er Jahre ausgesetzt ge-
wesen war. Nachdrücklich hatte der Bischof
dazu aufgerufen, die Menschenrechtsverlet-
zungen der Militärdiktatur offenzulegen, die
unter dem Vorwand des „Kampfes gegen
den Kommunismus“ begangen worden wa-
ren. In Wirklichkeit hatten die Militärs ver-
sucht, die Herrschaft der Oligarchie und der
Armee zu sichern. Opfer der Repressionen
und der politischen Morde waren vor allem
Anwälte, Lehrer, Journalisten, Bauernführer
und Priester.
Der Gerardi-Bericht stand nicht nur für das
Ende der Militärdiktatur und die Demokra-
tisierung des Landes. Da die Armee im Zuge
des Friedensvertrages vom Dezember 1996
eine Amnestie durchgesetzt hatte, wurde sie
für ihre Kriegsverbrechen mit 200.000 Toten
nicht zur Rechenschaft gezogen. Deshalb
sollte der Bericht des Bischofs  sicherstellen,
dass diese Verbrechen zumindest nicht län-
ger verschwiegen werden können.
Acht Jahre lang verfolgte Francisco Gold-
man den Fall Gerardi und sprach vor Ort mit
den Ermittlern. Dabei förderte der Schrift-
steller zu Tage, dass die Militärs versucht
hatten, den politischen Mord einem Un-
schuldigen anzulasten und wie sich die jun-
ge Demokratie während der Gerichtsverfah-
ren zur Wehr setzte. Schließlich gelang es,
die wahren Schuldigen zur Rechenschaft zu
ziehen. Ein empfehlenswertes Buch über La-
teinamerika und einen wahren Märtyrer der
Demokratie. manu ❚
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> Egon Lutz ✝✝
Bundestagsabgeordneter 1972-1990,
SPD
Am 4. September starb Egon Lutz im Alter
von 77 Jahren. Der in Oldenburg beheimate-
te Redakteur trat 1953 der SPD bei. Lutz, von
1972 bis 1983 Direktkandidat des Wahlkrei-
ses Nürnberg-Süd, engagierte sich im Aus-
schuss für Arbeit und Sozialordnung.

> Ludolf-Georg von Wartenberg
Bundestagsabgeordneter 1976-1990,
CDU
Am 22. September wurde Ludolf-Georg von
Wartenberg 70 Jahre alt. Der promovierte
Volkswirt trat 1967 der CDU bei und gehör-
te von 1970 bis 1976 dem Landtag in Han-
nover an. Im Bundestag arbeitete von War-
tenberg im Finanzausschuss mit. Von 1987
bis 1989 war er Parlamentarischer Staatsse-
kretär im Wirtschaftministerium.

> Margitta Terborg
Bundestagsabgeordnete 1980-1998,
SPD
Margitta Terborg wurde am 23. September 
70 Jahre alt. Die aus Oldenburg stammende
Sozialpädagogin trat 1965 der SPD bei und
war von 1976 bis 1980 Bürgermeisterin in Nor-
denham. Die Direktkandidatin des Wahlkreises
Delmenhorst-Wesermarsch-Oldenburg-Land
arbeitete im Ausschuss für innerdeutsche Be-
ziehungen und im Auswärtigen Ausschuss.

> Alwin Brück
Bundestagsabgeordneter 1965-1990,
SPD
Alwin Brück wurde am 23. September 80
Jahre alt. Der aus dem Saarland stammende
Redakteur trat 1952 der SPD bei und gehör-
te von 1960 bis 1989 dem Landesvorstand
Saar an. Brück, von 1974 bis 1982 Parlamen-
tarischer Staatssekretär im Bundesministeri-
um für wirtschaftliche Zusammenarbeit, en-
gagierte sich im gleichnamigen Ausschuss.

> Roswitha Wisniewski
Bundestagsabgeordnete 1976-1994,
CDU
Am 23. September vollendete Roswitha Wis-
niewski ihr 85. Lebensjahr. Die Universitäts-
professorin aus Heidelberg schloss sich 1972
der CDU an und gehörte dem Landesvor-
stand in Baden-Württemberg an. Sie arbeite-
te im Bundestag zuletzt im Innenausschuss.

> Karl Heinz Lemmrich
Bundestagsabgeordneter 1961-1988,
CSU
Karl Heinz Lemmrich vollendet am 28. Septem-
ber sein 85. Lebensjahr. Der Diplom-Ingenieur
aus dem oberbayerischen Sauerlach, seit 1947
CSU-Mitglied, war langjähriger Direktkandidat
des Wahlkreises Donau-Ries. Im Bundestag ar-
beitete er vor allem im Verkehrsausschuss mit
und leitete diesen von 1976 bis 1988.

> Erhard Mahne
Bundestagsabgeordneter 1972-1983,
SPD
Am 29. September wird Erhard Mahne 
80 Jahre alt. Der Angestellte aus Bielefeld
trat 1958 der SPD bei und war stets Direkt-
kandidat des Wahlkreises Lippe I. Der Parla-
mentarische Staatssekretär im Verkehrsmi-
nisterium von 1979 bis 1982 hat sich auch im
gleichnamigen Ausschuss engagiert.

> Alfred Nann
Bundestagsabgeordneter 1969, SPD
Am 29. September vollendet Alfred Nann
sein 85. Lebensjahr. Der promovierte Land-
wirt aus Stuttgart rückte am 17. Februar
1969 in den Bundestag nach.

> Inge Wettig-Danielmeier
Bundestagsabgeordnete 1990-2005,
SPD
Am 1. Oktober wird Inge Wettig-Danielmeier
75 Jahre alt. Die aus Göttingen stammende
Sozialwirtin trat 1959 der SPD bei, von 1972
bis 1990 gehörte sie dem niedersächsischen
Landtag an. Von 1991 bis 2007 war sie SPD-
Schatzmeisterin, von 1982 bis 2007 Mitglied
des Parteivorstands. Sie arbeitete zuletzt im
Auswärtigen Ausschuss. bmh ❚

Abenddämmerung über dem Berliner Regierungsviertel.
Die Sonne senkt sich über die Stadt und geht unter. 20 Uhr:
Die Fassade des Marie-Elisabeth-Lüders-Hauses wird mit
Projektionen erleuchtet, Musik ist zu hören, historische Zi-
tate erklingen. „Schaut auf diese Stadt“, ruft Ernst Reuter.
„Mister Gorbatschow, tear down this wall“, fordert Ronald
Reagan. Fußgänger, die am Reichstagsufer entlang gehen,
bleiben stehen, schauen hin, sind beeindruckt. Licht, Bild
und Ton bilden eine harmonische Atmosphäre.
Gegen 20.30 Uhr wird der Ort endgültig zur Lichtspielbüh-
ne. „Dem deutschen Volke – eine parlamentarische Spu-
rensuche. Vom Reichstag zum Bundestag“ heißt der fast 
20-minütige Film, der bis zum Tag der deutschen Einheit
am 3. Oktober täglich auf dem großen Rundfenster des
Marie-Elisabeth-Lüders-Hauses gezeigt wird. 
Er beginnt mit der Kaiserzeit Ende des 19. Jahrhunderts
und erläutert zunächst den Weg zur Weimarer Republik.
Die dann folgenden Minuten zeigen die Machtübernahme
der Nationalsozialisten, der Weg ihrer Schreckensherr-

schaft in den verheerenden Zweiten Weltkrieg und die an-
schließende Teilung Deutschlands. Der brennende Reichs-
tag, Menschen zwischen Trümmern, Panzer in der Stadt:
Die Szenen führen den Zuschauern eine dunkle Zeit vor
Augen. 
Auf die „Spurensuche“ durch die Parlamentsgeschichte,
von der auch der Filmtitel spricht, kann man sich direkt
vor Ort begeben. Die Geschichtsstunde findet nicht in ent-
fernten Klassenräumen, sondern an einem historischen
Schauplatz statt. Dies gilt nicht nur für das Reichstagsge-
bäude, sondern auch für den Standort des Marie-Elisabeth-
Lüders-Hauses. Bis 1989 verlief hier, wie auch am Reichs-
tagsufer, die innerdeutsche Grenze mit Mauer und Todes-
streifen. Anstelle von Lichtspielen gab es damals Schein-
werfer auf der Jagd nach Flüchtlingen, statt
Tonprojektionen allenfalls Lautsprecherrufe der Mauer-
wächter. Doch der Film – beziehungsweise der in ihm ge-
zeigte jüngere Teil deutscher Geschichte – endet versöhn-
lich: Die Mauer fällt, Deutschland feiert die Wiederverei-

nigung. Das Publikum kann mitverfolgen, wie die Wahl
auf Berlin als Regierungssitz fällt und das erweiterte Parla-
ment ins umgebaute Reichstagsgebäude zieht, wie also
letztendlich der Ort entsteht, an dem sich die Besucher be-
finden.
Den Zuschauern gefällt, was sie sehen. Einige von ihnen
sind extra für den Film zum Reichstagsufer gekommen, an-
dere kamen zufällig vorbeigeschlendert. Nach der Vorstel-
lung klatschen sie , sind begeistert. Klaus Klenke aus Düs-
seldorf ist überwältigt: „Ausgezeichneter Film, optisch und
technisch exzellent! Sehr bewegend, gerade an diesem
Ort.“ Adriana Gomez aus Kolumbien war ebenfalls be-
rührt, sie musste sogar weinen. „Ich habe kein Wort ver-
standen, aber ich habe die Gefühle verstanden, da ich
weiß, was hier geschehen ist“, sagt sie. Nach zwei Wieder-
holungen klingt die Vorführung mit erneuten Licht- und
Tonprojektionen bis 22 Uhr langsam aus. Mittlerweile ist
es Nacht über Berlin, der Himmel über der Stadt längst
dunkel. Jan Christian Pinsch ❚

»Sehr bewegend, gerade an diesem Ort«

ORTSTERMIN: AM REICHSTAGSUFER

Das höchste
Gericht
28.09.1951: Start in Karlsruhe „Wir
Richter des Bundesverfassungsgerichts
sind Knechte des Rechts und dem Geset-
ze Gehorsam schuldig“, sagte der erste
Präsident des Bundesverfassungsgerichts,
Hermann Höpker-Aschoff, bei seiner An-
trittsrede. Bereits 1949 war im Grundge-
setz ein eigenständiges Verfassungsge-
richt etabliert worden – ein Novum in der
deutschen Geschichte. Jedoch dauerte es
noch weitere zwei Jahre, bis das höchste
Gericht seine Arbeit am Freitag, 28. Sep-
tember 1951, in Karlsruhe aufnahm. Sei-

ne Aufgabe: Einhaltung und Auslegung
des Grundgesetzes zu überwachen. Zu-
nächst bestand das Bundesverfassungsge-
richt aus zwei Senaten mit je zwölf Rich-
tern, 1963 wurde die Zahl auf insgesamt
16 Richter reduziert. Gewählt werden sie
jeweils zur Hälfte von Bundestag und
Bundesrat. Die Richter prüfen Gesetze auf
ihre Verfassungsmäßigkeit, entscheiden
über den Entzug von Grundrechten und
das Verbot von Parteien. So verbot das
Gericht 1952 die rechtsradikale Sozialis-
tische Reichspartei (SRP) und 1956 die
Kommunistische Partei Deutschlands
(KPD). 
Die Entscheidungen des Bundesverfas-
sungsgerichts sind unanfechtbar. An sei-
ne Rechtsprechung sind alle Staatsorgane
gebunden – sehr zum Unmut mancher
Regierung: So bezeichnete Kanzler Aden-
auer (CDU) das sogenannte 1. Rund-
funkurteil 1961, in dem das Gericht ein
vom Bund kontrolliertes zweites bundes-
weites Fernsehprogramm als nicht mit
dem Grundgesetz vereinbar erklärte,
schlicht als falsch. Und Kanzler Helmut
Schmidt (SPD) sah das Gericht gar als
„Ersatzgesetzgeber“, als es in der Zeit der
sozialliberalen Koalition Korrekturen
von Gesetzen erzwang. Tatjana Heid ❚

Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik? Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1, 11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung der
Redaktion wider. Die Redaktion behält
sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das Parla-
ment“ erscheint am 4. Oktober.

Griechenland muss seine Haus-
aufgaben machen, damit die
nächste Tranche fließt. Italien
muss Hausaufgaben machen,

um sich preiswert mit Krediten eindecken
zu können. Eigentlich müssen alle Euro-
länder nachsitzen, um den Untergang ih-
rer Währung abzuwenden. Europa blickt
in den Abgrund, lutscht am Bleistift –
und macht Hausarbeiten. 
Finanzexperten schreiben ungebeten
Zensuren ins Übungsheft: setzen, Sechs,
nachsitzen! Rettungspakete gleichen Tro-
janischen Pferden, in deren Bauch die
Sparkommissare von der Troika lauern.
Das nagt am Selbstvertrauen der stolzen
Europäer. Über ihnen, am verfinsterten
Himmel, schleudern Ratingagenturen
mit Blitzen wie ein strafender Zeus. 
In jedem Europäer schlummert ein klei-
ner Faulpelz. Und ein deutscher Finanz-
minister, der den Faulpelz antreibt: An
die Arbeit, aber zack, zack! Schulden-
bremse, Stabilitätspakt, Maastricht! Im
Minutentakt ploppen neue knifflige Auf-
gaben auf: Geordnete Insolvenz? Schul-
denschnitt? Ein neues Konjunkturpaket,
ein neuer Schirm? Finde eine Lösung! Du
hast fünf Minuten Zeit! Mache einen
Leerverkauf auf der Schlossstraße. Die ge-
hört dir zwar nicht, aber du kannst sie
trotzdem verkaufen. Verspekuliert? Dann
gehe zurück auf Start!
Es ist ja auch verwirrend. Der Markt, der
strenge Disziplinator, spielt mit den
Schülern Hase und Igel. Seine strafende
Hand bleibt unsichtbar. Sein scharfes
Schwert ist der Vertrauensentzug. Wer
sich bei Banken verschuldet, um Banken
zu retten, die nach den Regeln des Mark-
tes gescheitert sind, hat Chancen auf ein
Triple A. Wer sich verschuldet, um nicht
marktfähige Staatsbetriebe am Laufen zu
halten, ist ein Taugenichts, erhält ein lau-
siges CCC und vom deutschen Wirt-
schaftsminister ein vernehmliches „Ku-
ckuck“ hinterhergerufen. Europa drückt
die Schulbank und macht Hausarbeiten
Aber was lernt es? Alexander Heinrich ❚

Europa lutscht
am Bleistift
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VOR 60 JAHREN ...

Das Prinz-Max-Palais in Karlsruhe: ers-
ter Sitz des Bundesverfassungsgerichts

Die Projektionen am Marie-Elisabeth-Lüders-Haus von der anderen Spreeseite gesehen
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BUNDESTAG LIVE

Topthemen vom 26.-30.09.2011
Euro-Rettungsschirm (Do), 50 Jahre
Entwicklungszusammenarbeit (Fr)

Phoenix überträgt live ab 9 Uhr

Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesordnung sowie die
Debatten im Livestream

Zur Ausgabe 37/38 vom 12.09.2011,
„Die Eurokrise im Nacken“, Seite 1
Die Überschrift bringt es treffend auf den
Punkt. Denn die Bewältigung der Euro-Kri-
se bewahrheitet einmal mehr den Aus-
spruch Bismarcks, dass Politik lediglich die
Kunst des Möglichen ist. Wobei allerdings
unabhängig von allen angebotenen ökono-
mischen Rezepten Angela Merkels Denken
in die richtige Richtung führt, die Wirt-
schaftsordnung dahingehend umzugestal-
ten, dass sie nicht mehr zu einseitig auf Kos-
ten künftiger Generationen stattfindet. Da
erstens ein wesentlicher Grund für die Tur-
bulenzen auf den Finanzmärkten darin
liegt, dass es auf Grund einer immer schnel-
leren Gewinnmaximierung den meisten Ge-
schäftsmodellen der Ban-
ken nach wie vor an Nach-
haltigkeit und echter Wert-
schöpfung mangelt. Und
zweitens nicht nur Diktatu-
ren wie in Nordafrika, son-
dern auch Demokratien ge-
fährlich ins Wanken geraten
können, wenn es der Jugend
wegen einer zu kurzsichti-
gen Wirtschaftspolitik an ei-
ner Perspektive fehlt. Des-
halb hilft Sparen alleine
nicht weiter, sondern man
muss sich mit den südeuro-
päischen Staaten auch ein-
mal über deren viel zu ge-
ringe Bildungs- und For-
schungsausgaben sowie die
katastrophale Arbeitsmarkt-
politik unterhalten. 

Rasmus Helt, 
Hamburg

Zur Ausgabe 37/38 vom
12.09.2011, „Zitat der
Woche“, Seite 1
So locker, wie der Bundes-
minister der Finanzen die fi-
nanzielle Situation
Deutschlands sieht – „Wir
ertrinken nicht in Schul-
den“ –, sollte und kann
man es nicht sehen. Der
zweitgrößte Ausgabenpos-
ten im Bundeshaushalt
2012 sind nun einmal die
zu zahlenden Zinsen in Hö-

he von etwas mehr als 40 Milliarden Euro.
Im Vergleich dazu entfallen auf die beiden
Haushalte Bildung und Forschung sowie
Gesundheit zusammen lediglich 27,7 Milli-
arden Euro. Herr Schäuble sollte auch nicht
vergessen, dass die deutsche Gesamtver-
schuldung bei etwa zwei Billionen Euro
liegt und damit das eine Maastricht-Kriteri-
um der Gesamtverschuldung von maximal
60 Prozent seit jeher nie erfüllt wurde. Heu-
te liegt die Gesamtverschuldung Deutsch-
lands bei einem Wert von 83,2 Prozent. 
Wir ertrinken zwar nicht in Schulden, aber
wir bauen auch keine Schulden ab, sondern
verschulden uns immer weiter. 

Hans-Dieter Seul, 
Berlin

Zur Ausgabe 35/36 vom 29.08.2011,
„Zeit für politische Lösungen“, Seite 2
Kriege und Militäreinsätze lösen keine Pro-
bleme. Dafür sind oft langwierige Verhand-
lungen mit Interessenausgleichen erforder-
lich. Diese Auffassungen nehmen unter Po-
litikern und Generälen immer mehr zu.
Nachbetrachtungen zu den Kriegen wie in
Afghanistan, im Irak oder in anderen Staa-
ten zeigen eine ungenügende Nutzung von
politischen und diplomatischen Möglich-
keiten zum Erhalt des Friedens. Tausende
Tote, Verletzte und Vertriebene sowie die
Zerstörung wertvoller Wirtschafts- und Kul-
turgüter hätten vermieden werden können.
Angesichts der vielen Opfer und Zerstörun-
gen durch Naturkatastrophen sind Kriege

eine Schande für die Zivilgesellschaft. Die
Nato als Garant für Frieden, Demokratie
und Gerechtigkeit büßt durch ihre Kriegs-
teilnahme viel an Ansehen ein.
Als Hauptursache für Konflikte und Kriege
werden immer wieder Armut und Perspek-
tivlosigkeit der Jugend angesehen. Hinzu
kommen fehlende Demokratie und Gerech-
tigkeit bei der Verteilung nationaler Reich-
tümer. Diese Probleme lassen sich nicht mit
Bomben und Soldaten lösen. Sie erfordern
Verhandlungen mit repräsentativen Vertre-
tern aller Volksgruppen sowie deren Beteili-
gung an der Macht und dem Aufbau der Ge-
sellschaft. 

Joachim Wolf,
Strausberg

SEITENBLICKE
PANNENMELDER

Zur Ausgabe 37/38 vom
12.09.2011
Es waren wohl zu viel der
Zahlen in der Haushaltsaus-
gabe. So lässt sich erklären,
dass auf Seite 1 der Bundes-
haushalt 2011 angekündigt
ist – und nicht der von 2012,
wie es richtig gewesen wäre.
Auch in der Tabelle auf Seite
3 kündigen wir die Zahlen
von 2011 an, obwohl sie na-
türlich aus dem Haushalts-
plan von 2012 stammen. 
In dem Artikel „Grüne Kritik
an Neumann“ auf Seite 6 ist
der Haushalt 2012 des Bun-
desbeauftragten für Kultur
und Medien, Staatsminister
Bernd Neumann (CDU),
mit 1,02 Milliarden Euro be-
ziffert. Diese Angabe war lei-
der unvollständig: Es fehlten
die Haushaltsposten des
Bundesarchivs, des Bundes-
beauftragten für die Stasi-
Unterlagen und des Bundes-
instituts für die Kultur und
Geschichte der Deutschen
im östlichen Europa, die
ebenfalls im Verantwor-
tungsbereich von Neumann
liegen. Insgesamt beläuft
sich sein Haushalt somit auf
1,16 Milliarden Euro.


